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Formvorschriften im Verkehr mit Gemeinden. 
Von Dr, Karding, Berlin, 


Die Deutsche Gemeindeordnung vom 
30. 1. 1935 hat uns die lang ersehnte Einheit des 
Rechts für ganz Deutschland gebracht. Was das be- 
deutet, können nur diejenigen beurteilen, die in der 
voraufgegangenen Zeit sich mit der Mannigfaltigkeit 
der Bestimmungen nicht nur in den deutschen 
Ländern, sondern auch in den preußischen Provinzen 
herumzuschlagen hatten. Die Rechtseinheit ist 
damit errungen. Damit sie auch zur stärkeren 
Rechtssicherheit werde, ist es erforderlich, daß 
die neuen Bestimmungen von den Beteiligten gleich- 
mäßig und richtig angewandt werden. 

Auf keinem Gebiet ist dies für die Stadt selbst 
und für ihre Vertragsfreunde wichtiger als auf dem 
Gebiet der urkundlichen Verpflichtun- 
gen. Hierfür bestehen Formvorschriften, deren 
peinlich genaue Einhaltung die Voraussetzung 
fürdieGültigkeitder Vereinbarungen 
bildet, Diese Formvorschriften sind, wie es schon für 
das frühere Recht vom höchsten Gericht wiederholt 
erklärt worden ist, zum Schutz der Verwaltung er- 
lassen. Ihre Nichtbeachtung macht die betroffene 
Urkunde wertlos. Sie führt, wie bittere Erfahrung 
manchen kommunalen Gläubiger gelehrt hat, zur 
Nichtigkeitder Verpflichtungserklä- 
rung. Die Städte dürfen nicht ungehalten sein, 
wenn ein vorsichtiger Gläubiger deshalb genau nach- 
prüft, ob die unter der Vertragsurkunde stehenden 
Unterschriften auch wirklich voll den gesetzlichen 
Bestimmungen entsprechen. Ein Mangel in der Form 
wird weder dadurch geheilt, daß eine Zeitlang dem 
nichtigen Vertrage gemäß verfahren wird, noch läßt 
er sich durch den Hinweis auf Treu und Glauben 
abwehren. 

Die Schwierigkeit wird dadurch gesteigert, daß 
die Formvorschriften nicht einfach sind; auch 
dadurch, daß in den Verwaltungen selbst vielfach 
noch die Erinnerung an die frühere Regelung mit- 
spielt und eine unvoreingenommene Anwendung der 
neuen Bestimmungen erschwert. 

Die einschlägige Bestimmung bringt der $ 36 des 
Gesetzes, durch welchen der Bürgermeister zum 
Vertreter der Gemeinde erklärt wird, Es heißt dann: 

„Erklärungen, durch die die Gemeinde ver- 
pflichtet werden soll, bedürfen der schriftlichen 


Form. Sie sind unter der Amtsbezeichnung 
des Bürgermeisters handschriftlich zu unter- 
zeichnen. Im Falle der Vertretung des Bürger- 
meisters muß die Erklärung durch 2 ver- 
tretungsberechtigte Beamte oder Angestellte 
unterzeichnet werden." 
Wenn der Bürgermeister selbst unter- 
zeichnet, so ist hiernach die Form außerordentlich 
einfach, Es steht dann unter der Verpflichtungs- 
urkunde: 
En (Stadt), den 15. August 1935, 


Der Bürgermeister (oder Oberbürgermeister) 
Dr. Schulze, 


Die Schwierigkeiten beginnen erst „im Falle der 
Vertretung“. Allerdings ist solche Vertretung 
in den mittleren und großen Städten mit ihrem ge- 
waltigen Arbeitsumfang nicht die Ausnahme sondern 
durchaus die Regel. 

Nach der oben wiedergegebenen Bestimmung 
muß im Falle der Vertretung die Unterzeichnung 
durch „zwei vertretungsberechtigte Beamte oder An- 
gestellte” erfolgen. Der Ton liegt hierbei auf dem 
Worte „vertretungberechtigt”, Wer ist ver- 
tretungsberechtigt? 

Hierüber gibt $ 35 des Gesetzes die Antwort. 
Er lautet: 

„(1) Allgemeiner Vertreter des Bürger- 
meisters ist der Erste Beigeordnete, Die 
übrigen Beigeordneten sind zur allgemeinen 
Vertretung des Bürgermeisters nur berufen, 
wenn der Erste Beigeordnete verhindert ist. 
Die Reihenfolge richtet sich nach ihrem 
Dienstalter als Beigeordnete der Gemeinde. 
Der Bürgermeister kann schriftlich eine andere 
Reihenfolge bestimmen, 

(2) Die übrigen Beigeordneten vertreten 
den Bürgermeister in ihrem Arbeitsgebiet. 
Der Bürgermeister kann jede Angelegenheit 
an sich ziehen. 

(3) Der Bürgermeister kann auch andere 
Beamte und Angestellte mit seiner Vertretung 
in bestimmten Angelegenheiten eauftragen 
sowie Beigeordnete ermächtigen, solche Auf- 
träge in ihrem Arbeitsgebiet zu erteilen," 


Nach dieser Bestimmung ergeben sich 3 Gruppen 
von Vertretungsberechtigten, die scharf aus- 
einanderzuhalten sind: 
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a) der allgemeine Vertreter, 

b) der Vertreter auf bestimmtem Ar- 
beitsgebiete, 

c) der Vertreter in bestimmten Ange- 
legenheiten. 

Gemeinsam ist allen drei Gruppen, daß zur Unter- 
zeichnung nicht eine Unterschrift genügt, sondern 
daß stets zwei Unterschriften gegeben 
werden müssen; wohl gemerkt: beide Unter- 
schriften müssen von vertretungsberech- 
tigten Personen gegeben sein. Es können also 
unterzeichnen: 

1. der allgemeine Vertreter zusammen mit dem 
Vertreter des betreffenden Arbeitsgebietes 
oder mit einem für die betreffende einzelne 
Angelegenheit besonders ermächtigten Ver- 
treter; 

2. der Vertreter auf dem betreffenden Arbeits- 
gebiet zusammen mit einem für die betref- 
fende Angelegenheit besonders ermächtigten 
Vertreter; 

3, zwei für die betreffende Angelegenheit be- 
sonders ermächtigte Vertreter. 


Es können aber nicht gültig unterzeichnen: 
der allgemeine Vertreter oder der Vertreter 
auf dem betreffenden Arbeitsgebiet zu- 
sammen mit einem Beigeordneten, der für 
das betreffende Gebiet nicht zuständig ist. 


In-der Praxis bedeutet das z. B. für die Urkunden 
auf dem Gebiete der Finanzverwaltung, daß gültig 
unterzeichnen können: 
der Erste Beigeordnete (als allgemeiner Ver- 
treter) zusammen mit dem Kämmerer; 
dagegen nicht: 
der Kämmerer zusammen mit dem Wohl- 
fahrtsdezernenten, dem Baurat oder Schulrat. 


Diese Beschränkung auf bestimmte Vertreter 
erschwert natürlich den Geschäftsverkehr. Mehrfach 
haben die Oberbürgermeister versucht, dem dadurch 
abzuhelfen, daß sie durch allgemeine Anord- 
nung die sämtlichen Beigeordneten ermächtigt 
haben, auch außerhalb ihres eigenen Arbeitsgebietes 
die zweite Unterschrift unter verpflichtenden Ur- 
kunden zu leisten. Aber eine solche Er- 
mächtigung ist rechtsungültig. Die 
Deutsche GemeindeordnungkenntkeineGene- 
ralvollmachten (Ausführungsbestimmung zu 
§ 36d) und ebensowenig generelle, über den Kreis 
eines bestimmten Arbeitsgebietes hinausgehende 
Vertretungsermächtigungen. (Die generelle Ver- 
tretungsberechtigung des allgemeinen Ver- 
treters des Bürgermeisters beruht auf dem Gesetz 
selber.) Um beim obigen Beispiel zu bleiben: Eine 
Darlehnsurkunde, welche vom Kämmerer und vom 
Stadtbaurat unterzeichnet wäre, würde die Stadt 
nicht verpflichten, auch wenn der Oberbürgermeister 
in Verkennung der neuen Regelung die Beigeordneten 
allgemein zur Leistung der zweiten Unterschrift 
ermächtigt hätte. 

Hieraus ergibt sich die Notwendigkeit für den 
Gläubiger, das Vertretungsverhältnis der 
Unterzeichner entweder in der Urkunde selbst 
oder durch besondere Mitteilung klargestellt 
zu sehen. Er kann sich dabei auf die Ausführungs- 
bestimmungen zur Gemeindeordnung stützen, die zu 
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$ 36 unter b) bestimmen, daß „im Falle der Vertre- 
tung des Bürgermeisters das Vertretungs- 
oderdasAuftragsverhältniszum Aus- 
druckzubringen’ist. Hiernach haben bei der 
Unterzeichnung durch andere Personen als den 
Bürgermeister selbst die Unterschriften wie folgt 
auszusehen: 


zu a) i, V, Müller, 
Erster Beigeordneter, 
und bei Verhinderung des Ersten Beigeordneten: 
i V. Neumann, 
Beigeordneter, in Verhinderung des Ersten 
Beigeordneten allgemeiner Vertreter des 
Bürgermeisters; 


zu b) in Angelegenheiten der Finanzverwaltung, 
z. B. bei Darlehnsaufnahmen: 
i, V. Pfleger, 
Stadtkämmerer, 
in Angelegenheiten der Bauverwaltung: 
i. V. Baumann, 
Stadtbaurat; 


zu c) bei besonderem Auftrag: 
i V. Lehmann, 
Magistratsassessor, 
kraft besonderen Auftrags. 


Wie schon betont, sind bei jeder Vertretung zwei 
Unterschriften erforderlich, und sie müssen unter 
der Amtsbezeichnung des Bürgermeisters stehen. 
Es muß also beispielsweise heißen: 

Ar (Stadt), den 16. August 1935. 
Der Bürgermeister (Überbürgermeister) 
i. V. Müller i V. Pfleger 


Erster Beigeordneter. Stadtkämmerer, 


Die Beidrückung eines Siegels oder Stem- 
pels des Bürgermeisters, die früher vielfach zwin- 
gende Formvorschrift war, wird vom Gesetz nicht 
mehrverlangt. In der amtlichen Begründung zu 
§ 36 ist ausdrücklich gesagt, daß „die Beidrückung 
eines Siegels für die Verbindlichkeit der Erklärung 
nicht mehr erforderlich” ist. Trotzdem wird der vor- 
sichtige Vertragsfreund einer Stadt diese Beidrückung 
verlangen. Die Gemeinden führen Dienstsiegel ($ 11 
der Deutschen Gemeindeordnung), und es ist nicht 
einzusehen, welchen anderen Zweck diese Führung 
haben soll als die Kenntlichmachung wichtiger 
Urkunden. 

Diese strengen Formvorschriften sind stets da 
zu beachten, wo Erklärungen abgegeben werden, 
„durch die die Gemeinde verpflichtet werden 
soll. Es empfiehlt sich, diesen Begriff weit auszulegen. 
In den Ausführungsbestimmungen zu § 36 ist als Ver- 
pflichtungserklärung jede Erklärung bezeichnet, „die 
darauf abzielt, eine Verpflichtung einzugehen; es 
genügt nicht, daß durch die Erklärung eine Ver- 
pflichtung nur als eine nicht bezweckte Nebenfolge 
eintritt”. Wenn eine Gemeinde aus einem Geschäft 
„zwar belastet, dabei aber keine neue Verpflichtung 
übernommen wird, wie bei vielen Erfüllungs- 
geschäften”, so bedarf es der schriftlichen Form und 
der korrekten Unterzeichnung nicht. Mit dieser Er- 
läuterung ist freilich in der Praxis nicht viel ge- 
holfen. Die Kommentare der Deutschen Gemeinde- 
ordnung führen als Fälle, wo keine „Verpflichtung“ 
übernommen wird, Kündigungen, Rechtsmittelein- 
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legungen und Verzichte an. Zweifelhaft mag es sein, 
wenn Vereinbarungen getroffen werden, durch 
welche bestehende Verpflichtungen abgeändert, viel- 
leicht gar abgeschwächt werden. Indessen wird man 
vorsichtigerweise eine Verpflichtungserklärung auch 
dann schon annehmen müssen, wenn eine Gemeinde 
im Rahmen einer schon bestehenden Verpflichtung 
erklärt, eine von der bisherigen abweichende 
Verpflichtung übernehmen zu wollen; so daß auch 
für Erleichterungen der Gemeinde, wie sie etwa in 
der Vereinbarung von Teilzahlungen oder der Aus- 
setzung der Tilgung liegen, die Schriftlichkeit und 
die formgerechte Unterzeichnung notwendig wären. 
Allerdings wird die Nichtbeachtung dieser Vor- 
schriften in solchen Fällen vielfach kaum zu einer 
Schädigung des anderen Teiles führen können. 


Noch ein Wort über die Fälle, in welchen die 
Deutsche Gemeindeordnung zur Gültigkeit einer 
Verpflichtung die Genehmigung der Auf- 
sichtsbehörde verlangt. Es sind das nament- 
lich die Aufnahme von Darlehe n, die Ueber- 
nahme von Bürgschaften, die Verpflichtung 
aus Gewährverträgen und die Bestellung 
anderer Sicherheiten, sowie diesen wirtschaft- 
lich gleichkommende Rechtsgeschäfte (§ 78). Ins- 
besondere für die Darlehnsaufnahme (für 
bloße Kassenkredite gelten besondere Bestimmun- 
gen) treten zu den Formvorschriften der Unterzeich- 
nung noch weitere Formerfordernisse hinzu, Die 
Deutsche Gemeindeordnung erkennt nämlich eine 
Darlehnsaufnahme nur dann als gültig an, wenn sie 
im Rahmen des außerordentlichen 
Haushaltsplans oder eines Nachtrags- 
haushaltsplans bleibt. Das führt zu einer 
doppelten Genehmigung der Aufsichtsbehörde: 
Zunächst muß der Gesamtbetrag der Darlehen 
im Rahmen der Haushaltssatzung ‚genehmigt sein; 
wenn demnächst das einzelne Darlehen aufgenom- 
men wird, so muß es als solches mit seinen 
Hauptbedingungen wiederum von der 
Aufsichtsbehörde genehmigt werden. Es genügt also 
für den Darlehnsgeber nicht, daß die Schuld- 
urkunde genehmigt und formgerecht unter- 
zeichnet ist. Er muß sich auch überzeugen, daß dies 
Darlehn, das er gibt, im Rahmen des Haushaltsplans 
oder eines Nachtrags genehmigt war. Die Aus- 
führungsbestimmungen zu § 78 sagen ausdrücklich, 
daß die Aufnahme des Darlehns (richtiger wohl: des 
Darlehnsbedarfs) in den außerordentlichen Haus- 
haltsplan „rechtsnotwendige Voraus- 
setzung der Darlehnsaufnahme und des 
Ausspruchs der Genehmigung” ist. Die Ausführungs- 
bestimmungen schreiben deshalb „im Interesse der 
Sicherheit des Rechtsverkehrs” noch besonders vor, 
daß die Aufsichtsbehörde in der Genehmigungsver- 
fügung zu vermerken hat, „daß das betreffende Dar- 
lehn im außerordentlichen Haushaltsplan der Ge- 
meinde vorgesehen ist". Von dieser scharfen Be- 
stimmüng gibt es seit dem 30. 6. 1935 Ausnahmen 
nur noch bei gewissen Darlehen für Zwecke der 


Arbeitsbeschaffung (§§ 26, 27 der Ersten Durch- 
führungsverordnung). 


In allen Fällen, wo eine Genehmigung der 
Autsichtsbehörde vorgeschrieben ist, muß der Ver- 
tragsfreund darauf achten, daß die Genehmigung er- 
folgt sein muß, bevor die Verpflichtung über- 
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nommen wird. Praktisch gesprochen: Das Datim 
der Verpflichtungserklärung muß 
später liegen als das Datum der auf- 
sichtsbehördlichen Genehmigung. Es 
empfiehlt sich deshalb, in die Verpflichtungsurkunde 
den Hinweis auf die erfolgte Genehmigung aufzu- 
nehmen. Notwendig und Bedingung für die Rechts- 
gültigkeit der Urkunde ist dies indessen nicht mehr. 

Bei der Verwendung der neuen Vorschriften 
werden sich namentlich bei den großen Städten 
mancherlei Unzuträglichkeiten ergeben. Es bleibt 
abzuwarten, ob die Behinderung der laufenden Ver- 
waltungsarbeit durch die scharfen Formvorschriften 
des Gesetzes so groß wird, daß der Gesetzgeber an 
eine Milderung herantreten muß. Solange dies nicht 
der Fall ist, kann nur empfohlen werden, auf ihre 
genaue Einhaltung zu achten, 


Die Lira im Kriege. 
Von Dr. Kurt A. Herrmann, Berlin. 


L 


Die wirtschaftliche Vorbereitung des Kolonial- 
Vorstoßes ist der italienischen Politik zweifellos 
nicht völlig geglückt. Die große „Getreide- 
schlacht* ist zwar gewonnen, aber 
ihre wirtschaftliche Wirkung auf 
die gesamte Zahlungsbilanz ist aus- 
geblieben. Daraus erklärt sich die Schwäche 
der Lira, d. h. die Schwierigkeiten, den militärischen 
Vorstoß nach Abessinien außenwirtschaftlich und 
gleichzeitig auch binnenwirtschaftlich zu finanzieren. 


Die „Aufrüstung“ der Großmachtstellung Italiens 
beschränkte sich unter der faschistischen Staats- 
führung nicht allein auf die militärische Vorbereitung, 
d.h. auf die Schaffung oder den Ausbau der Kriegs- 
materialerzeugung im engeren Sinne. Parallel ging 
die bewußtePolitik, auch wirtschaftlich — namentlich 
für den Kriegsfall — die Unabhängigkeit vom Aus- 
lande herzustellen oder wenigstens die durch die 
internationale Arbeitsteilung gegebene Abhängigkeit 
auf ein für die Großmachtpolitik tragbares Maß 
herabzudrücken, Bei der im Laufe der Jahrzehnte 
entwickelten Struktur der italienischen Wirtschaft 
konnte der italienische Staat von der ultima ratio 
regis nur Gebrauch machen, wenn er solche Aus- 
landunterstützungen erhielt, die man im 18. Jahr- 
hundert Subsidien und im 20. Jahrhundert interallied 
debts nannte. Der Kern der Politik, die Ausland- 
abhängigkeit der Kriegsführung und die dadurch 
gegebene Hemmung der Großmachtpolitik zu be- 
seitigen, war die Bataglia di Grano. : 

Die Getreideschlacht ist nach dem russischen 
Industrialisierungsplan der erste großzügige Versuch 
einer in Jahrzehnten denkenden Staatsführung, die 
Struktur einer Wirtschaft bewußt umzuformen. Ihr 
unmittelbares machtpolitisches Ziel warı die Er. 
nährung der Bevölkerung für den Fall 
sicherzustellen, daß die Abhängigkeit von der Ein- 
fuhr politisch untragbar war. Venn einer der 
größten Strukturfehler der italienischen Wirtschaft 

Zwar ist — infolge des 
Reichtums an Sonne und der hohen Fruchtbarkeit 
einzelner Landstriche — die Gesamtwirtschaft noch 
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agrarisch genug, daß in Gütern der Ernährung die 
Handelsbilanz mit dem Ausland noch einen Saldo 
zu Gunsten Italiens ergibt. Italien ist noch Agrar- 
exportland. Aber die sachliche Gliederung dieser 
Agraraußenbilanz enthielt Gefahren für die Groß- 
machtpolitik. Nur in Gütern der gehobenen Er- 
nährung besteht ein Ueberschuß. Aber der Zwangs- 
bedarf an Ernährung mußte durch Weizeneinfuhr 
gedeckt werden. Bei einer Abschnürung von der 
Einfuhr war die Ernährung der Bevölkerung trotz 
eines Ueberschusses in der Lebensmittelerzeugung 
gefährdet. 

Materiell ist die Getreideschlacht gewonnen 


worden. Die Getreideeinfuhr ist stark vermindert 

worden. Sie betrug: 

= Pe d avon $ 
Jahr insgesamt!) Weizen Mais 

Mill. Lit. 1000 to | Mill, Lit. | 1000 to | Mill. Lit, 

1928 3 964,0 2745 2 955,1 913 793,1 
1929 2 576,0 1766 | 17180 | 766 635,1 
1930 2 093,4 1 935 1 565,1 714 393,9 
1931 1 264,5 1485 835,7 738 284,7 
1932 848,4 1056 604,7 643 221,8 
1933 311,0 466 205,8 139 86,1 
1934 323,6 469 184,7 164 45,2 


1) Einschließlich Gemüse, Mehl. 


Aber finanziell ist der von der Getreideschlacht 
erwartete Erfolg ausgeblieben. Mit dem Wegfall 
der Getreideeinfuhr sollte und konnte die Handels- 
bilanz und damit die gesamte Zah- 
lungsbilanz von einem Passivposten in Höhe 
von über 3 Milliarden Lire entlastet werden. Diese 
Wirkung auf die Zahlungsbilanz konnte um so eher 
erreicht werden, als die Steigerung der Getreide- 
erzeugung andere Kulturen und damit bestehende 
Aktivposten der italienischen Handelsbilanz nicht 
beeinträchtigte. Sie gab der Getreideschlacht ihre 
besondere Bedeutung. 

Italien war, obwohl es in Versailles am Tisch 
der Sieger gesessen hatte, Schuldnerland geblieben. 
Die Auslandverschuldung hatte sich sogar 
noch erhöht, solange die Subsidien der Alliierten 
als rückzahlbare Kredite betrachtet wurden. Durch 
Ausfuhrsteigerung allein war, wie die letzten 
10 Jahre bewiesen haben, die Auslandverschuldung 
nicht abzubauen und die Kreditabhängigkeit vom 
Ausland nicht zu beseitigen. Solange die wich- 
tigsten Gläubigerländer nicht freiwillig auf die 
Aktivität ihrer Handelsbilanz verzichten wollen, 
können die Schuldnerländer die Aktivität ihrer 
eigenen Handelsbilanz nur durch Einfuhrhemmung 
erzwingen. Ebenso wie für andere europäische 
Schuldnerländer war es für Italien wichtig, in der 
laufenden Zahlungsbilanz einen Ueberschuß zu ge- 
winnen, aus dem allmählich die noch bestehende 
und einer unabhängigen Großmachtpolitik hinder- 
liche Auslandverschuldung abgebaut werden konnte, 
War ein solcher Ueberschuß längere Zeit erreicht, 
dann entfiel bei konjunkturellen oder politischen 
Belastungen der Zahlungsbilanz der Zwang, neuen 
Auslandkredit zu ungünstigen Bedingungen zu 
suchen. Diesen notwendigen Ueberschuß der laufen- 
den Zahlungsbilanz sollte die Beseitigung des Ge- 
treideeinfuhrbedarfs erbringen. Dieses Ziel ist 
nicht erreicht. Daraus erklären sich die Schwierig- 
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keiten, den Vorstoß nach Abessinien devisenmäßig 
zu finanzieren. 
Il. 

Durch die Getreideschlacht ist der Zuschuß- 
bedarf an Auslandgetreide um mehr als 31/, Milliarden 
Lire vermindert worden. DerPassivsaldo der Handels- 
bilanz ist stark vermindert worden. Denn in Mill, 
Lire betrugen; 


Jahr 


| Einfuhr | Ausfuhr | Defizit 
eine 22 313 14 999 7314 
TO Ea 21 665 15 236 6 429 
1930. a a A 17 347 12119 5 228 
iosi ei er 11 643 10 210 1433 
VIE EN AE 8268 6812 1456 
RR e 7 432 5991 1441 
BA a Bee 7668 5 229 2 439 


Die Besserung der Handelsbilanz, 
die bis 1933 eingetreten ist, ist außerordentlich groß. 
In den Jahren 1931 bis 1933 ist das jährliche Defizit 
auf 1!/, Milliarden Lire herabgedrückt worden. 
Dieser Entwicklung ist es zu danken, daß die italie- 
nische Lira die große „Kreditentilechtung der Welt- 
wirtschaft”, die diese 3 Jahre kennzeichnet, über- 
standen hat. Mit den kurzfristigen Auslandkrediten, 
die Italien in der Krise der internationalen Kurz- 
gelder abgezogen worden sind, hat Italien einen 
großen Teil der unerwünschten Auslandschulden 
abgestoßen und die Vermögens- und Schuldenbilanz 
mit dem Ausland bereinigt. 

Tatsächlich ist aber die Bereinigung der italie- 
nischen Zahlungsbilanz und die Festigung in den 
natürlichen Grundlagen des Lirakurses nicht so 
nachhaltig, wie aus dem stark verminderten Defizit 
der Jahre 1931 bis 1933 gefolgert werden könnte. 
Noch bis zum Jahre 1932 hat die Bank von Italien 
Teile ihres Devisenbestandes opfern müssen. 


12E TA aa 5051,9 | 6008,4 | 11060,3 3 
M2 a 5 190,1 5 147,0 10 337,1 —. 723,2 
DEU ba 5 296,8 | 4327,5 9 624,3 NS 
eo a 5 626,3 2 170,2 7 796,5 —- 1 827,8 
Mgaa se 5 839,5 1 304,5 7144,0 — 6525 
ee. 7 091,7 305,0 7 396,7 + 252,7 
1934 As 5 811,6 71,7 5 883,2 — 1 513,5 


Vor allem blieb die starke Entlastung der Han- 
delsbilanz in den Jahren 1931 bis 1933 eine Episode, 
die — ebenso wie für Deutschland und andere 
europäische Industrieläinder — die angenehme 
Folge der weltwirtschaftlichenPreis- 
schere war. Italien wurde ebenso wie Deutschland 
dadurch begünstigt, daß der große weltwirtschaft- 
liche Preisfall zuerst und in stärkstem Maße die 
terinnational gehandelten Rohstoffe, also die Einfuhr- 
waren der Industrieländer, erfaßte, während sich 
die Preise der europäischen Industriewaren lang- 
samer dem neuen Wertniveau der Preise anpaßten, 
Auch für Italien mußte ebenso wie für Deutschland 
die Handelsbilanz — auch bei gleichbleibenden 
Mengen — wieder stärker passiv werden, sobald. 
die weltwirtschaftliche Preisschere sich schloß oder 
gar nach der entgegengesetzten Seite sich öffnete, 
Diese weltwirtschaftliche Entwicklung war 1934 
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erreicht. Die Wirkungen auf die italienische Zah- 
lungsbilanz sind sofort stark fühlbar geworden. Das 
Defizit der Handelsbilanz ist um 1 Milliarde gestiegen, 
Es konnte nur durch Devisenabgaben der Banca 
d'Italia in Höhe von 1500 Mill. Lire finanziert werden. 

Italien ist in einer ähnlichen Lage wie Deutsch- 
land. In Deutschland setzte der vermehrte Einfuhr- 
bedarf, der aus der Arbeitsbeschaffung und der ge- 
samten Wirtschaftsbelebung folgte, in einem Zeit- 
punkt ein, als die preismäßige weltwirtschaftliche 
Begünstigung der Handelsbilanz bereits erloschen 
war. Die Schwierigkeiten der Devisenbeschaffung 
wären geringer gewesen, wenn die Arbeitsbeschaffung 
bereits 1931 eingesetzt hätte, Auch in Italien fällt 
die Belastung der Zahlungsbilanz, die sich aus dem 
Vorstoß nach Abessinien zwangsläufig ergibt, in einen 
Zeitraum, in dem die weltwirtschaftliche Entwicklung 
an sich schon die wertmäßige Gestaltung der italie- 
nischen Handels- und Zahlungsbilanz ungünstig be- 
einflußt. Auch für Italien vermengen sich die 
Schwierigkeiten, den Devisenbedarf des militärischen 
Vorstoßes zu finanzieren, mit den weltwirtschaft- 
lichen Einflüssen, die auf die Handelsbilanz einwirken. 

Die besondere Struktur der italie- 
nischen Wirtschaft, die in der Handels- 
bilanz zum Ausdruck kommt, verschärft diese welt- 
wirtschaftlichen Einflüsse. Die Passivposten der 
italienischen Wirtschaftsbilanz beschränkten sich 
nicht auf den durch die Getreideschlacht nunmehr 
stark eingeschränkten Weizenbedarf. Die für jedes 
dichtbevölkerte Land typische Unzulän glich- 
keit der Nahrungsmittelerzeugung 
bleibt trotz der Getreideschlacht weiter bestehen 
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europäischen Industrieländer typische Textil- 
bedarf, der für Italien nur dadurch gemildert 
ist, daß Seide und Hanf Inlanderzeugnisse sind. 

Der wichtigste Passivposten der italienischen 
Wirtschaftsbilanz aber ist die Kna ppheit an 
anorganischen Rohstoffen. Hierin unter- 
scheidet sich Italien wesentlich von den drei großen 
Konkurrenzländern Deutschland, England und Frank- 
reich. Nicht nur Mineralöle, sondern auch die 
Kohle und vor allem der gesamte Eisenbedarf be- 
lasten die italienische Zahlungsbilanz. Trotz der 
Ausfuhrkapazitäten einiger Maschinenindustrien ist 
die gesamte Metallbilanz Italiens hoch passiv. 

Diesen Passivposten der italienischen Wirt- 
schaftsbilanz stehen nur zwei wichtige Aktivposten 
gegenüber. Der eine ist der Reichtum an 
Sonne und die Fruchtbarkeit des 
Bodens, die die Erzeugung intensiver bäuerlicher 
Kulturen begünstigen. Obst und Seide sind die 
beiden Hauptposten, mit denen die bäuerlichen Be- 
triebe die Zahlungsbilanz stützen. Von der ge- 
samten Industrie aber, die auf dem Bevölkerungs- 
überschuß sich aufbaut, ist nur die Textil- 
industrie ein ins Gewicht fallender Aktivposten 
der Zahlungsbilanz. 

Bei dieser Struktur mußte die weltwirtschaft- 
liche Entwicklung die italienische Handelsbilanz be- 
sonders empfindlich treffen. Bis 1932 wurde durch 
den Preissturz der Textilrohstoffe die Einfuhr ver- 
billigt. Anderseits begünstigte — ebenso wie für 
Holland und die skandinavischen Länder — die 
stabilere Preisentwicklung für bäuerliche Erzeugnisse 
die Ausfuhrerlöse der bäuerlichen Kulturen. Nur 


Die Struktur der italienischen Handelsbilanz in Mill. Lire 


Ausfuhr@lleherschuß = 


Aktivposten 
1931 1932 1933 1934 
Erzeugnisse der bäuerlichen 
Kulturen; 
Reise, 152,4 149,2 159,7 118,3 
Milch u, Käse 272,3 207,7 146,0 124,8 
Obst r, 1243,0 | 1034,5 960,7 823,6 
Getränke 201,3 115,4 127,4 143,2 
elbal, oe Te S 21,0 | — 25,4 8,7 6,3 
Seide (einschl, Kunstseide) 984,5 | 539,2 | 467,6 | 424,5 
Hanf (einschl, Flachs u. Jute) 77,6 | 46,8 86,1 92,0 
zusammen 2902,1 | 2067,4 | 1956,2 | 1732,7 
Industrielle Erzeugnisse: 
Textilwaren 1743,1 | 1165,0 973,4 810,1 
Automobile . 142,6 59,9 59,6 69,5 


und dokumentiert sich in dem Einfuhrüberschuß 
von Fleisch und Fischen. Mit den Ergebnissen der 
Getreideschlacht ist zwar das Defizit der Nahrungs- 
mittelbilanz stark vermindert. Die Ernährung bleibt 
aber in wichtigen Teilen des Massenverbrauchs, 
namentlich in der Fleischversorgung, noch von der 

niuhr aus dem Auslande abhängig. Dazu kommt 
als zweiter wichtiger Passivposten der für alle 


Einfuhr-Ueberschuß 


Passivposten 


1931 1932 1933 1934 

Güter der einfachen 

Ernährung: 

Kolonialwaren u. Zucker 251,3 | 191,1 146,0 | 124,8 
Lebende Tiere ; 112,0 136,4 110,4 136,9 
Fleisch . . . 179,5 188,1 64,6 68,4 
Fischen A I ee ie, 240,5 137,8 142,9 153,4 
Getreide u.Mehiiohne Reis) 1042,7 622,1 63,1 | 160,4 
zusammen 1826,0 | 1275,5 527,0 | 643,9 

Kohle, Oel, Metalle: 

ly 

Kohle und Koks . 1077,6 | 677,3 | 670,7 | 852,4 
Mineralole L an L 655,9 | 418,9 | 374,3 367,7 
Metalle, Metallwar., Masch. 1043,3 641,8 | 673,1 871,6 
zusammen 2776,8 | 1738,0 | 1718,1 | 2091,7 

Textilrohstoife usw.: 
Baumwolle . 778,4 | 740,0| 847,6 H 
Wolle o u 390,8 | 408,2 | 466,3 rs 
Häute u, Felle ; 134,0 | 1313| 180,0) L 
zusammen | 1298,2 | 1279,5 1493,9 | 1401,8 


der wichtige Ausfuhrartikel Seide war in den Preis. 
sturz hineingezogen worden. Aber ab 1932 hat 
sich die weltwirtschaftliche Entwicklung gedreht, Mit 
steigenden Baumwoll- und Wollpreisen erhöhten 
sich die Kosten der Textileinfuhr. Gleichzeitis 
wurde der Wert des zweiten wichtigen Ausfuhr. 
postens, der Textilwaren, durch die Wirkungen der 
Pfundabwertung zerschlagen. Die Wichtigste ee 
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wirtschaftliche Folge der englischen 
Devalvation, mit der England die Preise der 
europäischen Ausfuhrwaren und namentlich der 
Textilerzeugnisse verdorben hat, traf Italien mit 
besonders großer Wucht, weil die Textilindustrie 
allein ein industrieller Aktivposten der italienischen 
Handelsbilanz ist. Noch 1932 war die Ausfuhr von 
Textilwaren um 445 Mill. Lire größer, 1934 aber 
um 592 Mill. Lire kleiner als die Einfuhr von Textil- 
rohstoffen (einschließlich Häuten und Fellen). In 
Sonderheit also die Devalvation des englischen 
Pfundes hat die bereinigenden Wirkungen, die die 
Getreideschlacht auf die gesamte Zahlungsbilanz 
ausüben konnte und sollte, wieder aufgehoben. 
Hieraus erklärt sich die Schwäche der Lira, 


IH. 
Der abessinische Krieg hat für die Lira be- 
gonnen, bevor er — oder ohne daß er — praktisch 


ausgebrochen ist. Die Belastung, die der Vorstoß 
nach Abessinien für die italienische Devisenbilanz 
bedeutet, erklärt sich nicht daraus, daß — wie im 
Weltkrieg — durch die Mobilisierung der Truppen 
die Erzeugungs- und damit die Ausfuhrfähigkeit 
Italiens lahmgelegt wird, Die Zahl der Arbeitslosen 
in Italien betrug: 


Ende Mai 1932 712 565 
y „ 1933 679 439 
7 „ 1934 677 092 
7 „ 1935 513 507. 


Der militärische Vorstoß ins Rote Meer ist wirt- 
schaftlich nur eine besondere Form der „Arbeits- 
beschaffung“, die an und für sich den Devisenbedarf 
nicht stärker zu erhöhen brauchte als die deutsche 
Arbeitsbeschaffung. 

Tatsächlich ist der „Krieg”, auch in seinem 
jetzigen Stadium der Vorbereitung, stärker „devisen- 
haltig“, als scheinbar vorher angenommen wurde. 


Die Ursachen dafür sind in der Hauptsache dreier- 
lei Art. 


Der Devisenbedarf ergibt sich zunächst aus der 
Tatsache, daß der Krieg eine Expedition 
über See ist. Die Lage des Operationsgebietes, 
das nur durch dem Suez-Kanal zu erreichen ist, er- 
höht die Devisenbeträge, die für den Aufmarsch an 
der Küste des Roten Meeres erforderlich und unab- 
hängig davon sind, ob der Krieg nun wirklich aus- 
bricht oder nicht. Dazu kommen die — wahrschein- 
lich vorher nicht richtig erkannten — Aufwendungen 
für den Aufenthalt der Truppen an der wasser- 
armen Küste, Sogar das Wasser aus Aden muß mit 
englischen Pfunden bezahlt werden. Der Zitronen- 
und Obstbedarf der Truppe schwächt die Ausfuhr- 
erlöse Siziliens. Eine Entlastung der Devisenbilanz 
bedeutet nur die Tatsache, daß der Maria-Theresien- 
taler Zahlungsmittel im Aufmarschgebiet ist. Es be- 
deutet keine Schwäche oder Schwächung der italie- 
nischen Lage, wenn zur Deckung dieses Talerbedarfs 
das im eigenen Münzumlauf vorhandene Silber 
mobilisiert wurde. Es wäre falsche Politik, die De- 
visenbilanz noch durch Silberkäufe zu belasten. 

Die zweite Belastung der Devisenbilanz ergibt 
sich aus der Tatsache, daß die außenpolitische Vor- 
bereitung des Vorstoßes nicht so gut geglückt ist wie 
die militärische, Die Sentiments, die der Vorstoß ins- 
besondere in den angelsächsischen Ländern — ob 
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mit Recht oder Unrecht, ist unerheblich — ausgelöst 
hat, mußten bei Italiens Abhängigkeit vom Ausland- 
kredit devisenwirtschaftliche Rückwirkungen nach 
sich ziehen. Von der eigentlichen kurzfristigen Aus- 
landverschuldung hatte sich Italien zwar schon bis 
Ende 1933 befreit; durch „Abziehen von Ausland- 
geldern” — wie seinerzeit Deutschland während der 
Youngplanverhandlungen — konnte Italien nicht 
mehr belästigt werden. Aber es ist jene normale 
kommerzielle Auslandverschuldung 
geblieben, die dadurch entsteht, daß die Einfuhr kre- 
ditiert wird. An einigen Stellen der normalen italie- 
nischen Auslandkäufe ist bereits an Stelle der Kre- 
ditierung Barzahlung verlangt worden. Italien wird 
also in die Zwangslage versetzt, daß es in der Aus- 
fuhr, um seine Kunden nicht zu verlieren, per Termin 
verkaufen, in der Einfuhr aber per Kasse kaufen 
muß. Da Italiens Einfuhr in einem Vierteljahr etwa 
1900 Mill, Lire beträgt, so kann die Umstellung 
von der Kreditierung auf die Bar- 
zahlung einen einmaligen zusätzlichen Devisen- 
bedarf von mehr als 1 Milliarde Lire auslösen, 

Vor allem ist für Italien jede militärische Aktion 
stärker „devisenhaltig" als für die andern Groß- 
mächte. Es genügt nicht, daß durch den Ausbau 
der eigenen Rüstungsindustrie das Kriegsmaterial im 
engeren Sinne ausschließlich durch eigene Erzeugung 
verfügbar gemacht wird, Mit der Motorisierung — 
das gilt für alle europäischen Länder — ist die 
Kriegführung stärker von der Oelversorgung ab- 
hängig geworden. In der Struktur der italienischen 
Wirtschaft liegt es begründet, daß darüber hinaus 
der Materialbedarf des Krieges stärker 
als in den übrigen Großmächten durch Einfuhr ge- 
deckt werden muß. Dieser Einfuhrbedarf wird nicht 
nur dadurch ausgelöst, daß Kohle und Eisen, die 
beiden Grundlagen des materialintensiven Krieges, 
für Italien Einfuhrwaren sind. Auch die Ernährung 
ist trotz der Erfolge der Getreideschlacht ausland- 
abhängig geblieben. Bei der verhältnismäßig genüg- 
samen Lebenshaltung der italienischen Bevölkerung 
bedeutet die Mobilisierung eine Steigerung und 
gleichzeitig Umstellung der Ernährung von der In- 
landware auf die Auslandware Getreide und Fleisch. 
Die Fleischkäufe, die nach Südafrika gelegt worden 
sind, zeigen, daß mit der Mobilisierung der Zuschuß- 
bedarf an Lebensmitteln wächst, die für Italien Ein- 
fuhrware sind. 

Die schwere Belastung der Devisenbilanz braucht 
nicht zu bedeuten, daß der Kurs der Lira nicht 


Goldwert der italienischen Lira in v. H, der Parität. 


Monats- 1991 


1932 £ 

Durchschnitt 2 SE 1785 
Januar . 99,47 95,99 97,89 | 99,64 96,56 
Februar 99,49 | 98,59 96,94 | 99,25 | 98,77 
März 99,54 98,51 96,94 | 97,29 93,56 
April 99,49 | 97,91 | 97,48 | 96,58 | 93,38 
Mai . 99,49 | 97,87 | 98,73] 9598 | 9276 
Juni . 99,47 | 97,24 | 99,10 | 97.01 | 9308 
Juli . 99.41 | 96,99 | 100,32 | 9671 | 9270 
August . 99,39 | 97,20 | 99,80 | 96,65 | 9259 
September 98,57 | 97,45 99,84 | 96,64 
Oktober 98,35 97,30 99,76 | 96,54 
November, . 98,06 | 97,17 | 99,87 | 96,52 
Dezember. 37,26 | 97,11 99,81 | 96,53 


Jahres-Durchschnitt | 98,99 | 97,45 | 98,83 | 97,11 | 


Fe S 


Herrmann, Die Lira im Kriege. 


auf seinem jetzigen Stand knapp unter der alten 
Goldparität gehalten wird. Denn die Zeiten sind vor- 
bei, in der Devisenschwierigkeiten ohne weiteres 
kursmäßig in Erscheinung treten müssen. Der Kurs 
der Lira ist vielmehr von der Frage abhängig, ob 
Italien bewußt abwerten will oder nicht, Zur Zeit 
sind Gründe nicht erkennbar, die vermuten lassen, 
da die Devisenschwierigkeiten durch Abgleiten- 
lassen der Lira verringert werden können. Die De- 
visenschwierigkeiten bedeuten vielmehr, daß zu- 
nächst die Währungsreserven empfindlich bean- 
sprucht werden. Die Banca d’Italia hat in den ersten 
8 Monaten bereits 1107 Mill, Lire Gold abgeben 
müssen, so daß ihre Goldreserven bis Ende August 
auf 4,7 Milliarden Lire zusammengeschmolzen sind. 
Darüber hinaus sind bereits die „dezentralen“ Re- 
serven angegriffen worden, zunächst die Ausfuhr- 
forderungen und dann die ausländischen Wert- 
papiere. Vorläufig erscheinen die vorhandenen Re- 
serven ausreichend, die Belastung der Devisenbilanz 
aufzufangen. Im Notfall kann zum Schutz dieser Re- 
serven die Devisenbewirtschaftung verschärft wer- 
den. Dann würde der Kriegsmaterialbedarf auf 
Kosten der übrigen Einfuhr gedeckt werden. 


Aber unabhängig von seiner Deckung erschwert 
der Devisenbedarf, der durch den — praktisch aus- 
gebrochenen oder nicht ausgebrochenen — Krieg aus- 
gelöst wird, die staatswirtschaftliche 
Finanzierung. Ob der „Krieg“ nur 2 Milliarden 
Lire oder das Doppelte kostet, ist für seine Finan- 
zierung verhältnismäßig gleichgültig. Die deutsche 
Entwicklung zeigt, daß jede „Arbeitsbeschaffung” 
sich selbst finanziert. Denn aus den Ausgaben des 
Staates entstehen die neuen Einkommen der Privat- 
wirtschaft, die sich als zusätzliche Kapitalbildung 
niederschlagen. In dem Kreislauf über Unternehmer- 
und Arbeitereinkommen, Schuldentilgung, Bank- 
und Spareinlagen kehren die Arbeitsbeschaffungs- 
mittel immer als neue Kredite (oder gar Steuern) zum 
Staate zurück. Dieser Kreislauf kann bei 10 Mil- 
liarden Lire ebenso funktionieren wie bei 2 Mil- 
liarden Lire, Immer sind die Kreditmärkte für die 
Kreditpapiere des Staates aufnahmefähjg. 


Aber er funktioniert nur unter der Bedingung, 
daß die Einkommen, die durch die „Arbeits- 
beschaffung” entstehen, nur im Inlande veraus- 
gabt werden, und daß das Material, das für die Ar- 
beitsbeschaffung verbraucht wird, dem Inlande ent- 
stammt. Für die besondere Form der „Arbeits- 
beschaffung”, die der Vorstoß nach Abessinien wirt- 
schaftlich darstellt, ist diese Voraussetzung nicht er- 
füllt. Denn das Geld, das der italienische Staat für 
die Expedition nach dem Roten Meer ausgibt, ist 
bisher nur in geringem Umfange als Einkommen in 
die inländische Wirtschaft und damit in den Geld- 
markt hineingeflossen; in der Hauptsache ist es als 
Devisen in das Ausland abgeflossen. Es hat nicht 


die Kreditmärkte gespeist, aus denen der Staat seine 
Mittel beziehen muß. 


Daraus erklären sich die zunächst erstaunlichen 
Schwierigkeiten, die Kosten des Krieges zu günstigen 
Bedingungen auf dem italienischen Markt zu finan- 
zieren. Denn an und für sich sind die 2 Milliarden 
Lire, die der Vorstoß nach Abessinien kosten soll, 
ein verhältnismäßig kleiner Betrag. Aber für den 
Italienischen Geld- und Kapitalmarkt sind nicht die 
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2 Milliarden Lire Staatsausgaben, sondern die minde- 
stens 2 Milliarden Lire Devisenabflüsse, die der — 
ausgebrochene oder nicht ausgebrochene — Krieg 
kosten kann, entscheidend, 


Solange die Devisenabflüsse anhalten, ist der 
Markt nicht in der Lage, kurzfristige oder gar lang- 
fristige Staatspapiere aufzunehmen. Irgendwelche 
Voraussetzungen für eine echte marktmäßige Finan- 
zierung der italienischen Staatsausgaben sind daher 
nicht erkennbar. Mit den 400 Mill. Lire, die Italien 
auf Grund der abgelieferten französischen Staats- 
papiere von der Bank von Frankreich erhalten hat, 
ist der Geldbedarf wohl nur für kürzere Zeit ge- 
deckt. Man wird also, solange Italien den offenen 
Rückgriff auf die Banca d'Italia scheut, mit neuen 
Anleihetransaktionen rechnen müssen, deren markt- 
mäßige Form nur notdürftig ihren Zwangscharakter 
verschleiert. Wieweit die „Hinaufkonvertierung” 
der Fundierungsanleihe, die in Wirklichkeit eine 
20%ige Kapitalkürzung ist, solche neuen Trans- 
aktionen vorbereitet, ist vorläufig nicht erkennbar. 
Die Gefahr besteht, daß diese Finanztransaktionen 
das Mißtrauen der Auslandgläubiger wachrufen und 
dadurch neue Devisenabzüge auslösen. 


Selbst wenn die vorhandenen zentralen und 
dezentralen Währungsreserven ausreichen, den zu- 
sätzlich entstandenen Devisenbedarf zu finanzieren, 
zwingt die Lage der Staatsfinanzen, die Devisen- 
abflüsse so schnell wie möglich zu unterbinden. 
Denn diese sind es, die dem Staat den Weg zum 
Geld- und Kapitalmarkt sperren. Möglichkeiten 
dazu sind zweifellos vorhanden. Sie ergeben sich 
in erster Linie aus einer regionalen Um- 
lagerung der Einfuhr, Ein Teil der Waren, 
in denen Italien einen Zuschußbedarf hat, kann 
aus solchen Ländern bezogen werden, die güter- 
wirtschaftlich einen Zuschußbedarf an italienischen 
Ausfuhrwaren haben. Vieh und Fleisch, das in 
Südafrika mit Pfunden bezahlt werden muß, kann 
in Ungarn und Dänemark gegen Maschinen und 
Südfrüchte gekauft werden. Der russische Waren- 
bedarf finanziert automatisch die zusätzliche Einfuhr, 
die Italien aus Rußland bezieht, Kohlenbezüge 
aus Deutschland können bei Deutschlands Bedarf 
an Hanf, Seide und Südfrüchten zweifellos leichter 
finanziert werden als englische Kohle, Tatsächlich 
setzt sich diese Entwicklung — dem „Neuen Plan” 
Deutschlands gleichend — bereits durch. Die Vieh- 
käufe in Dänemark und die Kohlenkäufe in Ungarn 
sind Beispiele dieser Entwicklung. Der „unsicht- 
baren Blockade“ der Devisenschwierigkeiten, die 
Italien zur Nachgiebigkeit in der abessinischen 
Frage zwingen könnte, kann Italien also weitgehen 
ausweichen. Sanktionen in der Form einer sicht- 
baren Blockade sind nur dann wirkungsvoll, wenn 
sie von allen Ländern, einschließlich der über die 
Landgrenzen zu erreichenden, durchgeführt werden, 


Erschwert wird aber die Lage dadurch, daß 
die Devisenschwierigkeiten nicht allein durch den 
Vorstoß nach Abessinien ausgelöst sind und daher 
durch einen Rückzug aus Abessinien nic t beseitigt 
werden können. Das eigentliche risen- 
moment der Weltwirtschaft ist die 
Tatsache, daß in den beiden Sroßen 
angelsächsischen Glänbigerländern 
Bene nd industrie. 
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überlegenheit zusammengefaßt sind. 
Die industriellen Schuldnerländer Europas können 
ihren Zuschußbedarf an organischen Rohstoffen in der 
Hauptsache nur in denGläubigerländern decken; aber 
den selbst hochindustriellen Gläubigerländern fehlt 
die natürliche Aufnahmefähigkeit für die industriellen 
Erzeugnisse der europäischen Schuldnerländer. Von 
1924 bis 1928 war dieses Krisenmoment durch die 
wachsende Verschuldung Mitteleuropas verschleiert 
worden. Von 1929 bis 1932 führte es mit dem 
Zusammenbruch der Rohstoffpreise zur Krise in 
den überseeischen Rohstoffgebieten. Mit der 
Stabilisierung und Wiedererhöhung der Rohstoff- 
preise verlagert sich die Krise wieder auf die 
europäischen Schuldnerländer; der Zuschußbedarf 
an organischen Rohstoffen kann nicht mehr durch 
die Ausfuhr finanziert werden. Die deutsche Aus- 
drucksform dieser Unmöglichkeit ist die Einfuhr- 
hemmung, die italienische Ausdrucksform bisher die 
Aufzehrung der Währungsreserven. Gegenüber 1928 
hat sich das weltwirtschaftliche Krisenmoment noch 
dadurch verstärkt, daß Amerika und England mit 
Devalvation und Zollpolitik neue zusätzliche 
Hemmungen der Ausfuhr der Schuldnerländer ent- 
gegengestellt haben. 


Die Ordnungsstraie im Devisennotrecht!). 


Von Dr. Paul Dreist, Senatspräsident beim Reichswirtschafts- 
gericht, Berlin, 


L 
Die gesetzlichen Grundlagen. 


Die Ordnungsstrafe ist durch die Abänderungs- 
verordnung des Reichspräsidenten vom 17, November 
1931 (RGBI. I S. 679) in das Devisenstrafrecht ein- 
geführt worden. Durch Art. I Ziffer 3 der Abände- 
rungsverordnung wurde nämlich folgende Be- 
stimmung als $ 20a in die Devisenverordnung vom 
1. August 1931 (RGBI. I S. 421) eingefügt: 


‚ „Wird im Betriebe eines Unternehmens 
eine nach $ 18 strafbare Handlung begangen, 
so kann gegen den Inhaber oder Leiter, unbe- 
schadet ihrer strafrechtlichen Verantwortlich- 
keit, eine Ordnungsstrafe bis zu 300 000 RM 
festgesetzt werden, sofern sie nicht nach- 
weisen, daß sie die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt zur Verhütung der strafbaren Hand- 
lung angewandt haben. 


Die Ordnungsstrafe wird auf Antrag einer 
Stelle für Devisenbewirtschaftung vom Reichs- 
wirtschaftsgericht festgesetzt. Die Fest- 
setzung ist unanfechtbar.“ 


Diese Vorschrift wurde in die Devisenverord- 
nung vom 23. Mai 1932 (RGBI. I S. 231) für die Straf- 
tatbestäinde des § 36 als $ 39 wörtlich übernommen. 
Durch Art, I Ziffer 5 des Gesetzes zur Aenderung 
der Devisenverordnung vom 16. Februar 1934 


/ 1) Die Abhandlung folgt der Rechtsprechung des Reichs- 
wirtschaftsgerichts, Die zugrunde gelegten Entscheidungen sind 
im Wirtschaftsblatt der Industrie- und Handelskammer zu Berlin, 
Jahrgang 1934 S, 1333ff. und Jahrgang 1935 S. 419ff, und 
1435 ff. veröffentlicht, 
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(RGBl. I S. 92) wurde sie auf die Straftatbestände 
des $ 37 ausgedehnt, 

Die gleiche Vorschrift enthält jetzt $ 47 des Ge- 
setzes über die Devisenbewirtschaftung vom 4. Fe- 
bruar 1935 (RGBI. I S. 106) für die Straftatbestände 
der §§ 42 und 43 d. Ges. 

Die Vorschrift ist außerdem in mehreren Durch- 
führungsverordnungen für die dort vorgesehenen 
Tatbestände für anwendbar erklärt, nämlich in § 5 
Abs. 2 der 4, Durchführungsverordnung vom 9. 5. 
1933 (RGBL I S. 278), in $ 2 Abs. 2 der 6. Durch- 
führungsverordnung vom 19. 9, 1933 (RGBI1. I S. 678), 
in § 9 Abs. 2 und $ 12 Abs. 2 der 8. Durchführungs- 
verordnung vom 17, 4. 1934 (RGBl. I S. 313), in $ 6 
Abs, 2 der 9, Durchführungsverordnung vom 15. 6. 
1934 (RGBl, I S. 510) und neuerdings in $ 6 Ziffer 3 
der 2. Durchführungsverordnung vom 24. 7. 1935 
(RGBl. I S. 1046) für Tatbestände der Durch- 
führungsverordnung zum Devisengesetz vom 4, 2, 
1935 (RGBI. TS. 114 #f.). 


H. 
Der rechtliche Charakter der Ordnungsstrafe. 


Die Devisengesetzgebung sieht für gewisse Tat- 
bestände zweierlei Strafen vor, kriminelle (Zucht- 
haus, Gefängnis, Geldstrafen) und Ordnungsstrafen. 
Die kriminelle Strafe trifft den Täter, in dessen 
Person der Tatbestand erfüllt ist, die Ordnungsstrafe 
trifft den Inhaber oder Leiter des Unternehmens, in 
dessen Betrieb der Täter den Straftatbestand erfüllt 
hat; mit ersterer wird die Begehung der Straftat ge- 
sühnt, mit letzterer ihre Nichtverhütung. Die Ord- 
nungsstrafe kann „unbeschadet der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit” verhängt werden, ihre Fest- 
setzung hat daher eine zuvorige strafgerichtliche Ver- 
urteilung des Täters nicht zur Voraussetzung, sie ist 
andererseits auch gegen den im strafgerichtlichen 
Verfahren als Täter verurteilten Inhaber oder Leiter 
zulässig. Die Ordnungsstrafe gehört dem Gebiete 
des Strafzwanges und nicht des Erfüllungszwanges 
an, ihr Zweck ist also nicht, für die Zukunft die Er- 
füllung der aus dem Gesetz sich ergebenden Sorg- 
faltspflicht im geschäftlichen Verkehr mit Devisen zu 
erzwingen, sondern ein in der Vergangenheit liegen- 
des ordnungswidriges Verhalten zu sühnen; sie kann 
daher auch festgesetzt werden, wenn der Inhaber 
oder Leiter inzwischen aus dem Betrieb ausgeschie- 
den ist. Da sie keine kriminelle Strafe ist, kann die 
Ordnungsstrafe im Falle ihrer Nichtbeitreibung nicht 
in eine Freiheitsstrafe umgewandelt werden, wird 
auch nicht im Strafregister vermerkt; andererseits 
findet das Gesetz über die Gewährung von Straffrei- 
heit vom 7. 8. 1934 (RGBl. I S. 769) auf sie keine An- 
wendung, das Ordnungsstrafverfahren ist daher 
weiterzubetreiben, auch wenn ein zugleich ein- 
geleitetes Strafverfahren mit Rücksicht auf das Straf- 
freiheitsgesetz eingestellt worden ist. Für das Ord- 
nungsstrafverfahren sind die mit den kriminellen 
Strafen befaßten staatlichen Organe, Staatsanwalt- 
schaft und Strafgerichte mit Instanzenzug, ausge- 
schaltet, Strafverfolgungsbehörde ist der Präsident 
des Landesfinanzamts als Stelle für Devisenbewirt- 
schaftung, entscheidende Behörde ist das Reichs- 
wirtschaftsgericht als einzige Instanz, seine Entschei- 
dungen sind „unanfechtbar“. Das Ordnungsstraf- 
verfahren steht nicht, wie das kriminelle Strafver- 
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fahren, unter dem Legalitätsprinzip, sondern unter 
dem Opportunitätsprinzip; es kann, aber muß nicht 
eingeschritten werden. Es ist also Ermessenssache 
der Devisenstelle, ob sie Strafantrag stellen will, und 
Ermessenssache des Reichswirtschaftsgerichts, ob 
die Ordnungsstrafe festgesetzt werden soll; auch 
wenn die Voraussetzungen für die Festsetzung 
gegeben sind, kann das Reichswirtschaftsgericht den 
Strafantrag ablehnen, sofern die Festsetzung nach 
der besonderen Lage des Falles unangemessen wäre. 
An eine etwaige Entscheidung im strafgerichtlichen 
Verfahren ist das Reichswirtschaftsgericht nicht ge- 
bunden, es kann daher das Vorliegen einer Zu- 
widerhandlung auch bejahen, wenn im strafgericht- 
lichen Verfahren Freisprechung erfolgt ist. 


HL 


Die Voraussetzungen für die Festsetzung einer 
Ordnungsstrafe, 


Die Festsetzung einer Ordnungsstrafe setzt vor- 
aus: 

1. daß die objektiven und subjektiven Tat- 

bestandsmerkmale einer nach § 18 der Dev.- 
VO. vom 1, 8. 1931 bzw. §§ 36, 37 der DevVO, 
vom 23. 5. 1932 bzw. §§ 42, 43 des Devisen- 
gesetzes vom 4. 2. 1935 bzw. nach den oben 
genannten Ausführungsverordnungen straf- 
baren Handlung festgestellt sind; 

2. daß die strafbare Handlung im Betriebe eines 
Unternehmens begangen ist; 

3, daß der Antragsgegner Inhaber oder Leiter 
des Unternehmens ist; 

4, daß der Inhaber oder Leiter den ihm ob- 
liegenden Entlastungsbeweis nicht geführt 
hat. 

Zu 1: Bei der diesbezüglichen Prüfung sind die 

Grundsätze des allgemeinen Strafrechts anzuwenden, 

Entsprechend $ 2 Abs. 1 RStGBs. können nur 
solche Zuwiderhandlungen zu einer Ordnungsstrafe 
führen, die nach Einführung dieser Strafe — also 
nach Inkraftreten der Abänderungsverordnung vom 
17, 11. 1931 bzw. des Abänderungsgesetzes vom 16. 2. 
1934 bzw. der 2. Durchführungsverordnung vom 24. 7. 
1935 — begangen worden sind oder als Dauerver- 
gehen über diesen Zeitpunkt hinaus fortgewirkt 
haben. 

Dem allgemeinen Strafrecht sind auch die Be- 
griffe Vorsatz, bedingter Vorsatz und Fahrlässigkeit, 
Handeln im Fortsetzungszusammenhange, tatsäch- 
licher, außerstrafrechtlicher und strafrechtlicher Irr- 
tum, Rücktritt vom Versuch, tätige Reue u. dgl. zu 
entnehmen. Für den strafrechtlichen Irrtum gilt die 
Sondervorschrift des § 44 des Devisengesetzes 
(früher $ 36a DevVO. vom 23. 5. 1932, eingefügt durch 
§ 27 des Steueranpassungsgesetzes vom 16. 10. 1934, 
RGBI. I S. 925), wonach Irrtum über das Bestehen 
oder die Anwendbarkeit devisenrechtlicher Vor- 
schriften straffrei macht, wenn er unverschuldet ist, 
und den Vorsatz ausschließt, wenn er verschuldet ist, 
so daß Bestrafung nur wegen Fahrlässigkeit erfolgen 
kann. Entsprechend $ 2 Abs. 2 RStGBs. ist diese 
Vorschrift seit ihrem Inkrafttreten am 17. Oktober 
1934 anzuwenden, also auch auf vorher begangene 
strafbare Handlungen. 

Zu 2: Ein Unternehmen liegt vor, wenn eine ge- 
werbliche Tätigkeit selbständig ausgeübt wird mit 


der erkennbaren Absicht, daraus eine dauernde Er- 
werbsquelle zu machen. Der Umfang der getätigten 
Geschäfte ist dabei ohne Bedeutung. Die Rechts- 
form des Betriebes ist unerheblich; es kann sich also 
um das Geschäft eines Einzelkaufmannes, einer 
offenen Handelsgesellschaft oder Kommanditgesell- 
schaft wie auch einer Aktiengesellschaft, einer Ge- 
sellschaft mit beschränkter Haftung oder einer son- 
stigen juristischen Person handeln. 


Zu 3: Der Strafantrag kann gegen den Allein- 
inhaber oder die mehreren Inhaber und daneben oder 
stattdessen gegen den Leiter des Unternehmens ge- 
richtet sein. 


Inhaber des Unternehmens ist, wer als dessen 
Eigentümer in Frage kommt, also der Einzelkaufmann 
oder die Gesellschafter einer offenen Handels- 
gesellschaft, einer Kommanditgesellschaft, einer 
G. m. b. H. u. dgl. 


Als Inhaber kann auch eine juristische Person 
mit einer Ordnungsstrafe belegt werden, also die 
A.-G., die G. m. b. H., Genossenschaft oder Gewerk- 
schaft, vorausgesetzt, daß die strafbare Handlung auf 
Mängel in ihrer Organisation oder Geschäftshand- 
habung zurückzuführen ist; also nicht, wenn es sich 
bei der strafbaren Handlung um ein gelegentliches 
Vorkommnis handelt, das keinen Schluß auf die 
Organisation oder Geschäftshandhabung zuläßt. 


Inhaber des Unternehmens ist auch die in- 
ländische Zweigniederlassung einer ausländischen 
Hauptniederlassung. Zwar sind nach Handelsrecht 
Zweigniederlassungen keine selbständigen Rechts- 
subjekte, Haupt- und Zweigniederlassung bilden 
vielmehr eine einheitliche Rechtsperson. Nach den 
Richtlinien I 15 vom 23. 6. 1932 (RGBl. I S. 320), 
desgl. jetzt Richtlinien I 5 vom 4. 2. 1935 (RGBl, I 
S, 119), gelten aber Zweigniederlassungen einer aus- 
ländischen Firma auch im Verhältnisse zur Haupt- 
niederlassung als im Inland ansässig und sind daher 
devisenrechtlich als selbständige Rechtspersönlich- 
keiten zu behandeln. 


Leiter des Unternehmens ist, wer nach der 
inneren Organisation des Unternehmens eine selb- 
ständige, hauptsächlich auf eigenem Entschluß be- 
ruhende, leitende und anweisende Tätigkeit ausübt, 
die sich zum mindesten als Beteiligung an der Leitung 
des Unternehmens darstellt; ob Vertretungsbefugnis 
nach außen besteht, ist nicht entscheidend. Leiter 
sind daher die gesetzlichen Vertreter der juristischen 
Person, also die Vorstandsmitglieder der Aktien- 
gesellschaft oder Genossenschaft, die Geschäftsführer 
der G.m.b.H., der Grubenvorstand oder Repräsen- 
tant der Gewerkschaft; im übrigen richtet sich die 
Beurteilung der Frage, wer Leiter ist, nach der kon- 
kreten Ordnung im Betriebe, ist also Tatfrage. Ein 
Handlungsbevollmächtigter ist Leiter, wenn E im 
Rahmen seiner Artvollmacht, nämlich für den Geld- 
und insbesondere Devisenverkehr des Unterne"fnens, 
selbständige Entschließungen und damit M Bnahmen 
der Geschäftsleitung zu treffen ermächtigt 1st. Der 
Prokurist ist nicht Leiter, sofern er ausschließlich auf 
Weisungen handelt, die er von dem nhaber oder 
gesetzlichen Vertreter des Unter"@lmens erhält, 
wohl aber, wenn er die Devisensachen selbständig 
bearbeitet und unterzeichnet. Auch der Komman- 
ditist einer Kommanditgesellschaft ist nicht Leiter 
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Zu 4: Bei der besonderen Bedeutung der De- 
visenvorschriften als Notmaßnahme kann nur der 
Nachweis genügen, daß ein höchstmögliches Maß von 
Sorgfalt und Ueberlegung angewendet worden ist. 
Als entlastend kommt in Frage der besondere Um- 
fang des Unternehmens und der sich daraus für den 
Inhaber oder Leiter ergebende mannigfache Auf- 
gabenkreis und demgegenüber die untergeordnete 
Bedeutung des betreffenden Devisengeschäfts, z. B. 
eines gelegentlichen Scripsantrages im Gegensatze 
zu dem lebenswichtigen Antrag auf Erteilung einer 
allgemeinen Genehmigung für die Wareneinfuhr; oder 
das Vorhandensein einer nachweislich erprobten und 
überwachten Organisation des Betriebes, deren ord- 
nungsmäßiger Geschäftshandhabung der Inhaber oder 
Leiter vertrauen durfte. Erkrankung oder geschäft- 
liche Abwesenheit ist nicht entlastend, wenn die tat- 
sächliche Möglichkeit und damit die Pflicht bestand, 
für geeignete Vertretung zu sorgen. Ebensowenig 
entlastet von der eigenen Verantwortlichkeit die 
Tatsache, daß bei der durch die Devisenstelle ver- 
anlaßten Prüfung oder bei früheren Prüfungen keine 
Beanstandungen erhoben worden sind oder daß 
seitens der Devisenstelle die Zuwiderhandlung schon 
auf Grund der monatlich einzureichenden Nach- 
weisungen oder des Genehmigungsantrages hätte auf- 
gedeckt und verhütet werden können. 


IV. 
Der Gang des Ordnungsstraiveriahrens. 


Devisenbehörden sind die Reichsstelle für De- 
visenbewirtschaftung, die Devisenstellen und die 
Ueberwachungsstellen. 

Die Reichsstelle für Devisenbewirtschaftung er- 
läßt die Richtlinien für die Devisenbewirtschaftung. 
Sie gibt sie in Verordnungsform (vgl. die z. Zt. gelten- 
den Richtlinien vom 4. 2. 1935, RGBL I S. 119 ff.) und 
nebenher fortlaufend in Form von Runderlassen an 
die Devisenstellen und Ueberwachungsstellen, die im 
Reichssteuerblatt veröffentlicht werden; ferner, so- 
weit es sich um reine Verwaltungsmaßnahmen 
handelt, in Form der nicht veröffentlichten sog. allge- 
meinen Erlasse. Der rechtliche Charakter der Richt- 
linien ist der einer Rechtsverordnung, soweit sie auf 
Grund der Ermächtigung in $ 2 Abs. 2 Satz 2 De- 
visengesetz Ausnahmen von den Vorschriften des 
Devisengesetzes aussprechen; im übrigen sind sie 
Verwaltungsvorschriften. Die Erteilung von Geneh- 
migungen durch die Reichsstelle ist nicht vorgesehen, 
sie ist auch nicht förmliche zweite Instanz über den 
Devisenstellen und Ueberwachungsstellen. Wohl 
aber kann bei ihr gegen die Entscheidung einer De- 
visenstelle formloser Verwaltungseinspruch zwecks 
sachlicher Nachprüfung erhoben werden. 

Als Devisenstellen sind die 23 Landesfinanz- 
ämter tätig, außerdem Zweigstellen in Braunschweig, 
Chemnitz, Frankfurt a. M, Lübeck, Ludwigshafen 
und - Saarbrücken. Organisatorisch und für die 
Dienstaufsicht unterstehen sie dem Reichswirtschafts- 
minister, Wegen ihrer sachlichen Zuständigkeit vgl. 
Richtlinien I 14, wegen der örtlichen Zuständigkeit 
$ 2 Abs. 3 Devisengesetz in Verbindung mit Richt- 
linien I 17, 

Die Ueberwachungsstellen sind auf Grund der 
Verordnung über den Warenverkehr vom 4. Septem- 
ber 1934 — RGBI, I S. 816 — durch die Verordnung 
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vom gleichen Tage — D. R. A. Nr. 209 — errichtet 
worden. Sie sind erst seit dem Beginn des „neuen 
Planes”, d. i. seit dem 24. September 1934, Organe 
der Devisenbewirtschaftung. Zuständig sind sie ins- 
besondere für die Devisenbescheinigungen, d. i. die 
Genehmigungen zur Bezahlung von Verpflichtungen 
aus der Wareneinfuhr. Vgl. im übrigen hierzu 
Hartenstein, Devisennotrecht, 1935, S. 33 ff. 

Die Devisenstelle erlangt Kenntnis davon, daß im 
Betriebe eines Unternehmens eine Devisenzuwider- 
handlung begangen worden ist. In der Regel wird 
ihr diese Kenntnis durch die von ihr veranlaßte 
Devisenprüfung und den daraufhin erstatteten Bericht 
des Buch- und Betriebsprüfers vermittelt. Der 
Inhalt des Berichts ist durch den Auftrag der Devisen- 
stelle bedingt; der Auftrag kann uneingeschränkt 
sein, also alle devisenrechtlich bedeutsamen Vor- 
gänge bei dem Unternehmen umfassen, oder zeitlich 
oder sachlich eingeschränkt, letzteres z. B., indem 
Auftrag zur Prüfung nur der Geschäfte im Zusatz- 
ausfuhrverfahren oder im Auslandsverkehr mit be- 
stimmten Firmen erteilt wird. Als wesentlichstes 
Aufklärungsmittel dient im Prüfungsverfahren die 
durch $ 34 Devisengesetz (vgl. § 32 DevVO.) be- 
gründete Auskunftspflicht. Nach dieser Vorschrift 
kann die Devisenstelle von jedermann, also auch von 
dem Schuldigen, Auskünfte verlangen, soweit sie sich 
auf Geschäfte oder Handlungen beziehen, die nach 
den Devisenbestimmungen verboten oder Beschrän- 
kungen unterworfen sind; dabei kann auch die Vor- 
lage der Bücher und sonstiger Belege verlangt 
werden. Das Auskunftsrecht besteht immer schon 
dann, wenn ein ausreichender Verdacht begründet 
ist, daß Devisenvorschriften übertreten worden sind, 
Das Recht, unter Berufung auf $ 136 StPO. die Aus- 
kunft zu verweigern, erwächst dem zur Auskunft 
Verpflichteten erst nach Einleitung des Ordnungs- 
strafverfahrens (durch den Strafantrag der Devisen- 
stelle); vorher besteht die Auskunftspflicht auch für 
Personen, gegen die der Verdacht der Devisen- 
zuwiderhandlung besteht. 

Die Devisenstelle macht sich nach Abschluß 
ihrer Ermittlungen schlüssig, ob Strafanzeige bei der 
Staatsanwaltschaft erstattet und daneben oder statt- 
dessen die Festsetzung einer Ordnungsstrafe beim 
Reichswirtschaftsgericht beantragt werden soll. 
Nicht alle Devisenzuwiderhandlungen sind zur Ver- 
folgung im kriminellen Strafverfahren geeignet. 
Mitunter läßt sich unter den verschiedenen Ange- 
stellten eines größeren Unternehmens der Täter der 
strafbaren Handlung nicht feststellen oder es läßt 
sich für den Inhaber oder Leiter eine strafrechtliche 
Teilnahme an der strafbaren Handlung nicht nach- 
weisen. Unter Umständen mag auch die Bedeutung 
des Unternehmens die Durchführung eines öffent- 
lichen Strafverfahrens untunlich erscheinen lassen, 


Der an das Reichswirtschaftsgericht zu rich- 
tende Ordnungsstrafantrag muß den Anforderungen 
entsprechen, die im kriminellen Strafverfahren an 
eine Anklageschrift zu stellen sind. Er muß also die 
den Gegenstand des Strafantrages bildende strafbare 
Handlung unter Hervorhebung ihrer gesetzlichen 
Merkmale und die anzuwendenden Strafvorschriften 
genau bezeichnen und die erforderlichen Beweis- 
mittel angeben. Zur Darlegung des Sachverhalts 
und als Beweismittel wird im allgemeinen die Bezug- 
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nahme auf den beizufügenden Prüfungsbericht ge- 
nügen., Dieser muß aber dann inhaltlich so gefaßt 
sein, daß er dem Angeschuldigten zur Kenntnis 
gebracht werden kann; es können wohl einzelne 
Teile des Berichts von der Bekanntgabe an den An- 
geschuldigten ausgeschlossen werden, es ist aber 
nicht angängig, daß ihm der Bericht in seinen auf die 
au selbst bezüglichen Teilen vorenthalten 
wird. 

_ „Der Strafantrag ist an keine Frist gebunden. 
Er kann zurückgenommen werden; die Zurücknahme 
kann als prozessuale Erklärung nicht unter einer 
Bedingung erklärt werden, Sie hat die Einstellung 
des Verfahrens durch das Gericht zur Folge. 


Nach Eingang des Strafantrages, dem gemäß $ 20 
letzter Absatz der Verordnung über das Reichswirt- 
schaftsgericht die zur Anhörung der Angeschuldigten 
benötigte Anzahl von Abschriften des Antrages und 
seiner ergänzenden Unterlagen (insbesondere also 
des Prüfungsberichts oder doch seiner wesentlichen 
Teile) beizufügen ist, fordert der Vorsitzende des zu- 
ständigen Senats des Reichswirtschaftsgerichts den 
Angeschuldigten unter Uebersendung der abschrift- 
lichen Unterlagen auf, sich zu der Anschuldigung zu 
äußern. Nach Eingang der Aeußerung wird der 
Devisenstelle Gelegenheit gegeben, dazu Stellung zu 
nehmen. Nach erschöpfender schriftlicher Erörte- 
rung prüft der Vorsitzende des Senats, ob die Sache 
spruchreif ist. Gegebenenfalls veranlaßt er weitere 
Ermittlungen, insbesondere Vernehmung von Zeugen, 
Vorlegung der Geschäftsbücher oder Korrespondenz 
u. dgl. Hierauf wird mündliche Verhandlung beim 
Reichswirtschaftsgericht bestimmt. Die Devisen- 
stelle und der Angeschuldigte werden von Ort und 
Zeit der Verhandlung benachrichtigt; ihr Erscheinen 
im Termin ist gesetzlich nicht vorgeschrieben, sie 
können erscheinen, sich auch durch einen bei einem 
deutschen Gericht zugelassenen Rechtsanwalt ver- 
treten lassen, der Vorsitzende kann auch einen 
anderen rechts- oder sachverständigen Vertreter 
zulassen, wenn nicht besondere Bedenken gegen 
dessen Person vorliegen. 

Der Senat verhandelt in der Besetzung von einem 
rechtskundigen Vorsitzenden und vier sachverstän- 
digen Beisitzern ($ 10 Abs. 1 VO.RWG.). Die Ver- 
handlung ist nicht öffentlich, Ihren Gegenstand 
bilden grundsätzlich nur die Zuwiderhandlungen, die 
seitens der Devisenstelle zum Gegenstand des Straf- 
antrages gemacht sind; Zuwiderhandlungen, die mit 
Innen infolge Fortsetzungszusammenhanges eine 
Tateinheit bilden, können aber in das Verfahren ein- 
bezogen werden. Soweit es sich um die Feststellung 
handelt, daß im Betriebe des Unternehmens eine 
strafbare Handlung begangen ist, besteht eine Be- 
weislast weder für die Devisenstelle noch für den 
Angeschuldigten, vielmehr hat das Gericht von sich 
aus die Wahrheit zu erforschen; dabei gilt die beson- 
dere Bestimmung des $ 36 VO. RWG., daß der Senat 
nach freiem Ermessen in geeigneten Fällen befugt ist, 
ohne weitere Erhebungen auf Grund der ihm durch 
seine Zusammensetzung vermittelten Geschäfts- 
erlahrung zu entscheiden, Soweit der eigentliche 
Ordnungsstraftatbestand zu beurteilen ist, ist für das 
in der Nichtverhütung bestehende Verschulden des 
Inhabers oder Leiters eine gesetzliche Vermutung 
auigestellt, dem Inhaber oder Leiter ist die Be- 
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weislast dafür auferlegt, daß er die im Verkehr er- 
forderliche Sorgfalt zur Verhütung der strafbaren 
Handlung angewendet hat. 


Die Verhandlung endet mit der Entscheidung des 
Senats. Sofern nicht Vertagung zwecks weiterer 
Aufklärung beschlossen wird, ergeht Urteil, das in 
der Regel verkündet wird, nach § 39 VO. RWG. aber 
nur zugestellt zu werden braucht. Das Urteil lautet 
auf Festsetzung einer Ordnungsstraie, wobei das Ge- 
richt an einen ziffernmäßig bestimmten Antrag der 
Devisenstelle weder nach oben noch nach unten ge- 
bunden ist, oder auf Ablehnung des Strafantrages. 
Eine Ausfertigung des Urteils wird der Devisenstelle 
und dem Angeschuldigten zugestellt. Das Urteil ist 
unanfechtbar. Nur kann unter der Voraussetzung 
der §§ 42b, 43 der Verordnung über das Reichswirt- 
schaftsgericht vom 21, 5. 1920 (RGBL I S. 1167) in der 
ihr durch die Entschädigungsordnung vom 30. 7. 1921 
(RGBI. I S, 1046) gegebenen Fassung die Wiederauf- 
nahme des Verfahrens beantragt werden, Wird die 
Wiederaufnahme beantragt, so entscheidet der 
Wiederaufnahmesenat des Reichswirtschaftsgerichts 
darüber, ob die Voraussetzungen für die Einleitung 
eines Wiederaufnahmeverfahrens gegeben sind. In- 
soweit die Voraussetzungen nicht für gegeben er- 
achtet werden, ist der Antrag zurückzuweisen; 
andernfalls ist die Sache an den Senat zur Einlei- 
tung eines Wiederaufnahmeverfahrens zurückzu- 
verweisen. 

Nach § 21 VO. RWG. kann einem Antrag durch 
einen mit Gründen versehenen Bescheid des Senats- 
vorsitzenden stattgegeben werden, wenn er aus 
Rechtsgründen ohne weiteres als begründet er- 
scheint. Von dieser Vorschrift wird nur in Aus- 
nahmefällen Gebrauch gemacht werden können, ins- 
besondere, wenn sich der Angeschuldigte der von 
der Devisenstelle beantragten Strafe unterwerfen zu 
wollen erklärt. 


Die festgesetzte Ordnungsstrafe 
Reichswirtschaftsgericht beigetrieben. 
Die Ausübung des Gnadenrechts ist dem Reichs- 


wirtschaftsminister übertragen (Erlaß vom 1. Februar 
1935, RGBL I S. 74), 


wird vom 


v 


Die Tatbestände der im Betriebe von Unternehmen 
begangenen straibaren Handlungen. 


Im folgenden sind die zu den einzelnen Straf- 
tatbeständen ergangenen Entscheidungen des Reichs- 
wirtschaftsgerichts wiedergegeben, und zwar auch, 
soweit sie vor Inkrafttreten des Devisengesetzes 
vom 4. 2.1935 ergangen sind. Sie sind durch das De- 
visengesetz nicht etwa bedeutungslos geworden. 
Denn dieses Gesetz ist keine eigentliche Neu- 
schöpfung, sondern im wesentlichen nur eine Wieger- 
gabe des bisher geltenden Rechts, wobei die Vor- 
schriften der Abänderungsgesetze und Durchiüh- 
rungsverordnungen eingearbeitet wurden und der fe- 
samte Rechtsstoff neu gegliedert worden ist. Dieser 
neuen Gliederung schließt sich die nachfolgende 
Darstellung an. 


1. Begriiisbestimmüngen, 


Das neue Devisenrecht gibt zahlreiche Begriffs- 
bestimmungen. 
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Im ersten Abschnitt des Devisengesetzes ($ 6) 
sind u. a. die Begriffe Zahlungsmittel, Forderungen in 
ausländischer Währung, Wertpapiere, Ausländer und 
Devisenbank festgelegt. 

In den Richtlinien sind im ersten Abschnitt 
unter Ziffer 1 zweiunddreißig Begriffsbestimmungen 
gegeben, u. a. für die Begriffe Devisen, Altkredite, 
Altguthaben, Auswandererguthaben, Devisenbeschei- 


nigungen, Devisenerwerbsgenehmigungen, Devisen- 
verwendungsgenehmigungen, freie Reichsmarkgut- 
haben, freie Währungsguthaben, Kreditsperrgut- 


haben, Sonderkonten, Sperrguthaben, Wertpapier- 
sperrguthaben. 

Zu den Begriffen Genehmigung und Ausländer 
ist aus der Rechtsprechung des Reichswirtschafts- 
gerichts anzuführen: 

Genehmigung im Sinne des Devisenrechts be- 
deutet nach der grundsätzlichen Entscheidung 
7. Sen. XXIV 28/33 vom 20. 9. 1934 abweichend vom 
Sprachgebrauch des bürgerlichen Rechts die vor- 
herige Zustimmung der Devisenstelle. Demgemäß 
werden nach § 29 ff, Richtlinien vom 4. 2. 1935 allge- 
meine Genehmigungen im voraus für gewisse Zeit- 
abschnitte erteilt. Die nachträgliche Genehmigung 
eines genehmigungsbedürftigen Geschäfts macht 
straffrei (8/32 v. 12. 1. 1933). Widerruf der Genehmi- 
gung bewirkt, daß das gleichwohl getätigte Geschäft 
als ohne Genehmigung getätigt anzuschen ist (7/34 
v. 30. 8,1934). Bestimmungswidrige Verwendung der 
Genehmigung steht dem Handeln ohne Genehmigung 
gleich; dasselbe gilt, wenn unterlassen wird, die vor- 
genommene genehmigungsbedürftige Handlung auf 
dem Genehmigungsbescheid abzuschreiben (vgl. nach- 
stehend unter 2). Der Einwand, die Genehmigung 
sei zu Unrecht abgelehnt oder unzureichend erteilt, 
ist unzulässig. Denn die Erteilung oder Versagung 
der Genehmigung ist eine Verwaltungsmaßnahme, 
zur Nachprüfung des sachlich ausgeübten Verwal- 
tungsermessens ist das Gericht aber nicht ermäch- 
tist (37/33 v. 14. 6. 1934, vgl. auch 7. Sen. XL 49/35 v. 
1. 8. 1935). Die irrtümliche Annahme, daß die Geneh- 
migung erteilt sei, oder Irrtum über den Inhalt der 
Genehmigung ist Tatsachentrrtum, der nach dem all- 
gemeinen Grundsatze des $ 59 RStGBs. den Vorsatz 
ausschließt; ist er unverschuldet, so kommt auch 
fahrlässige Zuwiderhandlung nicht in Frage (33/33 v. 
12. 4. 1934; 24/34 v, 6. 12. 1934). 

Als Ausländer ist eine Person angesehen 
worden, die bei Beginn der Devisengesetzgebung 
ihren Wohnsitz im Inland aufgegeben, ihren Grund- 
besitz veräußert und sich auf Reisen abgemeldet, 
überdies im Ausland ein Unternehmen gegründet und 
damit zum Ausdruck gebracht hatte, daß sie den 
Schwerpunkt ihrer geschäftlichen Tätigkeit in das 
Ausland verlegt habe (18/33 v. 26. 10. 1933). 

Die Ausländereigenschaft wurde verneint bei 
dem geflüchteten Geschäftsführer einer G. m. b. H, 
der sich erst einige Wochen im Ausland aufhielt und 
dort mit der Behauptung des Fortbestehens seiner 
Vertretungsberechtigung für die G. m. b. H. Wäh- 
rungsforderungen einkassierte (32/33 v. 31. 5. 1934). 

Gleichfalls verneint wurde die Ausländereigen- 
schaft bei einem Ausländer, soweit es sich um den 
Geschäftsbereich seines rechtlich nicht selbständigen 
inländischen Betriebes handelt. Durch die Vor- 
schrift in 15 der Richtlinien vom 4. 2. 1935 (desgl. Ri. 
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I 15 vom 23. 6. 1932) ist dem rechtlich nicht selb- 
ständigen inländischen Betriebe die Stellung eines 
Inländers zugedacht; sie wird ihm aber nur zuteil, 
wenn der Inhaber in der Verfügung über Forde- 
rungen und in der Erfüllung von Verbindlichkeiten, 
soweit die einen oder anderen in diesem inlän- 
dischen Betriebe entstanden sind, devisenrechtlich 
durch seine sonstige Ausländereigenschaft nicht be- 
schränkt wird (3/35 v. 20. 6. 1935). 


2. Genehmigungsbedürftige Hand- 
lungen. 


Der zweite Abschnitt des Devisengesetzes be- 
handelt in den §§ 9 bis 28 die genehmigungsbedürf- 
tigen Handlungen. An Hand der Rechtsprechung 
des Reichswirtschaftsgerichts werden im folgenden 
erörtert: 

a) der Erwerb von ausländischen Zahlungs- 
mitteln und Forderungen in ausländischer 
Währung gegen inländische Zahlungsmittel 
($ 9 Abs. 1), 

b) die Verfügung über angefallene ausländische 
Zahlungsmittel und Forderungen in aus- 
ländischer Währung ($ 9 Abs. 2), 

c) die Versendung oder Ueberbringung von Zah- 

Re und Wertpapieren ins Ausland 

13), 

die Aushändigung inländischer Zahlungs- 
mittel durch Inländer im Inland an Aus- 
länder oder an Inländer zugunsten von Aus- 
ländern ($ 11 Abs. 1), l 

e) die Verfügung über Reichsmarkforderungen 

zugunsten eines Ausländers (§ 11 Abs. 2), 
f) die Gutschrift von Reichsmarkbeträgen aus 

Bareinzahlungen, Ueberweisungen oder son- 

stigen Verfügungen eines Inländers auf einem 

bei einem inländischen Kreditinstitut ge- 

führten Konto eines Ausländers ($ 12), 
$) die Krediteinräumung an Ausländer (§ 14), 
h) die gesperrten Forderungen (§§ 15—20), 

i) der Wertpapierverkehr (§§ 21—27), 
k) die Freigrenze ($ 28). 


a) Der Erwerb von ausländischen 
Zahlungsmitteln und Forderungen in 
ausländischer Währung. 

Zuwiderhandlungen kamen in Frage durch Er- 
werb von Devisen überhaupt ohne Genehmigung 
sowie durch bestimmungswidrige Verwendung und 
durch Ueberschreiten der erteilten Genehmigung. 

Fälle des Erwerbs von Devisen, ohne daß eine 
Genehmigung überhaupt eingeholt war, kamen nur 
in der ersten Zeit zur A'burteilung, die Recht- 
sprechung bietet hierzu nichts Besonderes. Dem 
Falle des Erwerbs ohne Genehmigung steht es 
gleich, wenn die Genehmigung durch Widerruf oder 
Fristablauf erloschen war (7/34 vom 30. 8. 1934). 

Die bestimmungswidrige Verwendung der Ge- 
nehmigung bestand insbesondere in: 

Erwerb von Devisen auf Grund fingierter Rech- 

nungen (18/32 v. 11. 5, 1933); 

Erwerb von Devisen zur Bezahlung von Neben- 
leistungen im Handelsverkehr auf Grund einer 
für die Wareneinfuhr erteilten Genehmigung 
und umgekehrt (20/33 v. 25. 1. 1934; 33/33 v. 
12. 4. 1934); 


d 


m, 
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Erwerb von Devisen für Zahlungen an Gläubiger 
in Ländern, mit denen ein Zahlungsabkommen 
besteht, so daß gemäß dem Genehmigungs- 
bescheid auf Sonderkonto der Reichsbank zu 
überweisen gewesen wäre (1/35 v. 23.5. 1935) 

Erwerb von Devisen im Wege des sog. Kontin- 
genthandels, indem A gegen Provision das 
Einfuhrgeschäft des B auf sein eigenes Kon- 
tingent nimmt (u. a. 23/33 v. 23. 11. 1933: „Die 
Uebertragung des Kontingents ist nicht einmal 
im Verhältnis der Filiale zum Stammhaus zu- 
lässig.”). Anders, wenn A dabei in das Ein- 
fuhrgeschäft des B als Geschäftsherr einge- 
treten war, so daß B die Waren nunmehr von 
A gekauft hatte; Kontingenthandel würde nur 
vorgelegen haben, wenn der Eintritt des A in 
das Geschäft fingiert gewesen, B also der 
wirkliche Geschäftsherr geblieben wäre 
(25/34 v. 25. 10. 1934). 


In der erwähnten Entscheidung 1/35 finden sich 
bemerkenswerte Erörterungen über die Abwälzung 
der Verantwortlichkeit auf die beteiligten Banken. 
Die Firma hatte jeweilig der Bank, die ihr die Doku- 
mente vorlegte, Auftrag zu deren Einlösung erteilt, 
dem Auftrag den Genehmigungsbescheid beigefügt 
und angenommen, daß die Bank die darin enthaltene 
Auflage bezüglich Ueberweisung gewisser Zahlungen 
auf Sonderkonto der Reichsbank beachten würde. 
Der Senat nahm folgenden Standpunkt ein: Die Firma 
könne die Verantwortung nicht auf die Banken ab- 
wälzen. Devisenbanken hätten zwar die Pflicht, die 
Interessen ihrer Kunden wahrzunehmen und sie vor 
Verstößen gegen die erlassenen Anordnungen zu be- 
wahren. Der Kunde dürfe aber trotzdem die Er- 
ledigung einer Devisenangelegenheit nicht einfach 
der Bank überlassen. Denn es handle sich um seine 
eigene Angelegenheit, für die letzten Endes er die 
Verantwortung trage. Eine Ueberwachung der 
Banken sei hier schon deshalb von vornherein ge- 
boten gewesen, weil die Firma nicht mit einer ein- 
zigen Bank, die infolgedessen einen genauen Ueber- 
blick gehabt haben würde, sondern mit verschiedenen 
Banken gearbeitet habe. Ueberdies sei schon die 
Art, wie die Firma den Banken die Zahlungsaufträge 
erteilt habe, geeignet gewesen, zu den vorge- 
kommenen Verstößen zu verleiten. Denn die Auf- 
träge hätten ausdrücklich nur dahin gelautet, Devisen 
anzuschaffen und den entsprechenden Reichsmark- 
gegenwert von der Devisengenehmigung abzusetzen; 
die Firma hätte vielmehr noch besonders auf die im 
Genehmigungsbescheid enthaltene Auflage hinweisen, 
also Auftrag zur „Valutaanschaffung oder Ueber- 
weisung auf Sonderkonto je nach Lage des Falles” 
erteilen müssen. Im übrigen hätte die Firma die Art 
der Ausführung der Aufträge laufend nachprüfen 
müssen, um so mehr, als sie aus den Belastungsauf- 
gaben und den Eintragungen der Banken in den Ge- 
nehmigungsbescheiden nicht zu ersehen war. Wie 
sorglos sie gehandelt hatte, ging schon daraus hervor, 
daß sie erst durch die Devisenstelle von den Zu- 
widerhandlungen erfuhr und noch im Ordnungsstraf- 
verfahren erklärte, die Art der Zahlungen nicht nach- 
prüfen zu können. 

Fälle der Ueberschreitung der Genehmigung, 
also des darin bewilligten Devisenkontingents, waren 
besonders in der ersten Zeit der Devisenbewirt- 


schaftung häufig. Der immer wiederkehrende Ein- 
wand, es sei unmöglich, im Einfuhrgeschäft so zu dis- 
ponieren, daß die monatlichen Kontingente aus- 
reichten, wurde mit der Begründung verworfen: 
Jeder Unternehmer müsse seinen Geschäftsbetrieb 
den durch die Devisenbewirtschaftung bedingten 
Einschränkungen anpassen, eine Ausnahmestellung 
könne auch nicht mit Rücksicht darauf beansprucht 
werden, daß das Unternehmen eine führende 
Stellüng im Exportgeschäft einnehme oder sein Be- 
trieb eigenartig und vielgestaltig sei. Schwierig- 
keiten dieser Art sei dadurch zu begegnen, daß ge- 
mäß Richtlinien ein Ausgleich zwischen zwei aufein- 
anderfolgenden Monaten im Wege des Vorgriffs oder 
der Uebertragung geschaffen und nötigenfalls die Be- 
willigung von Zusatzkontingenten beantragt werde 
(u. a. 14/32 v. 9. 2. 1933; 37/33 v. 14. 6. 1934). Mit 
Rücksicht auf die zu fordernde höchstmögliche Sorg- 
falt wurde Strafbarkeit auch in einem Falle ange- 
nommen, wo die Kontingentsüberschreitung im Mai 
darauf beruhte, daß die Disposition zur Deckung eines 
Wechsels schon im April getroffen war, als der 
Höchstbetrag des Kontingents noch 35 v. H. des 
Grundbetrages betragen hatte, daß im Mai aber der 
Höchstbetrag auf 25 v. H. herabgesetzt wurde, so daß 
das Kontingent zur Deckung nicht mehr ausreichte 
(33/34 v. 10. 1. 1935). 

Der Rückgriff auf das nichtverbrauchte Kontin- 
gent eines früheren als des Vormonats ist, weil be- 
stimmungswidrig, unzulässig (29/33 v. 12. 4. 1934). 

Hat ein Vorgriff auf den nächstfolgenden Monat 
stattgefunden, so ist in diesem Monat der auf den 
Vormonat übertragene Devisenbetrag nicht etwa von 
dem Kontingentsgrundbetrag abzuziehen, sondern 
von dem gekürzten Kontingentsbetrag (Höchstbetrag), 
wie er sich bei Berücksichtigung des von der Reichs- 
stelle für Devisenbewirtschaftung veröffentlichten 
jeweiligen Kürzungshundertsatzes ergab (29/33 v. 
12. 4. 1934). Waren also z.B. im Januar 20 000 RM 
auf Februar vorgegriffen und betrug der Kontingents- 
srundbetrag monatlich 100000 RM und der für Fe- 
bruar veröffentlichte Kürzungssatz 50 v. H., so blieb 
für Februar ein Kontingent von 50 000 — 20 000 
— 30000 RM und nicht von 50 v. H. von 80000 
(nämlich 100 000 — 20 000) — 40000 RM, 

Daß das Rembourskontingent oder das Kontin- 
gent für Nebenkosten nicht voll ausgenützt ist, ist im 
Falle der Ueberschreitung des Einfuhrkontingents 
ohne Bedeutung, weil ein Austausch der verschie- 
denen Kontingente untereinander nicht zuzulassen 
ist (37/33 v. 14. 6. 1934). 

Nicht entlastend ist auch die Tatsache, daß im 
nächsten Monat der Mehrverbrauch des Vormonats 
eingespart worden ist. Insbesondere kann darin 
nicht etwa tätige Reue im Sinne des $ 46 Ziffer 2 
RStGBs. gefunden werden. Denn die strafbare Hand- 
lung und der die Rechtsordnung verletzende Erfolg 
fallen bei der Kontingentsüberschreitung zusammen, 
während § 46 Ziffer 2 einen besonderen, Yon der 
Handlung getrennten Erfolg voraussetzt 133/34 v, 
10. 1. 1935). 

Irrtum über den Inhalt der Genehmigung ist als 
Tatsachenirrtum im Sinne des § 99, >tULBs, beacht- 
lich. Er schließt den Vorsatz ausi ISt er unverschul- 
det, so kommt auch fahrlässi£® Zuwiderhandlung 
nicht in Frage. Freisprechung eriolgte demgemäß in 
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33/33 v. 12, 4, 1934 im Falle einer Kontingentsüber- 
schreitung bei folgendem Sachverhalt: Eine Firma 
hatte beantragt, ihr zur Einlösung einer Nachnahme 
für Frachten, Spesen und Wert einer Maschine im Be- 
trage von ca. $ 5200 eine Sondergenehmigung zu er- 
teilen. Nach dem Wortlaute des darauf ergangenen 
Genehmigungsbescheides war die Genehmigung nur 
zur Bezahlung von Frachten und Spesen erteilt 
worden, also nicht auch für den Wert der Maschine. 
Der Bescheid war aber widerspruchsvoll. Denn 
andererseits war der Erwerb von Devisen in Höhe 
von 21000 RM genehmigt, also gerade in Höhe des 
Betrages, der im Antragsschreiben als für Frachten, 
Spesen und den Wert der Maschine erforderlich be- 
zeichnet war. Dazu kam, daß für Frachten und 
Spesen allein ein so hoher Betrag überhaupt nicht in 
Frage kam. Ueberdies war der Firma im Genehmi- 
gungsbescheid die Auflage gemacht, nach Einlösung 
der Dokumente bzw. Nachnahme anzuzeigen, daß der 
Gegenwert in Devisen oder freier Reichsmark vom 
Importeur oder dem amerikanischen Ablader zur Ver- 
fügung gestellt worden sei. Unter Dokumenten 
werden aber im Handelsverkehr Speditionspapiere 
jeder Art, also nicht bloß Verladepapiere (Schiffs- 
dokumente, Seetransportpolice u. dgl.), sondern 
gerade auch die Konnossemente, gegen deren Aus- 
händigung der Preis für die Ware zu zahlen ist, ver- 
standen. Es war deshalb ein unverschuldeter Irrtum, 
wenn die Firma den Genehmigungsbescheid dahin 
verstand, daß entsprechend ihrem Antrag der Erwerb 
der Devisen tatsächlich zur Bezahlung von Fracht, 
Spesen und des Wertes der Maschine genehmigt sei, 
und annahm, daß der abweichende Wortlaut auf 
einem Schreibfehler (Auslassung) oder sonstigem 
Irrtum der Devisenstelle beruhte. 

Unverschuldeter Irrtum wurde auch in 14/32 v. 
9, 2. 1933 gegenüber der Anschuldigung der be- 
stimmungswidrigen Verwendung der Genehmigung 
angenommen. Aus der Fusion von zwei Werken in 
A und in B war eine Aktiengesellschaft hervor- 
gegangen. Jedes der beiden Werke behielt aber 
seine selbständige Leitung und Buchführung, devisen- 
- rechtlich war je eine besondere Genehmigung nach 
Richtlinien 11/3 erteilt, dahin lautend, daß „der 
Aktiengesellschaft in A bzw. der Aktiengesellschaft 
in B“ die Genehmigung erteilt werde. Die Werke 
tauschten die Genehmigungen untereinander aus. 
Der Senat nahm an, die Genehmigungsbescheide 
seien irreführend gewesen, indem darin nicht 
genügend zum Ausdruck gekommen sei, daß die Ge- 
me nur je für das Werk in A bzw. in B gelten 
solle. 

Strafrechtlicher Irrtum, also Unkenntnis des Ge- 
setzes oder seiner Anwendbarkeit auf den vor- 
liegenden Fall, wurde trotz der Vorschrift des $ 44 
grundsätzlich nicht als strafbefreiend anerkannt, weil 
es sich bei der Genehmigungsbedürftigkeit des Er- 
werbs von Devisen um eine grundlegende und in 
Fachkreisen allgemein bekannte Devisenvorschrift 
handle (vgl. 1/35 v. 23. 5. 1935). 


b) Die Verfügung überangefallene 
ausländische ZahlungsmittelundFor- 
derungen in ausländischer Währung. 


y Fälle der Verfügung über angefallene aus- 
ländische Zahlungsmittel ohne Genehmigung waren: 


Dreist, Die Ordnungsstrafe im Devisennotrecht. 


nr rar 


die Verwendung der bei der Ausfuhr angefallenen 
ausländischen Zahlungsmittel zur Bezahlung von Ein- 
fuhrverbindlichkeiten; auch über die von ihm selbst 
hereingeholten Devisen darf der Unternehmer nicht 
ohne Genehmigung verfügen, auch nicht im Rahmen 
seines regulären Geschäftsverkehrs {12/32 v. 27. 10. 
1932); 

der Verbrauch der einkassierten ausländischen 
Zahlungsmittel im Ausland (vgl. $ 48) für Geschäfts- 
spesen oder zu Kurzwecken (u. a. 11/33 v, 7. 12. 
1933; 6/34 v. 31. 5. 1934); 

die den ausländischen Provisionsvertretern er- 
teilte Ermächtigung, ihre Provisionen von den durch 
sie vereinnahmten Ausfuhrerlösen einzubehalten 
(7/32 vom 14. 7. 1932); 

der Auftrag einer inländischen Firma an das aus- 
ländische Bankhaus, zu ihren Gunsten bei ihm ein- 
gegangene ausländische Zahlungsmittel in solche 
einer anderen Währung umzutauschen (13/32 v. 
9.2. 1933). 


Der Verfügung ohne Genehmigung wurde gleich- 
erachtet, wenn die verfügten Beträge nicht auf dem 
Genehmigungsbescheid vom Höchstbetrag abge- 
schrieben worden waren; denn im praktischen Er- 
gebnisse war für die Verfügungen von der Genehmi- 
gung kein Gebrauch gemacht (3/34 v. 31. 5. 1934), 

Zur Frage der Verfügung über angefallene 
Forderungen in ausländischer Währung ergibt die 
Rechtsprechung des Reichswirtschaftsgerichts: 

Der devisenrechtliche Begriff der Verfügung 
über Forderungen hat die gleiche umfassende Bedeu- 
tung wie im bürgerlichen Recht, unter Verfügung ist 
daher insbesondere zu verstehen: die Leistung durch 
den Schuldner oder durch einen Dritten, die An- 
nahme durch den Gläubiger als Erfüllung oder an 
Erfüllungsstatt, die Kündigung, die Stundung, der Er- 
laß, die Aenderung der Währung oder der Zins- und 
Tilgungsbedingungen, die Abtretung, die Auf- 
rechnung. 

Unzulässige Verfügungen wurden demgemäß in 
folgenden Fällen festgestellt: 

Der geflüchtete Geschäftsführer hatte unmittelbar 
nach der Flucht Währungsforderungen der G. m. b. H. 
im Ausland einkassiert (32/33 v. 31. 5. 1934); 

der inländische Gläubiger nahm statt effektiver 
Währung Reichsmark an Erfüllungsstatt an (wie vor); 

ein inländisches Bankhaus beauftragte ein hollän- 
disches Bankhaus, zu Lasten seines hfl. Kontos $ zu 
kaufen (9/32 v. 27. 10. 1932); 

ein inländisches Unternehmen trat seine Wäh- 
rungsforderung an seinen inländischen Lieferanten 
zum Inkasso ab (10/33 v. 21. 9. 1933). 


Bei der Verfügung über angefallene Währungs- 
forderungen durch Aufrechnung ist unterschieden 
worden, ob die Aufrechnung durch einseitige Er- 
klärung oder durch Vertrag erfolgt ist. Hat der aus- 
ländische Gläubiger einseitig die Aufrechnung erklärt, 
so liegt eine genehmigungsbedürftige Verfügung des 
Inländers nicht vor (10/33 v. 21. 9. 1933; 16/33 v. 
26. 10. 1933). Wohl aber ist sie gegeben, wenn die 
Aufrechnung vereinbart war. Der Aufrechnungs- 
vertrag braucht nicht ausdrücklich geschlossen zu 
sein, vielmehr genügt, daß sich der inländische Gläu- 
biger mit der Aufrechnung stillschweigend einver- 
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standen erklärt hat; auf ein solches Einverständnis 
wurde in mehreren Fällen aus der Tatsache der 
wiederholten, vom inländischen Gläubiger wider- 
spruchslos hingenommenen Aufrechnung des aus- 
ländischen Gläubigers geschlossen (3/33 v. 26. 7. 1933; 
34/33 v. 22. 2. 1934; 28/33 v. 20. 9. 1934). War der 
Aufrechnungsvertrag (z. B. betr. Zinszahlungen aus 
beiderseitigen Darlehnsverbindlichkeiten) schon vor 
Inkrafttreten der Devisenvorschriften geschlossen, so 
ist die Aufrechnung nicht genehmigungsbedürftig 
(16/34, ohne Entscheidung). Anders, wenn die Auf- 
rechnung im Geschäftsverkehr mit der ausländischen 
Firma nur seit Jahren herkömmlich war; nach In- 
krafttreten der Devisenvorschriften hätte die inlän- 
dische Firma bei Lieferungsaufträgen an die aus- 
ländische Firma erklären müssen, daß sie die Auf- 
rechnung fortan ausschließe und nur gegen effektive 
Zahlung in Devisen liefere, da sie sich andernfalls 
selbst in die Lage brachte, daß die ausländische Firma 
aufrechnete (43/34, keine Entscheidung)?). 


Ob im einzelnen Falle eine Verfügung durch 
Aufrechnung stattgefunden hat, ist Tatfrage. Im all- 
gemeinen stellt nicht schon die einzelne Gutschrift 
im Kontokorrentverkehr, sondern erst die Saldierung 
am Schlusse der Abrechnungsperiode eine Ver- 
fügung ‚durch Aufrechnung dar. Möglich ist aber 
auch eine Saldierung und damit Aufrechnung von 
Fall zu Fall, also derart, daß schon mit der jeweiligen 
Gutschrift eines einzelnen Postens zugunsten der in- 
ländischen Firma — aus Käufen für das ausländische 
Unternehmen — ein entsprechender Betrag ihrer Be- 
lastung — aus Import — aufgerechnet sein sollte 
(16/32 v. 26. 4. 1934; 28/33 v. 20. 9. 1934). 


Die vor der Entstehung der Exportforderung er- 
folgte Anweisung an den ausländischen Schuldner, 
künftig nicht an den inländischen Gläubiger, sondern 
an dessen Muttergesellschaft zu zahlen, ist noch 
keine Verfügung über die Forderung (28/33 v. 20. 9. 
1934), Ebenso ist die Abschreibung einer unein- 
bringlichen Forderung ohne Erlaßvertrag keine Ver- 
fügung, da dadurch die Forderung in ihrem Bestande 
nicht berührt wird (37/34 v. 7. 3. 1935). 


Verfügung durch Aufrechnung wurde verneint: 


‚bei sog. Preisnachlässen im Verhältnis zwischen 
der inländischen Tochtergesellschaft und der ausländi- 
schen Muttergesellschaft, weil nach der Preispolitik 
des Konzerns die inländische Tochtergesellschaft bei 
BR Exporten zunächst nur mit einem vorläufigen 

reis (Grundpreis) erkannt wurde und nach end- 
gültiger Preisfestsetzung ihre entsprechende Be- 
lastung lediglich die Umbuchung zwecks Berichti- 


1933 = Rechnungsposten darstellte (28/33 v. 20. 9, 


‚ bei der Belastung des ausländischen Gläubigers 
mit 10 v. H. der Einnahmen aus Urheberlizenzen, die 
vorschriftsmäßig an die Steuerkasse abgeführt worden 
waren. Es handelte sich nur um einen buch- 
technischen Vorgang, die inländische Firma hätte die 
10 v. H. schon bei der Gutschrift für den Ausländer 
in Abzug bringen können (43/34, ohne Entscheidung); 
5) en we auch in anderen Fällen, erledigte sich die 
dsl), urücknahme des Strafantrags, Amnestie und 
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bei einer buchmäßigen Aufrechnung, womit die 
Mitteilung an den ausländischen Gläubiger verbunden 
worden war, die inländische Firma verhandle noch 
mit der Devisenstelle über die Genehmigung der Auf- 
rechnung, letztere solle nicht gelten, wenn die Ge- 
nehmigung versagt werden würde (36/34, ohne Ent- 
scheidung). 

Ist in der Genehmigung zur Verfügung über eine 
Währungsforderung keine Einschränkung hinsichtlich 
der Entstehungszeit der Forderung gemacht, so kann 
daraufhin auch über schon bestehende Forderungen 
verfügt werden (28/33 v. 20. 9. 1934). 


c) DieVersendungoder Ueberbrin- 
gung von Zahlungsmitteln und Wert- 
papiereninsAusland. 


Es wurden folgende Fälle von Zuwiderhandlun- 
gen abgeurteilt: 

Ein inländisches Kreditinstitut hatte hfl.-Noten 
an ein holländisches Bankhaus zur Gutschrift auf 
Nostrokonto übersandt (9/32 v. 27. 10. 1932); 


ein inländischer Unternehmer hatte für einge- 
führte Waren rumänischen Ursprungs Reichsmark- 
beträge nach Oesterreich versandt, obwohl die er- 
teilte Genehmigung die Einschränkung enthalten 
hatte, daß Reichsmarkzahlungen für Waren rumäni- 
schen Ursprungs an Ausländer, die ihren Wohnsitz 
nicht in Rumänien haben, nicht zulässig sei (27/34 v. 
25. 10. 1934); 

die Ueberbringung von Banknoten ins Ausland 
bei der Flucht (32/33 v. 31. 5. 1934); 

die Versendung der ihr aus dem Ausland zuge- 
gangenen Schecks durch die inländische Zweignieder- 
lassung an die ausländische Hauptniederlassung. 
Letztere hatte die Waren unmittelbar an die Aus- 
landskunden geliefert, während die inländische 
Zweigniederlassung nur die Bestellungen entgegen- 
genommen und die Rechnungen ausgestellt hatte. Die 
Vorschrift des $ 13 macht die Versendung schlecht- 
hin genehmigungsbedürftig, also gleichviel, ob die 
Zahlungsmittel dem Versender oder einem Dritten 
gehören (50/34 v. 23. 5. 1935); 

die Versendung von Kundenakzepten ins Ausland 
zum Inkasso (u. a. 13/32 v. 9. 2. 1933); ß 

die Versendung eines Eigenakzepts ins Ausland 
zur Bezahlung einer Einfuhrschuld; die Genehmigung 
erübrigte sich nicht dadurch, daß der ausländische 
Exporteur gemäß Richtlinien IV 14 die allgemeine 
Genehmigung hatte, sich Zahlungen in Reichsmark 
auf sein Konto bei einer inländischen Devisenbank 
leisten zu lassen (8/34 v. 26. 4. 1934). 


Der Einwand der Unkenntnis (§ 44) wurde 
wiederholt abgelehnt, weil es sich um eine schon sei 
der Ersten Devisenverordnung bestehende grund- 
legende Vorschrift handle, deren Kenntnis in Ber e- 
schäftswelt allgemein zu unterstellen sei (vgl. 50/34 
v. 23. 5. 1935). 


Dem Verbot der Versendung oder Ueberbringun 
unterliegen Ausländer, die sich im Inland aufhalten, 
insoweit nicht, als sie die Zahlungsmittel in das In- 
land hereingebracht haben (32/33 v. 31- 3. 1934), 

(Schluß folgt.) 
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Die Belgische Bankenaufsicht. 
Von Dr. Herbert Hahn, Berlin. 


Am 10. Juli 1935 wurde im Belgischen Staats- 
blatt unter Bezugnahme auf die vom Parlament be- 
willigten Sondervollmachten eine königliche Ge- 
setzesverordnung über die Kontrolle der Banken ver- 
öffentlicht. Mit dieser Verordnung dürfte vorerst 
ein Schlußstrich unter die seit längerer Zeit im 
Gang befindliche Bankenreforın gezogen sein, 


Wirtschaftsentwicklung und Bankenlage. 


Ueber 5 Jahre hatte die belgische Wirtschaft 
Krisen- und Depressionszeiten zu durchlaufen, bis 
sich durch die Devalvation Ende März 1935 eine 
langsame Erholung anbahnte. Trotz im allgemeinen 
vorsichtiger Kreditpolitik konnten sich auch die bei- 
gischen Banken nicht davor schützen, daß ihnen in 
den späteren Depressionsjahren ein erheblicher Teil 
ihrer kurzfristigen Ausleihungen einfror. Die Ihqui- 
disierung wurde in der Oeffentlichkeit aber haupt- 
sächlich auf das in Belgien übliche „gemischte“ 
Bankensystem geschoben. Zum Beweis für diese 
Anschauung wurde z. B. das Geschäftsgebaren der 
„Banque Belge du Travail” herangezogen. Die Bank 
hatte ihre Depositen benutzt, um vor allem der 
Textilindustrie langfristige Kredite zu geben. Als 
zu Beginn des Jahres 1934 ganz allgemein, insbe- 
sondere aber bei der „Banque Belge du Travail” um- 
fangreichere Depositenabhebungen einsetzten, war 
die Bank den Anforderungen nicht gewachsen; im 
Februar 1934 mußte sie ihre Schalter schließen. 
Schon im August desselben Jahres führte die Regie- 
rung de Broqueville eine Teilreform des Banken- 
und Kreditwesens durch, Anläßlich einer Aktion 
zur Auftauung von 2 Milliarden Francs eingefrorener 
Industriekredite und deren Zinssenkung von 7 und 
mehr Prozent auf 44,% durch die „Société Nationale 
de Credit à l'Industrie" wurde die Trennung der 
Banken in reine Depositen- und Industrie-Banken 
vorgenommen. Der hierdurch erhoffte Vertrauens- 
zuwachs sollte neben der größeren Sparbildung vor 
allem die Enthortung fördern. 

Aehnliche Hilfsmaßnahmen wie für den In- 
* dustriekredit wurden über das „Office Centrale de 
la Petite Epargne“ auch dem Mittelstandskredit ge- 
währt. Dennoch konnte nicht verhindert werden, 
daß die durch Investitionskredite in eine gespannte 
Lage gekommene Hauptsparkasse der großen Bauern- 
organisation „Boerenbond”, die „Allgemeene Bank- 
vereeniging" liquidieren mußte. Den Hauptgrund 
für das Bankenkontrollgesetz gab aber die Entwick- 
lung kurz vor der Devalvation ab. 

ach der neuen Entwertung des englischen 
Pfundes im Februar und März 1935 mußten die Hoff- 
nungen auf Anschluß an die Preise der für die bel- 
gische Ausfuhr so wichtigen Sterling-Block-Länder 
immer mehr schwinden, Nicht nur, daß die in 
Belgien stationierten internationalen Kurzkredite 
weiter vagabundierten, auch die heimische Kapital- 
flucht setzte nun ın scharfem Maße ein. Obwohl die 
Nationalbank den privaten Kreditinstituten mit Bar- 
mitteln in Höhe von rund 1,5 Milliarden Francs zu 
Hilfe kam, hätte weder das belgische, noch irgend ein 
anderes modernes Bankensystem einem länger an- 


haltenden Run standhalten können. Vor die Wahl 
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gestellt, die Währung, wenn auch unter größten 
Opfern für die Wirtschaft mittels Kreditrestriktionen, 
Diskonterhöhungen und Goldabgabe zu retten, oder 
die Wirtschaft in ihrer vorhandenen Größe zu er- 
halten, dafür aber den Goldgehalt des Belga zu ver- 
schlechtern, entschloß sich der neue Ministerpräsi- 
dent van Zeeland für das letztere. Gleichzeitig 
kündigte er weitere Schritte in Richtung der Banken- 
reform an. 


Die Begründung der Bankenaufsicht. 


Dem Gesetz, das in 6 Hauptteile und 65 Artikel 
zerfällt, geht ein Bericht an den König voraus, in 
dem ausdrücklich auf die Ankündigung der Banken- 
aufsicht in der Regierungserklärung vom 29. März 
1935 Bezug genommen wird. Die dargestelite Wirt- 
schaftsentwicklung hat die Regierung zu der Er- 
kenntnis gebracht, daß bei wachsender Bedeutung 
der Banken im Wirtschaftsleben, jede ernsthaftere 
Krise einer bedeutenderen Depositenbank, Folgen 
von unübersehbarer Tragweite für die gesamte Wirt- 
schaft haben kann. Bei der Verflechtung der 
sozialen Beziehungen kann an einer Stelle aus- 
brechendes Mißtrauen schnell weitere Kreise ziehen 
und so zu allgemeinen Kreditabhebungen, in H 
usw. führen. Deshalb ist es nötig, der ersten Er- 
schütterung dadurch zuvorzukommen, daß man den 
Banken die Pflicht auferlegt, die ihrer Tätigkeit ent- 
sprechenden Regeln der Vernunft zu wahren. 

„Die Eröffnung von Depositenkonten ist eine 
Funktion solch überragender Bedeutung geworden, 
daß die Autorität, die das gute Funktionieren des 
wirtschaftlichen Mechanismus überwachen muß, sich 
an der internen Struktur solcher, für das Leben der 
Nation so wichtig gewordener Organe nicht desinter- 
essieren kann. 

In diesen Sätzen kommt die Ansicht van Zee- 
lands nicht nur über die Bankenpolitik, sondern 
über die Wirtschaftspolitik im allgemeinen zum Aus- 
druck. Weder Planwirtschait im Sinne einer 
„Zentralverwaltungswirtschaft”, wie sie für den 
Kreditsektor wenigstens im „Plan du Travail" des 
Sozialisten und heutigen Ministers für die öffent- 
lichen Arbeiten und die Bekämpfung der Arbeits- 
losigkeit, Henry de Man, gefordert wird, noch das 
„Freie Spiel der Kräfte” sind für den belgischen 
Ministerpräsidenten anwendbare Methoden. Für 
ihn hat der wirtschaftspolitische Einsatz in dem 
Rahmen, der ihm durch die Gesamtpolitik gesteckt 
ist, dort zu geschehen, wo ungleiche Konkurrenz- 
bedingungen, mangelnde Uebersicht der Wirt- 
schaftenden über die Marktlage und ähnliches, die, 
Angebot und Nachfrage bestimmenden Kräfte nicht 
zu ihrer höchsten Wirksamkeit kommen lassen. Die 
Ausrichtung der Unternehmer am Rentabilitäts- 
prinzip soll nicht eingeengt, sondern geordnet 
werden. In dieser Zielsetzung deckt sich das bel- 
gische Bankengesetz mit dem schweizerischen vom 
8. Dezember 1934, das am 1. März 1935 in Kraft ge- 
treten ist. 


Die Kontrollmaßnahmen, 


In den allgemeinen Bestimmungen des ersten 
Abschnitts werden diejenigen Wirtschaftsiormen ge- 
nannt, die unter das Bankenstatut fallen, Es sind 
alle belgischen und fremden Unternehmungen, die 
regelmäßig täglich kündbare oder solche Depositen 


in 


Gerichtliche Entscheidungen. 


annehmen und bankmäßig verwerten, die nicht 
länger als zwei Jahre fest gegeben werden. Aus- 
genommen von den Gesetzesbestimmungen sind die 
Nationalbank, das „Institut de Reescompte et de 
Garantie”, die „Banque du Congo belge“, die „Caisse 
generale d’Epargne et de Retraite", die „Société 
nationale de Crédit à l'Industrie", der „Crédit com- 
munal de Belgique” und die „Caisse centrale du 
Petit Crédit professionel’, Soweit Unternehmungen 
unter das neue Gesetz fallen, haben sie bei der 
Bankenkommission ein Konzessionsgesuch einzu- 
reichen. Die Kommission gibt jedes Jahr eine Liste 
der dem neuen Gesetz unterworfenen Unternehmun- 
gen heraus, die mit allen innerhalb des Jahres ein- 
getretenen Veränderungen im belgischen Staatsblatt 
veröffentlicht wird. Nur die in der Liste genannten 
Firmen dürfen den Namen „Bank“ bzw. „Bankier“ 
führen, Jede Bankenfusion ist von der Genehmigung 
durch die Kommission abhängig. In Zukunft können 
Banken nicht mehr in Form von Genossenschaften 
gegründet werden, die Kreditunionen („Unions de 
Crédit") — genossenschaftsähnliche Gesellschaften — 
werden aufgelöst. 


Das Kapital der in aktienrechtlicher oder in 
Form der Gesellschaft mit beschränkter Haftung ge- 
gründeten Banken muß vollständig eingezahlt sein 
und mindestens 10 Millionen Francs betragen, ebenso 
das der Auslandsbanken für ihr belgisches Geschäft. 
Dagegen brauchen Bankiers und als Personalgesell- 
schaften gegründete Banken nur über ein Kapital 
von 2 Millionen Francs zu verfügen. Durch ein vom 
Finanz- und -Wirtschaftsministerium zu genehmigen- 
des Verfahren kann die Bankenkommission das Ver- 
hältnis zwischen den liquiden und leicht realisier- 
baren Mitteln und den Sicht- und kurzfristig ge- 
bundenen Verbindlichkeiten einerseits, sowie das 
Verhältnis zwischen den eigenen Mitteln und den ge- 
samten Verpflichtungen andererseits festlegen. Unter 
besonderen Umständen und bei Einhaltung ver- 
schiedener Vorschriften kann die Bankenkommission 
auch den Höchstzinsfuß für bestimmte Kredit- 
geschäfte festlegen. 


Jährlich einmal haben die Banken der „Banque 
Nationale de Belgique” eine Bilanz und eine Gewinn- 
und Verlustrechnung vorzulegen, außerdem monat- 
lich eine Aufstellung über die gesamten Aktiven und 
Passiven. Die Nationalbank veröffentlicht wenig- 
stens viermal jährlich einen Bericht über die Ge- 
samtlage aller Banken. Die gesetzlichen Reserven 

er Banken sind in Staatspapieren anzulegen. Den 
Aktien- und G., m. b. H.-Banken ist es im allgemeinen 
untersagt, Aktien von Industriegesellschaften zu be- 
sitzen. Verboten ist die Beeinflussung der öffent- 
lichen Meinung durch direkte oder indirekte Ein- 
setzung der Bankenmittel; die Vorschrift bezieht sich 
nicht auf Zeitungsanzeigen, Zur Kontrolle müssen 
alle Ausgaben für Inserate, Entschädigungssummen 
und Unterstützungen der Nationalbank monatlich 
mitgeteilt werden, Leitende Persönlichkeiten der 
Banken dürfen in Zukunft nur noch in der Verwal- 
tung von anderen Banken, von Versicherungs- und 
Hypothekengesellschaften tätig sein. An Verwal- 


tungsräte und Direktoren dürfen keine Vorschüsse 
gegeben werden. 


= Das Kapitel II des ersten Abschnitts behandelt 
ie Funktionen der vereidigten Revisoren. Bei den 
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Aktienbanken treten sie an Stelle der bisherigen 
Kommissare. Sie sind fest besoldet und dürfen keine 
sonstige entgeltliche Tätigkeit ausüben. Um_ zur 
Vereidigung zugelassen zu werden, müssen die Revi- 
soren von der Bankenkommission bestätigt worden 
sein. Die Banken wählen aus der Reihe der ge- 
nehmigten Revisoren selbständig. Die vereidigten 
Revisoren haben jährlich die Bilanzen und Gewinn- 
und Verlustrechnungen zu prüfen. Außer diesen 
internen Funktionen müssen sie der Banken- 
kommission über Unregelmäßigkeiten, die sie bei 
Ausübung ihrer Tätigkeit gewahr werden, Bericht 


erstatten. Das Veto eines Revisors gegen strafbare 
Handlungen hat suspendierende Wirkung von 
8 Tagen. Ausdrücklich bemerkt ist, daß die Revi- 


soren den Fiskus nicht zu vertreten haben. 


Im dritten Hauptteil ist der Aufbau der Banken- 
kommission geregelt. Die Kommission, die ihren 
Sitz in Brüssel hat, ist verpflichtet, über die Durch- 
führung der Bankenaufsicht zu wachen, Sie besteht 
aus einem Präsidenten und sechs Mitgliedern, die 
von der Regierung auf sechs Jahre gewählt werden. 
Zwei der Mitglieder können von den Banken, weitere 
zwei von der Nationalbank und dem Rediskont- und 
Garantie-Institut vorgeschlagen werden. 


Die Kommission überwacht die Tätigkeit der 
Revisoren; sie kann sie und die Nationalbank zu be- 
sonderer Berichterstattung veranlassen, wobei die 
Beziehungen zwischen Bank und Kunden nur dann 
zur Sprache zu bringen sind, wenn Gesetzesüber- 
tretungen oder Zahlungsschwierigkeiten vorliegen. 
„Die Bankenkommission kennt keine Fragen, die den 
Fiskus betreffen.” Sie veröffentlicht jährlich einen 
Tätigkeitsbericht. 


Zur straffen Durchführung des Gesetzes über die 
Bankenaufsicht hat man ihm eine Reihe von Straf- 
bestimmungen zugefügt. Uebergangsbestimmungen 
regeln die zeitliche Anpassung an die neuen Vor- 
schriften. Eine königliche Verordnung wird das 
Datum des Inkrafttretens der Gesetzesbestimmungen 
über die Bankenaufsicht noch festlegen. 


Die Bankenaufsicht soll nach der Devalvation 
ein weiterer Schritt zur Sicherung der belgischen 
Wirtschaft sein. Durch die neuen Bestimmungen 
hofft man gerade bei aufsteigender Konjunktur Ein- 
Auß auf die Kreditpolitik der Banken nehmen zu 
können. Der Wert der Bankenaufsicht dürfte aller 
Erfahrung nach vor allem in der Verminderung oder 
Vermeidung von Teildisproportionalitäten, weniger 
in maßgeblicher Beeinflussung des Konjunkturablauts 
selbst zu suchen sein. 


Gerichtliche Entscheidungen. 


Zu § 2 DepotGes. 
Bedeutung, der Bank 
der Papiere freie Hand zu füh 
nicht zu einer effektiven UdL Tung nach 
Deutschland zu nötigen. 


Der durch die Beschlagnahme von RA 
pieren, die in der VorkriegSzeit in London 


auf den Namen der Bank angeschafft und 


18 (XXXV.) 


nn nn 


Gerichtliche Entscheidungen. 
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gelagert wurden, entstandene Verlust trifft 
nicht die Bank, sondern den Kunden. 

Urteil dies Reichsgerichts vom 22, Mai 1935 — I 312/34 —), 

Die Mutter des Klägers beauftragte vor dem Kriege die 
Dresdner Zweigstelle der Beklagten, für sie 90 Stück common 
shares der United States Steel Corporation zu kaufen, Den 
Preis zahlte sie voll ein. Die Beklagte nahm den Auftrag an 
und ließ sich von der Auftraggeberin die damals bei Londoner 
Effektengeschäften übliche schriftliche Erklärung folgenden 
Wortlauts geben; 

„Ich bin damit einverstanden, daß diese Efiekten 
nach erfolgtem Kaufe in London für Sie liegen bleiben 
und gebe ihnen hinsichtlich derselben hiermit die in § 2 
des Bank-Depot-Gesetzes vom 5. Juli 1896 vorgesehene 
schriftliche Erklärung ab, wonach ich mich damit einver- 
standen erkläre, daß Sie mir an Stelle .der ursprünglichen 
Wertpapiere gleichartige (andere Nummern) zurück- 
gewähren, 

Gleichzeitig entbinde 
eines Nummernverzeichnisses,' 

Die Beklagte kaufte darauf die Aktien und teilte der Äuf- 
traggeberin mit, daß die Stücke in London lagerten und ihr auf 
Stückekonto gutgebracht worden seien. 

Der Londoner Wertpapierbestand der Beklagten wurde un- 
mittelbar nach dem Ausbruch des Weltkrieges von den eng- 
lischen Behörden gesperrt. Die Londoner Zweigstelle der Be- 
klasten wurde durch Lizenz der englischen Regierung von 
August 1914 bis September 1917 ermächtigt, die auf die ein- 
zelnen Stücke fallenden Dividenden einzuziehen. Sie erhob in 
dieser Zeit für 90 Stück steel shares der Mutter des Klägers 
insgesamt engl. Pfund 310.2.9 an Dividende und schrieb diesen 
Betrag der Dresdner Zweigniederlassung, die bei ihr im Diebet 
stand, gut, Die vereinnahmten Beträge wurden von der Lon- 
doner Zweigniederlassung im Rahmen der ihr erteilten Ermäch- 
tigung zur Begleichung von Geschäftsunkosten und zur Beiriedi- 
sung von Gläubigern der Zweigstelle verwendet. 

Die Ermächtigung zur Geschäftsführung wurde der Londoner 
Zweigstelle durch Lizenz vom 28, September 1917 entzogen. 
Ihr gesamtes Vermögen wurde beschlagnahmt und durch den 
eingesetzten Zwangsverwalter zur Abdeckung ihrer Verbind- 
lichkeiten gegenüber englischen Gläubigern verwendet. Das bei 
der Zweigniederlassung vorhandene Vermögen von deutschen 
Kunden wurde gemäß Art. 297b des Versailler Vertrages liqui- 
diert und der Erlös dem Deutschen Reiche auf Reparationskonto 
gutgeschrieben. 

Die Beklagte hat die liquidierten shares, unter denen sich 
auch die für die Dresdner Zweigniederlassung befanden, nach 
yes des Krieges beim Reichsentschädigungsamt ange- 
meldet, 

Zu dieser Zeit wurden der Dresdner Filiale von der Lon- 
doner erstmalig die vereinnahmten und Dresden gutgeschrie- 
benen Dividendenbeträge aus 1914 bis 1917 mitgeteilt, Sie 
brachte darauf die auf die 90 Stück steel shares entfallenden 
Beträge den Erben der inzwischen verstorbenen Mutter des 
Klägers auf einem provisorischen Kriegspfundkonto gut. Nach 
Inkrafttreten der Novelle zum Reichsausgleichsgesetz im Sep- 
tember 1923 löste die Beklagte das Kriegspfundkonto auf, wan- 
delte es in ein Markkonto um und erkannte die Erben mit 
63578 RM. 

Die Erben der Mutter des Klägers schlossen am 5. Januar 
1926 einen Auseinandersetzungsvertrag, in dem u. a. bestimmt 
wurde, daß das zum Nachlaß gehörende Londoner Depot, in 
dem auch die 90 Stück steel shares lagen, der Frau von K., geb. 
von Sch., einer Schwester des Klägers, zufallen solle, Diese be- 
saß zur Zeit des Friedensschlusses die russische Staatsange- 
hörigkeit und erwirkle als Angehörige einer verbündeten Macht 
von der englischen Regierung im Sommer 1928 die Freigabe von 
30 Stück steel shares nebst den Dividenden seit 1917, die 
~ ohne Rücksicht auf den Erbauseinandersetzungsvertrag — auf 
sie entfallen wären. Sie hat alle Rechte auf bzw. aus 10 Stück 
der restlichen nicht freigegebenen steel shares an den Kläger 
abgetreten. 

Der Kläger hat mit Schreiben vom 22, Juli 1929 die Beklagte 
vergeblich zur Lieferung der shares, bezüglich deren ihm die 

nsprüche abgetreten waren, aufgefordert, 

Er hat demnächst mit der Klage Verurteilung der Beklasten 
zur Lieferung von 10 Stück shares der United Steel Corporation 
mit laufenden Zins- und Erneuerungsscheinen, zur Zahlung des 
Gegenwerts von 34.4.2 engl. Pfund als Betrag der von der Be- 
klagten in den Jahren 1914 bis 1917 eingezogenen Dividenden 
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nebst Zinsen, und zum Ersatz des Schadens beantragt, der ihm 
durch die Wertminderung der englischen Valuta seit Verzugs- 
beginn erwachsen sei. 

Die Beklagte hat den Klaganspruch auf Auskehrung der 
Dividenden in Höhe von t/s% des Betrages 34,4,2 engl, Pfund 
anerkannt, im übrigen Klagabweisung beantragt, 

Das Landgericht hat die Beklagte nach Maßgabe ihres An- 
erkenntnisses verurteilt, im übrigen die Klage abgewiesen, 

Der Kläger hat Berufung eingelegt und folgende Anträge 
gestellt: die Beklagte kostenpflichtig und vorläufig vollstreckbar 
zu verurteilen: 

A, im Falle, daß die Beklagte hierzu die Genehmigung der 
zuständigen Devisenstelle beschafft, an den Kläger 10 Stück 
Common Shares der United Steel Corporation mit laufenden 
Zins- und Erneuerungsscheinen zu liefern, > 

B. im Falle, daß die Beklagte die zu A. erwähnte Genehmi- 
gung nicht erhält, dem Kläger den Wert der oben erwähnten 
shares zu zahlen, den diese am Tage der Zahlung haben, 

C. festzustellen, daß sowohl im Falle A. als B. die Beklagte 
verpflichtet ist, dem Kläger den Schaden zu ersetzen, der ihm 
dadurch entstanden ist, daß die shares nicht auf den Brief vom 
27. Juli 1929 hin geliefert sind, sei es, daß er in dem Fallen des 
Pfundes, sei es, daß er in dem Weichen der Kurse zwischen 
diesem Zeitpunkt und dem Zeitpunkt der Lieferung (Fall A.) 
bzw. der Zahlung (Fall B.) zum Ausdruck kommt, 

D. a) dem Kläger den Gegenwert von 34.4.2 engl. Pfund in 
Reichsmark nebst 2 % Zinsen über Reichsbankdiskont seit dem 
t. Januar 1918 zu zahlen, 

b) hilfsweise im Falle, daß die Beklagte die Genehmigung 
der zuständigen Devisenstelle erhält, dem Kläger die zu A, er- 
wähnten engl. Pfunde nebst 4% Zinsen seit dem 1. Januar 1918 
herauszugeben, oder, falls diese Genehmigung nicht erteilt wird, 
ihm den Gegenwert der zu A. genannten. Pfunde im Zeitpunkt 
der Zahlung nebst 4 % Zinsen seit dem 1. Januar 1918 zu zahlen, 

c) in beiden zu a) und b) genannten Fällen festzustellen, dal 
die Beklagte verpflichtet ist, dem Kläger den Schaden zu er- 
setzen, der ihm durch die seit dem 22, Juli 1929 bis zur Heraus- 
gabe der Piunde bzw. bis zur Zahlung eingetretene Wertminde- 
rung des Piundes entstanden ist. 

Die Beklagte hat beantragt, die Berufung zurückzuweisen. 

Dias Kammergericht hat dahin erkannt: 

Das Urteil des Landgerichts wird dahin abgeändert: 

Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger den Gegenwert 
von 34.4.2 engl. Pfund in Reichsmark zum Kurse vom 22, Juli 
1929 nebst 4% Zinsen seit dem 1, Januar 1927 zu zahlen. 

Mit der Mehrlorderung wird der Kläger abgewiesen, 

Gegen dieses Urteil hat der Kläger Revision, die Beklagte 
Anschlußrevision eingelegt. Beide Parteien begehren, daß die 
angefochtene Entscheidung, soweit sie zu ihren Ungunsten er- 
gangen ist, aufgehoben und nach ihren Anträgen aus dem 
zweiten Rechtszuge erkannt werde. Beide Parteien bitten auch 
um die Zurückweisung des Rechitsmittels der anderen Seite. 

Das Reichsgericht hat auf die Revision des Klägers das 
Urteil des Kıammergerichts insoweit aufgehoben, als dem Kläger 
Zinsen auf den Gegenwert von. 34.4.2 engl. Pfund für die Zeit 
vor dem 1, Jamuar 1927 abgesprochen worden sind. 

Das Berufungsgericht hat ausgeführt: Wenn man mit dem 
Kläger davon ‚ausgehe, daß seine Mutter zunächst einmal Eigen- 
tümerin der Stahlaktien geworden sei, so sei durch die späteren 
Handlungen und Erklärungen der Parteien daran nur insoweit 
etwas geändert worden, als das Alleineigentum der Frau 
von Sch, sich in Miteigentum an dem gesamten für die Kunden 
der Filiale Dresden bei der Filiale London ıaufbewahrten Aktien- 
bestände umgewandelt habe. Die Beschlagnahme des gesamten 
Bestandes durch die englische Regierung habe dieses Miteigen- 
lum getroffen, daher komme eine Verpflichtung der Beklagten, 
auf dem allgemeinen Markte erhältliche Aktien zu liefern, nicht 
in Frage. 

Diese Ausführungen unterliegen rechtlichen Bedenken. 
Wenn man nämlich unterstellt, daß die Rechtsvorgängerin des 
Klägers als Eigentümerin der Aktien der Beklagten die Be- 
fugnis eingeräumt hat, nur Aktien gleicher Art zu liefern, so 
fragt es sich, ob darin nicht schon eine Einigung über den 
Uebergang des Eigentums im Sinne von $ 929 S. 2 BGB, zu er- 
blicken wäre. 

Es braucht aber auf diese Ausführungen und die dagegen 
zu erhebenden Bedenken nicht eingegangen zu werden. Die 
Abweisung der auf Lieferung von Aktien oder Zahlung von 
deren Wert gerichteten Anträge wird getragen durch die vom 
Berufungsgericht an zweiter Stelle gegebene Begründung, 

Unstreitig ist die Grundlage des zwischen den Parteien ge- 
schlossenen Vertrages in der im Tatbestande wiedergegebenen 
schriftlichen Erklärung der Mutter des Klägers zu finden in Ver- 
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bindung mit der Tatsache, daß die Beklagte den Auftrag be- 
stätigt und mitgeteilt hat, daß die Stücke in London lagerten 
und der Auftraggeberin auf Stückekonto gutgebracht worden 
seien. Maßgebend ist die Auslegung des solchermaßen ge- 
schlossenen Vertrages. Nach deutschem Rechte sind die Ver- 
tragschließenden innerhalb der Bestimmung ihrer schuldrecht- 
lichen Bindungen — und um solche handelt es sich — frei, so- 
weil nicht gewisse hier nicht in Betracht kommende Grenzen 
überschritten werden. Ob der durch Auslegung zu ermittelnde 
übereinstimmende Parteiwille sich noch mit einer der im Gesetz 
geregelten Vertragsarten vereinbaren läßt, ist unerheblich. 

nders wäre nur dann zu entscheiden, wenn die Parteien sich 
ausdrücklich auf eine im Gesetz geordnete Vertragsart fest- 
gelegt hätten. Das ist nicht der Fall. Es kann daher nicht 
darauf ankommen, ob der dogmatische Begriff des unregel- 
mäßigen Verwahrungsvertrages mit der Beschränkung der Haf- 
tung des Verwahrers auf eine beschränkte Gattung — einen 
bestimmten Bestand — zu vereinigen ist, 

Das Berufungsgericht hat ausgeführt: Die Parteien hätten 
vereinbart, daß die Effekten nach erfolgten Kaufe „in London" 
für die Beklagte liegen bleiben sollten. Damit hätte, wenn die 
Lagerklausel überhaupt Sinn und Bedeutung habe haben sollen, 
nur gemeint sein können, daß die Mutter des Klägers das 
Risiko, das mit einem Belassen der Wertpapiere in London ver- 
bunden gewesen sei, auf sich nehmen, die Beklagte aber nur 
mit denjenigen Effektenbeständen, welche sie in London zu 
ihrer Verfügung gehabt habe, oder nach Maßgabe ihrer Lon- 
doner Gegengeschäite habe haften sollen und wollen. Die 
Klausel „lagernd in London” in Verbindung mit der Ermäch- 
tigung gemäß § 2 DepGes. habe nur die Bedeutung gehabt, der 
Beklagten in der Aufbewahrung der Papiere freie Hand zu 
lassen und sie nicht zu einer effektiven Ueberführung nach 
Deutschland zu nötigen. Infolgedessen könne der Kläger die 
Beklagte nicht in Anspruch nehmen, wenn gerade aus diesem 
Verbleiben der Papiere in London sich Verluste ergeben hätten, 

Diese Auslegung des Vertrages hält rechtlichen Bedenken 
stand, Sie stimmt überein mit der vom Reichsgericht in 
früheren ähnlich liegenden Fällen gebilligten Auffassung der 
Berufungsgerichte [RGZ. Bd. 104, S. 226; Bd. 107, S, 36; Bd. 120, 
S 297). Es ist-dazu zu bemerken; 

Die Beurteilung des Kammiergerichts beruht nicht allein 
auf der Berücksichtigung der sogenannten Lagerklausel: lagernd 
in London, wenn diese auch von wesentlicher Bedeutung ist, 
a, auf einer Würdigung der ganzen Umstände, unter 
paT sich diese Vorkriegsgeschäfte abspielten, Die in London 
gekauflen Wertpapiere wurden in den allerseltensten Fällen 
nach Deutschland überführt, sie wurden in der Regel auch 
nicht auf Namen der Kunden, sondern der Bank angeschafft 
und gelagert, Das geschah nicht, oder doch nicht wesentlich, 
t Interesse der Bank, sondern der Kunden, denen dadurch 
prhe Beträge an Steuern und Stempel erspart wurden. 
ne anken haben ihrerseits die Papiere aber tatsächlich an- 
a und in ihrer Verfügung behalten. Auch im vor- 
Selsnen Falle ist festgestellt, daß ein Bestand von Stahlaktien, 
m en Käufen der Kunden der Filiale Dresden entsprach, 
ne der Londoner Filiale dauernd gesondert aufbewahrt wurde. 
ts wäre unter diesen Umständen außerordentlich unbillig, 
man den durch die Beschlagnahme des Bestandes ent- 
a ‚Verlust der Bank und nicht dem Kunden aufbürden 
en ci Dies um so mehr, als sich die Beschlagnahme auch 
ar jeher Auffassung nicht gegen Eigentum oder Rechte 
N , sondern gegen die Rechte der Kunden richtete, 
a diese aus den Büchern der Londoner Filialen fest- 
TA Fali waren, Das ist bekannt und wird für den vorliegen- 
ie = ‚durch die unstreitige Tatsache erhärtet, daß der 
or ns des Klägers eine ihrem Erbteil entsprechende Anzahl 
m tien seitens der englischen Regierung freigegeben 
nn ist, Eine „Auslegung des Vertrages nach Treu und 
E: en unter Berücksichtigung der „Lagerklausel” muß daher 
Catear angeführten Ergebnis führen, daß eine beschränkte 
dadi qa uld begründet worden ist. Dabei kann es nicht 
en Kat ommen, ob der Kunde dies erkannt hat oder über- 
Pe en können, Die Möglichkeit, daß im Kriege 
er gentum enteignet werden könne, lag vorher außerhalb 
j- vernünftigen Berechnung, Es ist daher eine ergänzende 

uslegung im obigen Sinne geboten. 


_. Das Berufungsgericht hat d E ; 
7i a dem Kläger die geforderten 
Be auf die eingeklagten Dividendenbeträge für die Zeit vor 


Januar 1927 wegen Verjährung abgesprochen. Mit 
a a Revision ee daß en R N auf 
fberhau i läger vorgetragene Replik der gegenwärtigen Arglist 
angetochte nicht eingegangen ist. Darin liegt ein Fehler der 
ezekchn a Entscheidung, der zu ihrer Aufhebung in dem 
eten Umfange führen muß, Von welchem Zeitpunkt 


(XXXV.)19 


maa 


an dem Kläger Zinsen zugesprochen werden können, wird 
dabei besonders zu prüfen sein. 

Die Anschlußrevison greift das Urteil an, soweit dem 
Kläger der Gegenwert der von der Beklagten in den Jahren 
1914 bis 1917 eingezogenen Dividenden zugesprochen worden 
ist. Sie kann keinen Erfolg haben. Das Berufungsgericht stellt 
fest, daß die Londoner Filiale die Beträge tatsächlich ver- 
einnahmt hat — was unstreitig ist —, und kommt auf Grund 
der eigenen Angaben der Beklagten und in Würdigung ıder 
Umstände zu dem Ergebnis, daß die Beklagte diese Gelder 
vollwertig für sich verwendet habe, indem sie damit Forde- 
rungen neutraler und englischer Gläubiger bezahlt und auch 
Geschäftskosten gedeckt habe, Das ist eine im wesentlichen 
tatsächliche Würdigung. Sie rechtfertigt es jedenfalls, eine 
Bereicherung der Beklagten in Höhe der eingezogenen Beträge 
anzunehmen, Die Beklagte hat nicht diejenigen Behauptungen 
aufgestellt, welche der von ihr herangezogenen Entscheidung 
vom 7. Juli 1931, III 289/1930, zugrunde gelegen haben. Auch 
die Ausführungen von Rechtsanwalt H. Ohse in der Anmerkung 
JW. 1931, S. 722ff. können hier nicht Geltung beanspruchen, 
Gegen die Annahme, daß die Beklagte den vollen Gegenwert 
des Pfundbetrages der Dividenden erstatten müsse, hat die 
Anschlußrevision keine Bedenken erhoben. 


Anmerkung: 

In der vorstehend wiedergegebenen Entscheidung des 
Reichsgerichts vom 22. Mai 1935 — I 312/34 — sind im wesent- 
lichen zwei Fragen behandelt, nämlich nach dem rechtlichen 
Schicksal und der sich hieraus ergebenden Verantwortlichkeit 
des deutschen Bankiers wegen der ertpapiere seines 
Kunden und wegen der hierauf in den Jahren 1914—1917 ein- 
segangenen Dividenden. 

“Was die Wertpapiere anlangt, so ist dem Reichsgericht im 
Ergebnis beizutreten. Vom Standpunkt schuldrecht- 
licher Beurteilung aus gelangt das Reichsgericht in An- 
knüpfung an frühere Entscheidungen zu dem Ergebnis, daß eine 
beschränkte Gattungsschuld vorliege, so daß der 
deutsche Bankier nur mit seinen Londoner Beständen haftet, 
Von Interesse ist hier, daß als Londoner Bestände vom Reichs- 
gericht die für die Filiale Dresden der beklagten Bank, deren 
Kunde der Kläger bzw, sein Rechtsvorgänger war, in London 
geführte Depots anerkannt worden sind. Hiermit hat sich das 
Reichsgericht den in der Bankpraxis von jeher vertretenen 
Standpunkt zu eigen gemacht. Ferner hat das Reichssericht 
die von ihm in seiner früheren Rechtsprechung für maßgebend 
gehaltene Klausel „lagernd in London” (vgl. Kritik hiergegen 
Dei Simon, „Zeitgemäße Bankrechtsiragen”, Festschrift, S. 33) 
nunmehr zutreffend lediglich im Zusammenhang mit der Aus- 
legung des gesamten Vertrages gewürdigt. Von einer Vertiefung 
der dinglichen Rechtsfragen hat das Reichsgericht bewußt 
Abstand genommen und sich auf den Hinweis beschränkt, daß 
gegen die Annahme eines fortdauernden Miteigentums durch 
das Kammergericht sich rechtliche Bedenken aus $ 929 Satz 2 
BGB. ergeben. Dabei ist noch sehr die Frage, ob überhaupt die 
Grundsätze des deutschen Rechts und nicht vielmehr die des 
englischen Rechts (so Simon a. a. O, S, 29) Anwendung zu 
finden haben, wobei der Treuhandgedanke (trusteeship) im 
Vordergrund steht. Der Konstruktion einer beschränkten 
Gattungsschuld bedürfte es nämlich nicht einmal, wenn man 
als Inhalt und Gegenstand des Geschäfts die treuhänderische 
Erwerbung der Shares für den Kunden auch dann annimmt, 
wenn der deutsche Bankier als selbst eintretender Kommis- 
sionär — wie dies meist der Fall sein dürfte — gehandelt hat. 
Alsdann hat der deutsche Zwischenbankier aus dem Deckungs- 
geschäft ein erheblich stärkeres Recht als einen schuldrechl- 
lichen Anspruch erworben und vermittelt dieses Recht treu- 
händerisch seinem Kunden. Bejaht man aber einen treuhände- 
rischen Erwerb, so würde den Kunden als dem letzten Treu- 
geber das Risiko einer weder von ihm noch vom deuten 
Bankier zu vertretenden Unmöglichkeit als den wiris, 
lichen Eigentümer treffen müssen. (Vgl. Simona. a Y. > ) 

Was die Frage der in den Jahren von 1914 bis 1917 auf 
die beschlagnahmten Werte eingegangenen Div! En en 
angeht, so wird man der Entscheidung keine grundsite Ne De- 
deutung zusprechen können, Denn es handelt e ter nach 
ein des Reichsgerichts um eine im wesentli en tatsäch- 
liche Würdigung, wie auch in der Entscheidung er st ausdrück- 
lich betont wird. Es kann hier dahingestellt, Pleiben, inwie- 
weit eine rechtliche Nachprüfung in der Revis NSinstanz doch 
möglich gewesen wäre. Jedenfalls hat en elcäsgericht die 
vom Kammergericht vorgenommene Tat "enwürdigung als 
ausreichend zur Annahme einer Bereicherung der Beklagten 
in Höhe der eingezogenen P fu n d beträge angesehen, Daß es 
sich um einen nicht zu verallgemeinernden Einzelfall handelt, 
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geht schließlich noch aus dem Hinweis des Reichsgerichts 
darauf hervor, daß die Beklagte nicht diejenigen Behauptungen 
aufgestellt habe, welche der von ihr herangezogenen Entschei- 
dung vom 7. Juli 1931 — 111/289/1930 — (vgl, Bank-Archiv XXXI 
S. 42) zugrunde gelegen haben. Wesentlich für diese Entschei- 
dung war die Tatsache, daß die in Frage kommenden Pfund- 
beträge auf Grund der englischen Kriegsgesetzgebung beschlag- 
nahmt und auch tatsächlich an den Administrator of German 
Property abgeführt worden waren, 

Ueberdies bleibt der Beklagten ja nach rechtskräftiger 
Feststellung einer Pfundschuld auch noch die Anrufung des 
Reichswirtschaftsgerichts nach $ 54 des Reichsausgleichs- 
gesetzes zwecks einer Herabsetzung der Schuld. 


Dr. jur, H. A. Simon, Berlin, 
Mitglied der Akademie für Deutsches Recht. 


Zu SS 363, 364 BGB, 

Eine zwischen den Parteien getroffene 
Vereinbarung, daß der Kaufpreis in Reichs- 
mark zu leisten sei, wird durch Hingabe 
von auf Dollar lautenden Russenwechseln 
nicht außer Kraft gesetzt. 

Urteil des Reichsgerichts vom 19. Juni 1935 — I 23/35 —'). 

Die Beklagte, welche auf Bestellung der mussischen 
Handelsvertretung in Berlin die Lieferung einer hydraulischen 
Presse nach Rußland übernommen hatte, hat die für die Her- 
stellung der Presse erforderlichen Schmiedestücke nach Ver- 
handlungen, bei denen die Beklagte von vornherein die Regu- 
lierung des Kaufpreises in Russenwechseln verlangt, die 
Klägerin diese aber zunächst abgelehnt hatte, für den Preis 
von 45000 RM bei der Klägerin bestellt, Nach den inhaltlich 
übereinstimmenden Bestätigungsschreiben der Parteien vom 
14. Oktober 1931 war der Kaufpreis jeweils 60 Tage nach Liefe- 
rung in Russenwechseln mit 100% Reichsgarantie zahlbar, die 
das Giro der Beklagten tragen und eine Laufzeit von 24 Mo- 
naten bei Vergütung eines Diskontsatzes von 2%: über dem 
Reichsbankdiskont haben sollten. Am 4. Januar 1932 hat die 
Beklagte der Klägerin „als Teilzahlung” 2 Akzepte der russi- 
schen Handelsvertretung mit 100 %iger Ausfallgarantie ıdes 
Reiches und des Landes Preußen über 4300 und 3500 $ über- 
sandt, die ihr die Klägerin „u. ü, V.” (unter üblichem Vorbehalt) 
mit insgesamt 32 830,20 RM gutgeschrieben hat, Einen weiteren 
Russenwechsel über 10 820 RM hat die Klägerin der Beklagten 
später gegen Ausstellung eines eigenen Akzeptes zurück- 
gegeben. Die am 31, Oktober 1933 fälligen Dollar-Russen- 
wechsel hat die Klägerin bei der „lfago”, Industriefinanzie- 
rungs-Aktiengesellschalt Ost, finanziert. Am 28, Oktober 1933 
hat die Klägerin der Beklagten mitgeteilt, daß die Ifago mit 
Rücksicht auf den Rückgang des Dollarkurses von 4,209 RM 
auf 2,80 RM die Nachzahlung von 10 990,20 RM verlangt habe, 
und die Beklagte ersucht, ihr diesen Betrag zu erstatten. Da- 
bei hat sie sich vorbehalten, eine bis zum Einlösungstage der 
Wechsel einiretende weitere Kursdifferenz nachzufordern, 

Mit der Klage verlangt die Klägerin unter Zugrundelegung 
eines Dollarkurses von 2,75 RM für den Fälligkeitstag der 
Wechsel von der Beklagten die Zahlung von 11384,40 RM 
nebst 6% Zinsen seit dem 1. November 1933. Sie macht zur 
Begründung der Klage geltend, daß sie die Russenwechsel nur 
zahlungshalber für ihre Kaufpreisforderung von 45000 RM an- 
genommen habe und daß die Beklagte deshalb verpflichtet sei, 
ihr den durch den Kursrückgang des Dollars entstandenen Aus- 
fall zu ersetzen, Die Beklagte verweigert die Zahlung mit der 
Begründung, daß sie die Wechsel an Zahlungs Statt gegeben 
und ihre Kaufpreisschuld damit endgültig getilgt habe. 

Das Landgericht hat die Beklagte antragsgemäß ver- 
urteilt. Die Berufung der Beklagten ist durch das Urteil des 
Oberlandesgerichts zurückgewiesen worden, Gegen dieses Ur- 
teil richtet sich die Revision der Beklagten, welche die Ab- 
weisung der Klage erstrebt, während die Klägerin um Zurück- 
weisung der Revision bittet, , 

Die Rüge der Revision, das Berufungsgericht habe bei 
zutreffender Würdigung der Behauptungen der Beklagten zu 
der Auffassung kommen müssen, daß die Klägerin die Wechsel 
der russischen Handelsvertretung in Berlin nicht zahlungshalber, 
sondern an Zahlungs Statt erhalten habe, ist nicht berechtigt. 
Das Berufungsgericht ist mit Recht davon ausgegangen, daß 
die Parteien einen Reic smarkpreis von 45000 RM vereinbart 
haben, Es hebt zutreffend hervor, daß die Klägerin in ihrem 
Angebot vom 25, September 1931 ‚den Preis für jedes zu liefernde 
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Stück in Reichsmark angegeben hat und daß auch in 
den von den Parteien gewechselten Bestätigungsschreiben 
der Preis auf 45000 RM verabredet ist. Wenn es hieraus im 
Hinblick auf die dem Vertragsschluß zu Grunde gelegten Ver- 
kaufsbedingungen der Klägerin, nach denen die Zahlungen in 
der vereinbarten Währung ohne jeden Abzug in bar zu leisten 
waren, die Folgerung gezogen hat, daß die Beklagte ihre Ver- 
pflichtung nur durch Zahlung von 45000 RM. erfüllen konnte, 
so ist dies rechtlich nicht zu beanstanden, Das Berufungs- 
gericht hat nicht verkannt, daß die Klägerin der Beklagten 
nachgelassen hat, die Zahlung in von ihr girierten Russen- 
akzepten mit 100 %iger Reichsausfallbürgschaft und einer 
Laufzeit von 24 Monaten bei einer Vergütung des Reichsbank- 
diskonts plus 2% zu leisten. Aber es legt dar, daß durch 
diese Vereinbarung die Abrede, daß der Kaufpreis in Reichs- 
mark zu leisten sei, schon deshalb nicht außer Kraft gesetzt 
sei, weil die Wechsel der russischen Handelsvertretung wie 
in amerikanischer, schwedischer oder holländischer Währung, 
so auch in Reichsmark ausgestellt worden seien, Es hat es 
deshalb abgelehnt, aus dieser Vereinbarung die Folgerung zu 
ziehen, daß für die Zahlungsverpflichtung der Beklagten nicht 
der vereinbarte Reichsmarkpreis, sondern ein in Dollar aus- 
gedrückter Betrag maßgebend sein sollte, Wenn es so zu der 
Auffassung gekommen ist, daß die Beklagte der Klägerin im 
Falle der Zahlung in ausländischer Währung so viel zur Ver- 
fügung stellen mußte, daß sie den Wert von 45000 RM er- 
hielt, so ist dies rechtlich nicht zu beanstanden. Was die 
Revision hiergegen vorbringt, gibt zur Beanstandung des Be- 
rufungsurteils keinen Anlaß. 


Wenn die Revision geltend macht, das Berufungsgericht 
habe aus den Behauptungen der Beklagten, daß ihr andere 
Zahlungsmittel als Wie Russenwechsel; nicht zur Verfügung 
gestanden hätten, und daß sie den Vertrag nicht geschlossen 
haben würde, wenn ihr nicht die Zahlung in Russenwechseln 
gestattet worden wäre, folgern müssen, daß die Wechsel nicht 
zahlungshalber, sondern an Zahlungs Statt gegeben seien, so 
kann ihr darin nicht gefolgt werden. Die Beklagte konnte 
damit rechnen, daß sie am Verfalltage der mit einer 100 %igen 
Ausfallgarantie des Reiches versehenen Wechsel in der Lage 
war, über den Wechselbetrag zu verfügen. Es ist deshalb 
nicht verständlich, warum sie nicht die Verpflichtung sollte 
haben übernehmen können, am Fälliskeitstage der Wechsel 
eine der Wechselsumme entsprechende Zahlung zu leisten, 
Dann konnte sie aber ebensogut die Verpflichtung übernehmen, 
der Klägerin dafür einzustehen, daß sie am Verfalltage der 
Wechsel die Wechselsumme erhielt. Allerdings nur in der 
Währung, über die die Wechsel ausgestellt waren. Aber wenn 
die Beklagte am Tage des Vertragsschlusses keinen Anlaß 
hatte, an der Stabilität der Währung, über die die Wechsel 
der russischen Handelsvertretung ausgestellt werden sollten, 
zu zweifeln, so ist nicht einzusehen, warum! sie es als ein nicht 
zu übernehmendes Risiko hätte ansehen müssen, die Garantie 
dafür zu übernehmen, daß der Wechselnehmer mit der in 
ausländischer Währung zahlbaren Wechselsumme, die jeder- 
zeit in Reichsmark eingewechselt werden konnte, einen ent- 
sprechend hohen Betrag in deutscher Währung erhielt, Schon 
diese Ueberlegung zeigt, wie wenig überzeugend die Folge- 
rungen sind, die die Revision aus den mit einem ausreichen- 
den Beweisantritt übrigens nicht versehenen Behauptungen 
ziehen will, daß der Beklagten andere Zahlungsmittel als die 
Russenwechsel nicht zur Verfügung standen. Alles, was die 
Revision zur Stützung der von ihr vertretenen Auslegung der 
Vereinbarungen der Parteien anführt, beruht auf so wenig 
sicheren Annahmen und: Vermutungen, daß das Berufungs- 
gericht dem eine Bedeutung für die Vertragsausiegung nicht 
beizulegen brauchte, Daß die Wechsel der russischen Handels- 
vertretung den im Geschäftsverkehr üblichen kaufmännischen 
Wechseln nicht ohne weiteres gleichgestellt werden können, 
hat das Berufungsgericht nicht verkannt. Es hebt selber 
hervor, daß diese Wechsel wegen ihrer langen Laufzeit nicht 
in der üblichen Weise diskontiert wurden, sondern in anderer 
Weise verwertet werden mußten, 


Ebenso unbegründet sind die Angriffe der Revision gegen 
die Darlegung des Berufungsgerichts, für einen Ausgleichs- 
anspruch nach $ 242 BGB, wegen der Abwertung der amerika- 
nischen Währung sei schon deshalb kein Raum, weil die Be- 
klagte allein sich auf das langfristige und schon deshalb ge- 
fährliche Russengeschäft eingelassen habe und deshalb auch 
dessen Risiko tragen müsse. Die Revision hält dem entgegen, 
daß in Wahrheit eine Unterbeteiligung der Klägerin an dem 
Russengeschäft vorliege, weil die Beklagte nur die Russen- 
wechsel zur Bezahlung des Kaufpreises zur Verfügung gehabt 
habe, von deren Annahme durch die Klägerin das Zustande- 
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kommen des Geschäftes abhängig gewesen sei, Von einer 
Unterbeteiligung der Klägerin an dem Geschäft der Beklagten 
mit der russischen Handelsvertretung könnte indessen nur 
dann gesprochen werden, wenn die Parteien Vereinbarungen 
getroffen hätten, durch die die Klägerin am Gewinn oder 
Verlust dieses Geschäftes in irgendeiner Weise beteiligt 
worden wäre, Davon kann keine Rede sein. Die Klägerin 
hat die Lieferung der Schmiedestücke zu bestimmten in 
Reichsmark vereinbarten Preisen übernommen, Daß diese 
Preise höher gewesen wären, als die Preise, die die Klägerin 
sonst für Werkstücke gleicher Art zu beanspruchen pflegte, 
behauptet die Beklagte nicht. Von einer Beteiligung (der 
Klägerin am Gewinn des Russengeschäfts kann deshalb nicht 
gut gesprochen werden. Dann ist aber nicht ersichtlich, 
warum die Billiskeit es erfordern sollte, daß die Klägerin 
an dem Verlust teilnimmt, den die Beklagte durch die Ab- 
wertung der amerikanischen Währung erleidet, 


Zu §§ 765 if. BGB., 356 HGB. 

Um Rechtsnachteile zu vermeiden, muß 
sich ein Bürge vergewissern, ob Gläubiger 
und Hauptschuldner die Einreihungvonneuen 
Kreditposten in eine schon bestehende lau- 
{ende Rechnung vereinbart haben. 

Urteil des Oberlandesgerichts Königsberg vom 18. De- 
zember 1934 — 2 U 175/34 —t), 

Ein Landwirt stand mit einem Spar- und Darlehnskassen- 
verein e G. m, u H, im Kontokorrentverkehr und schuldete 
ihm etwa 5000 RM. Er beantragte bei dem Verein, ihm weiter 
einen Kredit von 2300 RM zu eröffnen, innerhalb dessen er 
Beträge in laufender Rechnung abheben und Waren beziehen 
könnte, und brachte die schriftliche Bürgschaft eines Dritten 
bei, wonach dieser sich als Selbstschuldner verpflichtete, tür 
die Verbindlichkeiten des Hauptschuldners einschließlich 
Zinsen aus dem Kreditvertrag einzustehen. Der Verein be- 
willigte den neuen Kredit, legte aber kein neues Konto dafür 
an, sondern nahm die neuen Kredite ebenfalls in die lautende 
Rechnung auf und buchte Zahlungen des Hauptschuldners 
nicht auf einzelne Posten des Kontos, sondern auf sein Ge- 
samtkonto, Der Verein hat Zahlung des Debetsaldos mit aut- 
gelaufenen Zinsen in Höhe von 27118 RM vom Bürgen ver- 
langt. Dieser wendet ein, er halte nach dem Wortlaut der 
Bürgschaftsurkunde nur für die neuen Kredite seit seiner 
Verbürgung; die inahme der neuen Kredite in die schon 
bestehende laufende Rechnung sei unzulässig gewesen, zumal 
er von dem Bestehen einer alten Kontokorrentschuld des 
Hauptschuldners nichts gewußt habe, Auch dessen Zahlungen 
hätten verhältnismäßig auf seine alten und neuen Verbind- 
lichkeiten verrechnet werden müssen, 


i der Klage des Vereins statt- 
Das Oberlandesgericht hat der Se B E 


gegeben. Zwar ist, führt es aus, { 
{Ü klasten zuzugeben, er sollte an 
a Aa a E rn haften. Diese Rechts- 


sich nur für ne u zu gewährende 

lage ändere sich aber i dem Augi 

zulässigerweise die durch Aie 7 DREN ZT $ 

klagten gesicherten ee e in Kor es 
N j u m, 1 

stehende laufende Rechnung autnan a adien 


laufende Rechnung darstellt, wie sich au äßi 
Behandlung der Geschäftsverbindung und a e AENA 
jährlichen Abrechnungen und Saldierungen ergibt. ie Žu 
auf einen übereinslimmenden Willen der Betei Eie h 
schließen, die einzelnen Leistungen sollten nur fü Mn 
untrennbare Verbindung von Rechnungsiaktoren = Pi 
regelmäßigen Zeitabschnitten zu ermitteindes u Bu Ben 
den Saldo, sein, Die Frage, ob die Einstellung, Re nie ng 
Kredite an den Hauptschuldner in die laufen a ec ya 
gegen den Beklagten wirkt, bejaht das a an m 
ine allgemeine gesetzliche Vorschrift, weiche a ch 
eine laufende Rechnung aufzunehmen, sind, nn ick. 
Das richtet sich vielmehr danach, was die neien d mung 
lich oder stillschweigend verabredet haben. Be nn En ds 
des Hauptschuldners zur Aufnahme der neuen ' T "m n 
laufende Rechnung wirkt nicht ohne weiteres were bi oa 
Bürgen. Bei dem Sonderrechtsverhältnis zw ee D echtlich 
und Hauptschuldner und Gläubiger und Bürgen I “Po ten- 
die Haftung des Bürgen nur für einzelne Epin CB, mö lich 
gruppen der laufenden Rechnung nach, Sa a t t Ton 
as Einverständnis des Bürgen wird jedoch Y ERE, dung 
er sich verbürgt, ohne sich um ‚die Art der ee napi 
des Hauptschuldners zu kümmern und, ohne Fi R ciai 
der von ihm gesicherten Kredite in die laufende Kechani 


S Oberlandesgerichtsrat Ermel, 


Augenblick, als der Kläger 
E Bürgschaft des Be- 
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auszuschließen, Ein Bürge muß si < 

vermeiden, vengewissern, ob aE a echtsnachteile zu 
vereinbart haben, die neuen Posten in die schon po chuldner 
laufende Rechnung einzureihen, und notfalls dar k stehende 
der Bürgschaftsurkunde selbst ausdrücken re giem ‚Inhalt 
Einstellung der neuen Kredite in die alte latende DM = 
nicht einverstanden, Das hat der Beklagte nicht getand D 
er auch die Vorbelastung des Kontos des Hauptschuld Ber 
nicht gekannt haben, so hat er aber auch keinen S Hen 
getan, sich nach solchen alten Schulden zu erkundigen, Pai 
er um so mehr Anlaß hatte, als er um ein schwebendes a 
hilfeentschuldungsverfahren des Hauptschuldners wußte ua 
mit dessen beträchtlicher Verschuldung rechnen mußte, Intolg 
des untätigen Verhaltens des Beklagten ist daher das Einstelfen 
der neuen Kreditschulden in das Kontokorrentkonto des 
Hauptschuldners auch dem Beklagten gegenüber wirksam Er 
haftete von dem Zeitpunkt ihrer Verbuchung in die E 
Rechnung und nicht für irgendwelche Einzelforderungen, di 
durch die Aufnahme ihre rechtliche Selbständigkeit verpa 
hatten, sondern nur noch für den jeweiligen Saldo des ganzen 
Kontokorrents, allerdings nur bis zur Höhe seimer Bürgschafts- 
summe. Demgemäß waren auch die Zahlungen des Haupt- 
schuldners nicht auf die Einzelposten zu verrechnen, sondern 
engh a Verminderung des Saldos” um die 

ahlungen. Für eine Verrechnung der Zah ac) 
ee N EIE É Zahlungen nach § 366 


Zu § 57 BörsGes, 

Diese Bestimmung erfordert insof i 
enge Auslegung, als die naa a pa 
stimmung des einen Teiles nicht nur mit der 
Erfüllung des Geschäfts überhaupt, sondern 
auch mit der Art der Erfüllung vorliegen muß, 

Urteil des Reichsgerichts vom 28, Juni 1935 — I 339/34 —), 


Die klagende Bank und die Beklagte haben sei i 
Ende 1931 mit einander in laufender Geschäfterer EA e 
standen, Ursprünglich bestand nur ein Konto, nämlich das 
laufende Konto 309, in dem alle Geschäfte, auch Effekten- 
geschäfte und insbesondere auch die seit dem 18, Juni 1926 von 
der börsentermingeschäftsunfähigen Beklagten vorgenommenen 
Börsentermingeschäfte verbucht wurden, Vom 1. September 
1928 an erfolgte eine buchmäßige Trennung der laufenden Ge- 
schäfte von den Wertpapiergeschäften. Das laufende Konto 
309 wurde weitergeführt, ohne daß jedoch die darin ent- 
haltenen Termingeschäfte bis zur Kontotrennung ausgesondert 
N ae: Ne on 49 als Wertpapierkonto für 

ermingeschäfte und ein Konto 12 i ü 
er 3 als Wertpapierkonto für 

Die Klägerin verlangt aus allen drei, nach i 
mit einem Schuldsaldo schließenden Konten ze Bonanni 
von insgesamt 17171,50 RM nebst Zinsen per 31. Dezember 
a ee Sn es hier nur ankommt, aus dem 

onto als Verlust aus einem Termi aft ü 
7000 RM Schuckert-Aktien 10 300,50 re ae 

Die Beklagte will zu diesem Geschäft kei 
gegeben, es auch nachträglich nicht genehmigt kaeni a 
auch aus dem Geschäft nicht verpflichtet sein, da sie nicht 
terminsgeschäftsfähig sei. Eine Heilung der Klaglosigkeit des 
Geschäfts auf Grund vom § 57 Börsengesetzes sei nicht ein- 
getreten. 

Die Klägerin macht dem gegenüber geltend, die Beklagte 
handle arglistig, wenn sie sich auf ihre mangelnde Termins- 
geschäftsfähigkeit berufe, Die Beklagte habe diese Möglichkeit 
gekannt und zum Ausdruck gebracht, daß sie je nach Steigen 
oder Fallen der Kurse sich die Erhebung des Termineinwandes 
vorbehalten wolle. 

Das Landgericht hat der Klage stattgegeben, das Ober- 
landesgericht die Klage geriencn und aes Reichsgericht die 
Revision der Klägerin zurückgewiesen. 

Die Klägerin erhebt sodann Ansprüche aus einem Geschäft 
betr, den ‚Ankauf von Schuckert-Aktien, Sie gibt zu, dal es 
sich dabei um ein Börsentermingeschäft gehandelt habe, aus 
dem ihr an und für sich keine klagbaren Ansprüche zustehen 
könnten, da die Beklagte unstreitig nicht börsenterminsfähis 
ist, Sie hat aber geltend gemacht, daß sie das Geschäft ihrer- 
seits erfüllt und daß die Beklagte der Erfüllung zugestimmt 
habe (8 57 BörsGes.). Das Berufungsgericht hat demgegenübe 
ausgeführt, daß, wenn auch die Klägerin das Geschäft wie ie 
behaupte, durch Verschaffung von Miteigentum an im SE 
Reichsgerichtgrat Ea R 
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depot liegenden Aktien der betreffenden Gattung an die Be- 
klagte erfüllt haben möge, doch jedenfalls die weitere Voraus- 
setzung aus $ 57 BörsGes,, nämlich, daß sich die Beklagte mit 
dieser Art der Erfüllung zur Zeit der Fälligkeit einverstanden 
erklärt habe, von der Klägerin nicht schlüssig behauptet sei. 

Die hiergegen von der Revision erhobenen Einwendungen 
können keinen Erfolg haben, 

$ 57 BörsGes. bestimmt: Ein nicht verbotenes Börsen- 
termingeschäft gilt als von Anfang an verbindlich, wenn der 
eine Teil bei oder nach dem Eintritt der Fälligkeit sich dem 
anderen Teile gegenüber mit der Bewirkung der vereinbarten 
Leistung einverstanden erklärt und der andere Teil die 
Leistung bewirkt hat. In dem Urteil vom 15, Mai 1935, 
I 329/34, hat der erkennende Senat ausgeführt, daß mit Rück- 
sicht auf den Gesamtcharakter des Börsengesetzes eine enge 
Auslegung dieser Bestimmung insofern geboten ist, als die 
nachweisbare Zustimmung des einen Teils nicht nur mit der 
Erfüllung des Geschäftes überhaupt, sondern mit derjenigen 
Art der Erfüllung, die tatsächlich stattgefunden hat, vorliegen 
muß, und daß daher eine an sich zulässige durch schlüssige 
Handlungen oder Unterlassungen kundgetane Zustimmung nur 
dann angenommen werden könne, wenn der Bankkunde Kennt- 
nis erhalten hat, in welcher Weise die Bank das Geschäft er- 
füllt hat. 

Die Klägerin hat im Rechtsstreit vorgetragen, daß sie der 
Beklagten Miteigentum in dem Umfange, der der Menge der 
gekauften Aktien entsprochen habe, an einem bei der Staat- 
lichen Kreditanstalt in Oldenburg bestehenden Sammeldepot 
verschafft habe. Daß sie hiervon der Beklagten in einer Weise 
Mitteilung gemacht hätte, daß diese daraus hätte entnehmen 
können, sie sei Miteigentümerin hinsichtlich eines Sammel- 
depots geworden, hat die Klägerin nicht behaupten können, 
Die Benachrichtigung, die Aktien seien „in Depot“ oder „in 
Depot B” gegeben, läßt keinen Schluß auf ein Sammeldepot 
zu, sondern deutet auf ein Sonderdepot. Die Bezeichnung: 
„Konto B” besagt nach dem Brauch der Banken, daß die 
Effekten in einem Kundendepot, also getrennt von den Nostro- 
papieren, irgendwo lagern. Auf ein Sammeldepot weist auch 
diese Bezeichnung „B" nicht hin. Es kommt noch hinzu, daß 
die Klägerin an Erfüllung seitens der Bank durch Hereingabe 
der Effekten in ein Sammeldepot gar nicht denken konnte, weil 
die Geschäftsbedingungen der Klägerin — abweichend von 
denen anderer Banken —, darüber nichts enthalten. 

Das Berufungsgericht hat daher zutreffend angenommen, 
daß eine Zustimmung der Beklasten zu der Leistung der 
Klägerin so, wie sie bewirkt worden ist, nicht schlüssig be- 
hauptet worden ist, 

Wenn die Revision geltend macht, die Klägerin habe noch 
eine zweite Erfüllungshandlung vorgenommen, indem sie 
10 Schuckert-Aktien am 21. April 1932 in eigene Verwahrung 
genommen, der Beklagten zugeteilt und diese dadurch zur 
Eigentümerin gemacht habe, sie habe diese Erfüllungshandlung 
auch der Beklagten mitgeteilt, so ist das unbeachtlich, weil 
eine solche Behauptung in den früheren Rechtszügen nicht auf- 
a worden ist. Die Rüge, das Berufungsgericht hätte das 

ragerecht ausüben müssen, weil aus den vorgelegten Urkunden 
ein gewisser Anhalt für die jetzt behaupteten Tatsachen ent- 
halten gewesen sei, ist nicht begründet. Das Gericht hatte 
keinen Anlaß, zu vermuten, daß der Vortrag der sachkundigen 
juristisch beratenen Klägerin unvollständig sein könne. Aber 
auch wenn die Behauptung von der zweiten Erfüllungshandlung 
zu berücksichtigen wäre und man sie als richtig unterstellen 
müßte, würde das die Klägerin nicht zum Erfolge führen können, 
Die zweite Erfüllung würde in eine Zeit fallen, in der der ge- 
richtliche Streit der Parteien schon begonnen hatte, da der 
Zahlungsbefehl am 27. November 1931 erlassen und bald darauf 
zugestellt worden ist. Damals waren die normalen Geschäfts- 
beziehungen abgebrochen, Die Beklagte hatte zum Ausdruck 
gebracht, daß sie das Schuckert-Aktien-Geschäft nicht als ver- 
bindlich anerkenne, Wenn sie bei dieser Sachlage auf eine 
Mitteilung der Klägerin über Erfüllung des Geschäftes ge- 
schwiegen haben sollte, so könnte daraus nicht der Schluß auf 
ihre Zustimmung gezogen werden, Denn Treu und Glauben 
hätten der Beklagten nicht mehr, wie zu Zeiten normaler 
eschäftsbeziehungen, geboten, einer solchen Mitteilung zu 
widersprechen. 

‚er Einwand, die Beklagte könne sich auf mangelnde 
Terminsfähigkeit nicht berufen, weil das mit ihrem früheren 
Verhalten in unvereinbaren Widerspruch stehe, ist mit Recht 
zurückgewiesen worden, Wie der Senat schon früher aus- 
gesprochen hat, genügt es nicht, wenn der Terminschuldner 
durch sein Verhalten den Eindruck erweckt, als werde er die 
klaglosen Geschäft, erfüllen, sich dabei aber vorbehält, seine 
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mangelnde Terminsfähigkeit geeigneten Falles geltendzumachen. 
Mehr, als dies, liegt aber nach den Feststellungen des Be- 
rufungsgericht hier jedenfalls nicht vor, 


Statistik. 


Das Kreditgewerbe 
in der Berufs- und Betriebszählung. 


Zur Methode der beiden Erhebungen. 
Von Dr, Curt Victorius, Berlin, 


I. 


Bei der Benutzung statistischer Quellen bedarf es 
fast regelmäßig einer genaueren Prüfung, auf welchen 
methodischen Grundlagen sich das Zahlenmaterial auf- 
baut. Eine besondere Vorsicht ist dann geboten, wenn 
die amtliche Statistik die Möglichkeit bietet, sich über 
den gleichen Gegenstand aus mehreren Quellen zu unter- 
richten. Man wird dann feststellen müssen, daß die 
Angaben sehr verschieden ausfallen, je nachdem, welche 
der vorhandenen Unterlagen verwendet werden. 


Die bisher vorliegenden Ergebnisse der am 16, Juni 
1933 durchgeführten Berufs- und Betriebszählung sind es, 
die zu diesem Hinweis Veranlassung geben, Wer sich 
über Beschäftigtenzahl und soziale Berufsgliederung in 
einzelnen Gewerbezweigen unterrichten will, dem steht 
nun sowohl das Material der Berufszählung als auch das 
Ergebnis der Betriebszählung zur Verfügung. Kann er 
das eine so gut wie das andere heranziehen oder was 
hat er zu beachten, wenn er diese oder jene Quelle be- 
nutzt? Diese Frage ist hier einmal etwas genauer zu 
prüfen, vor allem auch, soweit sie die Angaben für das 
Kreditgewerbe betrifft. 


Ueber die Grundlage der beiden Erhebungen sei kurz 
das Folgende vorausgeschickt: Während sich die Berufs- 
zählung in Verbindung mit der Volkszählung unmittelbar 
an den Einzelnen wendet, um von ihm schlüssige An- 
gaben über die Art seines Berufes, seine Be- 
triebszugehörigkeit und Berufsstellung 
zu erlangen, bildet den Ausgangspunkt der Betriebszäh- 
lung die einzelne gewerbliche Niederlassung, 
die über den in ihr tätigen Personenkreis nach Zahl und 
Geschlecht sowie nach der Stellung im Be- 
triebe Auskunft erteilt. Die Bindeglieder beider Er- 
hebungen werden damit schon deutlich, Sie bestehen in 
zweifacher Hinsicht. Einmal ermöglichen die von der Be- 
rufszählung geforderten Angaben über die Betriebszuge- 
hörigkeit eine Zusammenfassung nach Wirtschafts- 
zweigen, d. h. nach dem gleichen Ordnungsgesichts- 
punkt, der für die Auswertung der Betriebszählung be- 
stimmend ist. Und zweitens ergibt sich aus den Fragen 
nach der Berufs- bzw. Betriebsstellung die gemein- 
same Möglichkeit einer sozialen Aufgliederung 
der Erwerbstätigen, 


Tatsächlich ist denn auch bei der praktischen Aus- 
wertung der Zählungen von den beiden Erhebungen ge- 
meinsamen Gruppierungsmöglichkeiten in vollem Um- 
fange Gebrauch gemacht worden. Als Ergebnisse 
der Berufszählung liegt eine Veröffentlichung 
vor, welche die Erwerbspersonen nach Wirtschafts- 
zweigen und sozialer Stellung ausweist (Sonder- 
beilage zu „Wirtschaft und Statistik” 1935, Nr. 14). Und 
Ergebnisse der gewerblichen Betriebszäh- 
lung sind in einer Veröffentlichung zusammengefaßt, die 
das Personal der gewerblichen Niederlassungen in den 
Gewerbegruppen nach dem Geschlecht und der Stellung 
im Betriebe verzeichnet (Sonderbeilage zu „Wirtschaft 
und Statistik” 1935, Nr.15). Sind nun die Zahlenreihen 
beider Veröffentlichungen unmittelbar miteinander ver- 


gleichbar? 


nn 
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Was zunächst die Zusammenfassung zuGe- 
werbegruppen hüben und drüben anlangt, so ent- 
nehmen wir den vom Statistischen Reichsamt anläßlich 
der Vorbereitung der Berufszählung herausgegebenen 
Richtlinien den folgenden Hinweis: „In gleicher Weise 
wie 1925 ist der Grundsatz möglichst enger Anlehnung 
an die Systematik der gewerblichen Betriebszählung bei- 
behalten worden, damit sich Berufszählung und die 
gleichzeitig durchzuführende Betriebszählung in weit- 
gehendem Maße ergänzen”, Die Befolgung dieses Grund- 
Satzes erforderte u. a. auch eine veränderte Eingliederung 
des Kreditgewerbes, auf die in den gleichen Richtlinien 
wie folgt verwiesen wird: „Entsprechend der Umstellung 

er Lewerbesystematik ist das „Bank- und Börsenwesen” 

aus dem „Handelsgewerbe” herausgenommen und mit 
dem „Versicherungswesen” zu einer Gruppe vereinigt 
worden, die sich in 3 Wirtschaftszweige [„Bank- und 
Örsenwesen”, „private Versicherung” und „öffentlich- 
rechtliche Versicherung”) gliedert. Die beiden letzten 
Wirtschaftszweige stellen eine Erweiterung gegenüber 
1925 dar, da bei dieser Erhebung das gesamte Versiche- 
Tungswesen einen einzigen Wirtschaftszweig bildete.” 

‚In dieser dreifachen Unterteilung nach Wirtschafts- 
zweigen weist nun auch die Berufsstatistik die Zähl- 
ergebnisse für die Gewerbegruppe „Bank-, Börsen- und 
Versicherungswesen“” aus, während die Parallelveröffent- 
lichung der Betriebszählung, die sich auf die Angaben für 
die Gewerbegruppen beschränkt, nur eine Gesamt- 
ziffer der Gruppe „Geld-, Bank-, Börsen- und Versiche- 
rungswesen” darbietet. Wem die Untergliederung dieser 
sruppe aus zurückliegenden Veröffentlichungen vor- 
läufiger Ergebnisse der Betriebszählung nicht bekannt 
oder nicht mehr erinnerlich ist, müßte eine unmittelbare 
Vergleichbarkeit der beiderseitigen Gruppenergebnisse 
vermuten. Eine Gegenüberstellung der Zahlenreihen er- 
gäbe dann das folgende Bild: 


Beschäftigte Personen!) 


EENAA Insgesamt Männlich Weiblich 
srgebnisse der Betriebszählung . 393971 306980 86991 
Ergebnisse der Berufszählung .. 345452 265214 80238" 
+ der Berufszählung ta — 48519 — 41766 — 6753 


3) Hauptberuflich Erwerbstätige der Berufszählung, 


a der Betrachtung der Ziffern wäre an sich die 
o = me möglich und keineswegs fernliegend, daß der 
Un erschied zwischen den Ergebnissen beider Zählungen 
en auf „natürlichen Erhebungsmängeln beruht, als 
ie Betriebszählung die beschäftigten Personen vollstän- 

er 2 genauer erfasse als die Berufszählung, die sich 
— sehr viel zahlreichere und vielfach mangelhafte Ein- 
een stützt, Es könnten ferner die Ergebnisse der 
ie zählung zum Teil auch deswegen über denjenigen 
3 uizähling liegen, weil die Ziffern der letzteren 

re enberuflich Erwerbstätigen noch nicht enthalten. 
TE ra jedoch, um zu schlüssigen Feststellungen 
Sa ren auf eine frühere Veröffentlichung des 
re en Reichsamts zurück, die zwar noch als 

u ala bezeichnete, aber doch schon fast vollständige 
ne der Betriebszählung in einer weitgehenden 
schalt uajstematischen Aufgliederung brachte (,„Wirt- 
Be 5 Statistik 1934, Nr. 15), dann ergibt sich ein 
andersartiges Bild. Es zeigt sich dann nämlich, wie 


Geld- 


Ergebni 
gebnisse der und Bankwesen 


i 2 


Betriebszählung £: 
Berufszählung 


181 364 
175 710 


£ der Berufszählung. . — 5654 
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Das Kredit- und Versicherungswesen in der Berufs- und Betriebszählung. 
Zahl der beschäftigten Personen 


Versicherungs- 
wesen 


128 407 
169 742 


-+ 41336 
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die Zahlenübersicht 1 deutlich macht, daß die beider- 
seitigen Gruppenziffern insofern tatsächlich nicht mitein- 
ander vergleichbar sind, als die Gewerbegruppe „Geld-, 
Bank-, Börsen- und Versicherungswesen“ der Betriebs- 
zählung nicht nur im Kredit- und Versicherungsgewerbe, 
sondern darüber hinaus noch in ganz anderen Gewerben 
beschäftigte Personen umfaßt — annähernd 79000 Men- 
schen nämlich, die — nach den näheren Ausweisen der 
Betriebsstatistik — in 98 Kartell-, Syndikats- und Kon- 
zernverwaltungen sowie in 1492 „Verwaltungsbetrieben 
aller Gewerbegruppen” tätig sind. Gliedert man diesen 
an sich völlig anorganischen Bestandteil aus der Gruppen- 
ziffer der Betriebszählung aus, um eine Vergleichbarkeit 
mit der Gruppenziffer der Berufszählung zu erzielen, so 
gelangt man zu der Feststellung, daß nicht die Betriebs- 
zählung, sondern die Berufszählung eine größere Zahl von 
Erwerbspersonen im Gruppenergebnis verzeichnet, Und 
zwar weist sie die höhere Zahl nicht im Kreditgewerbe, 
sondern im Versicherungsgewerbe auf, im wesentlichen 
in der öffentlich-rechtlichen Versicherung (einschließlich 
Sozialversicherung), wie die folgenden Zahlenreihen 


näher verdeutlichen: Beschäftigte Personen!) in der 
Öffentl. rechtl. 


Privat- einschl. Sozial- 

versicherung versichtrung 
Ergebnisse der Betriebszählung . . 88 446 39 961 
Ergebnisse der Berufszählung ... 93 546 76 196 
+ der Berufszählung......... + 5100 + 36 235 


1) Hauptberufliche Erwerbstätige der Berufszählung. 


Demnach registriert die Betriebszählung in der öffent- 
lich-rechtlichen einschließlich der Sozialversicherung nur 
wenig mehr als die Hälfte des von der Berufszählung er- 
faßten Personenkreises. Da sich die Betriebszählung auf 
die gewerbliche Wirtschaft beschränkt, dürften sich die 
höheren Ziffern der Berufszählung vermutlich aus der zu- 
sätzlichen Erfassung von Erwerbspersonen in juristisch 
mehr oder minder unselbständigen Versicherungseinrich- 
tungen der öffentlichen Verwaltung erklären. Was auf der 
anderen Seite das Kreditgewerbe betrifft, so liegen hier 
allerdings bei wesentlich größerer Gesamtübereinstim- 
mung der beiden Zahlenreihen die Angaben der Betriebs- 
zählung über den Ziffern der Berufszählung. Gleichwohl 
würde wiederum die Annahme, man hätte es bei der Be- 
triebszählung eben mit einem höheren Grad von Genauig- 
keit zu tun, nur mit Vorbehalt zutreffen. Denn ein nicht 
unbeträchtlicher Teil der bestehenden Differenz ergibt 
sich aus der Tatsache, daß — nach Auskunft des Sta- 
tistischen Reichsamtes — die Berufszählung einzelne Ge- 
werbearten, die bei der Betriebszählung in der Gewerbe- 
klasse „Geld- und Bankwesen” enthalten sind, nämlich 
die Bausparkassen und Hypothekenvermittlung, aus er- 
hebungstechnischen Gründen in anderen Wirtschafts- 


zweigen erfaßt (im Wohngewerbe bzw. Hilfsgewerbe des 
Handels). 


Das bisherige Ergebnis unserer Betrachtung können 
wir jetzt dahin zusammenfassen: 

Für das Kredit- und Versicherungswesen sind die 
Gruppenziffern der Berufs- und Betriebszählung nicht 
miteinander vergleichbar. Sie können daher auch nicht 
wahlweise als Informationsquelle benutzt werden. Die 
Gruppenziffer der Betriebszählung umfaßt einen zum Teil 
beträchtlich größeren, zum Teil nicht unbeträchtlich 


Verwaltungs- 
betriebe 


Insgesamt 


| Summe 1 und 2 


388 430 
345 452 


78 659 


809 771 
345 452 


— 42978 
Zehlenübersicht 1 


+ 35 681 — 78 659 
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kleineren Betriebssektor als die Berufszählung. Sie ent- 
hält zunächst einen durchaus anorganischen Bestandteil, 
nämlich „Gewerbliche Verwaltungsbetriebe'' (Beschäf- 
tigtenzahl: rd. 79 000), deren Einbeziehung die Gruppen- 
Nomenklatur „Geld-, Bank- und Versicherungswesen“ 
der Betriebszählung äußerlich nicht erkennen läßt; sie 
erfaßt im „Geld- und Bankwesen” einen etwas größeren 
Teil von Betrieben und daher auch Beschäftigten, näm- 
lich etwa 3000 beschäftigte Personen mehr als — aus er- 
hebungstechnischen Gründen — die Berufszählung, hin- 
gegen im „Versicherungswesen”, insbesondere in der 
öffentlichen Versicherung, eine nicht unerheblich 
kleinere Zahl von Erwerbstätigen, nämlich insgesamt 
rd. 41000 weniger als die Berufszählung. Für diesen 
Wirtschaftszweig wie auch für die Gesamtgruppe sind 
daher nicht die Ergebnisse der Betriebzählung, sondern 
diejenigen der Berufszählung ganz offensichtlich genauer, 


Im. 


Wie steht es nun mit der Vergleichbarkeit beider 
Erhebungen, was die soziale Aufgliederung 
der Erwerbstätigen betrifft? Rein äußerlich baut 
sich das Ordnungssystem hüben wie drüben wieder recht 
gleichartig auf, so daß auch hier unmittelbare Vergleichs- 
möglichkeiten gegeben erscheinen. Wir stellen die ein- 
and.r entsprechenden Unterscheidungen beider Er- 
hebungen im folgenden gegenüber: 

Nach der Stellung im Be- 
triebe unterscheidet die 


Betriebszählung 
die folgenden Gruppen: 


Nach der Stellung im Berufe 
unterscheidet die Berufszählung 
die folgenden Gruppen: 
s Selbständige 
si u. 2 Eigentümer und Miteigenlümer, 
selbständige Erwerbstätige 
usw., Pächter 


Eigentümer, Miteigentümer, 
Pächter 


Leiter von Hausgewerbe- 
betrieben 


s3 w4 Direktoren, Betriebsleiter und 
sonstige Angestellte sowie 


Beamte in leitender Stellung 


Direktoren, sonstige Leiter 


Mithelfende Familienangehörige Mitheltende Familienangehörige 


b Beamte (ohne die Beamten in 
leitender Stellung) 


a Angestellte (ohne die Ange- 
stellten in leitender Stellung) 


al Fachangestellte, technische An- 
gestellte, Werkmeister usw. 


Technisches Betriebs- und Auf- 
sichtspersonal 


a2 Kaufmännische und Büro- 


Verwaltungs-, Büro- und kauf- 
angestellte 


männisches Personal 


Kaufmännische und Bürolchr- 
linge 

Gehilfen und Arbeiter 

Fabrik- und Handwerkslehrlinge 


li) Arbeiter (einschl. Heimarbeiter] 
1) d.h. Lohnarbeiter. 


Man sieht, die Unterscheidungen stimmen im all- 
gemeinen ziemlich weitgehend überein. Gewiß nicht in 
allen Einzelheiten, Es mögen z. B. die von der Betriebs- 
zählung in die Gruppe der Lohnarbeiter eingeordneten 
Gehilten in den Ziffern der Berufszählung bei den Fach- 
angestellten (a 1) erscheinen. Es könnte auch sein, daß 
die Berufszählung in der Gruppe der Betriebsleiter und 
Direktoren (s 3) Angestellte in leitender Stellung ver- 
zeichnet, die von der Betriebszählung teils dem techni- 
schen Betriebs- und Aufsichtspersonal, teils dem Büro- 
und kaufmännischen Personal zugerechnet werden, Aber 
gerade in letzterer Hinsicht werden wir bei einem Ver- 
gleich zu recht unvermuteten Ergebnissen gelangen, die 
erkennen lassen, daß die beiden Erhebungen auf die 
Frage, welcher Anteil auf Betriebsführer 
und Gefolgschaft entfällt, eine recht ver- 
schiedene Antwort geben. 

Wir lassen zunächst das uns hier interessierende 
Sondergebiet des Kreditwesens einmal außer Betracht 
und lenken unser Augenmerk auf das Ergebnis für einen 
größeren Bezirk der gewerblichen Wirtschaft, nämlich 
die Gewerbeabteilung „Industrie und Handwerk”, wobei 
wir zugleich den Vorteil erzielen, daß die vorhandenen 


Unterschiede der gewerbesystematischen Feingruppie- 
rung, wie wir sie im Vorabschnitt kennengelernt haben, 
völlig an Bedeutung verlieren. Tatsächlich ist denn auch, 
wie die Zahlenübersicht 2 unmittelbar erkennen läßt, die 
Uebereinstimmung beider Erhebungen hinsichtlich der 
Gesamtzahl des erfaßten Personenkreises eine vergleichs- 
weise ganz vorzügliche, Hier nun erklärt sich die pro- 
zentual ganz geringfügige Minderzahl der Berufszählung 
(1,6% des gesamten, und zwar — 0,9% des männ- 
lichen und — 3,5 % des weiblichen von der Betriebs- 
zählung erfaßten Personenkreises) im wesentlichen zwei- 
fellos aus den schon erwähnten erhebungstechnischen 
Gründen, die einen höheren Grad der Genauigkeit an 
sich bei der Betriebszählung wahrscheinlich machen. 
Was jedoch die Einstufungen in die verschiedenen 
Berufsgruppen anlangt, so treten bei ihnen nun allerdings 
zum Teil außerordentlich weitgehende Unterschiede in 
die Erscheinung, Man beachte, daß die Berufszählung 
im Sektor „Industrie und Handwerk“ insgesamt rund 
691 000 Personen weniger in die Gruppen der Eigen- 
tümer, Direktoren und mithelfenden Familienangehörigen 
eingliedert als die Betriebszählung. Und über 48 % dieser 
Differenz findet sich als Plus gegenüber der Betriebs- 
zählung allein in der Gruppe der Lohnarbeiter. Nun mag 
diese unterschiedliche Einstufung zu einem Teil auf rein 
erhebungstechnischen Gründen beruhen. Vor allem, was 
die Erfassung der mithelfenden Familienangehörigen be- 
trifft, werden die Angaben der Berufszählung die Be- 
schäftigung in familieneigenen Betrieben wohl nicht 
immer erkennen lassen. Soweit im übrigen dieser Kreis 
von Personen seine Tätigkeit nicht hauptberuflich, son- 
dern nur nebenberuflich ausübt, fehlt er vorläufig noch in 
den Ziffern der Berufszählung. Allerdings mag nach 
dieser Richtung auch das Zahlenmaterial der Betriebs- 
zählung nicht vollständig sein. Abgesehen jedoch von 
diesen erhebungstechnischen Gründen und Auswertungs- 
lücken ist trotz weitgehender äußerer Uebereinstimmung 
der beiderseitigen Ordnungssysteme die Einstufung in 
die verschiedenen Gruppen hüben und drüben offensicht- 
lich unter abweichenden Gesichtspunkten erfolgt, Kann 
nach ihrer „Stellung im Berufe” dieselbe Person in den 
Ergebnissen der Berufszählung z,B. der Gruppe der Lohn- 
arbeiter zugerechnet sein, die nach ihrer „Stellung im 
Betriebe” von der Betriebszählung unter den Betriebs- 
leitern erfaßt wird? Wie der Zahlenvergleich zeigt, ist 
dies offenbar möglich. Kennzeichnend für solche Fälle 
unterschiedlicher Einstufung sind die in Hausgewerbe- 
betrieben tätigen Personen. In den schon herangezogenen 
Richtlinien des Statistischen Reichsamtes zur Berufszäh- 
lung findet sich für diese Gruppe von Erwerbstätigen 
der folgende Hinweis: „Bei früheren Berufszählungen 
sind die HausgewerbetreibendenundHeim- 
arbeiter als besondere Kategorie unter den Selbstän- 
digen aufgeführt worden. Diese Lösung ist eine behelfs- 
mäßige, An sich müßten die Hausgewerbetreibenden den 
Selbständigen und die Heimarbeiter den Arbeitern zuge- 
rechnet werden, Das ist aber infolge der Schwierigkeit, 
beide Personengruppen voneinander abzugrenzen, bei 
einer Selbstzählung der Bevölkerung nicht möglich. Da 
von den 275000 Personen, die 1925 in beiden Gruppen 
zusammen ermittelt wurden, schätzungsweise 75.000 
Hausgewerbetreibende und 200000 Heimarbeiter waren 
und somit das Schwergewicht bei den Heimarbeitern 
liegt, sollen nunmehr Heimarbeiter und Hausgewerbe- 
treibende den Arbeitern zugerechnet werden, sie erhalten 
bei der Ausgliederung nach Berufen eine besondere 
Nummer, so daß sie also von den eigentlichen Arbeitern 
getrennt werden können.” Entsprechend dieser Ankündi- 
gung weist die Berufszählung bei der Ausgliederung nach 
Berufen eine Berufsgruppe „Heimarbeiter” mit insgesamt 
121 556 Erwerbstätigen aus (hiervon: 35 947 männliche und 
85 709 weibliche Erwerbstätige). Diese Ziffer umfaßt also 
die selbständigen Hausgewerbetreibenden ebenso wie die 
Heimarbeiter. Auf der anderen Seite verzeichnet die 
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Betriebsführer und Gefolgschait in der Beruis- und Betriebszählung. 


Ergebnisse für die Gewerbeabteilung „Industrie und Handwerk“, 


Gliederung der beschäftigten Personen nach 
ihrer Stellung im 


Betrieb!) 


Eigentümer, Miteigent., Pächter |s 1 u. 2 


hiervon männlich 
weiblich 
Direktoren, sonstige Leiter’)... 
hiervon männlich 
weiblich 
Mithelfende Familienangehörige 
hiervon männlich 
weiblich 

Verw.-, Büro- u, kaufm, Personali) 
hiervon männlich 
weiblich 

Techn. Betriebs- u. Aufsichts- 
Rersonal o waea Km. 
hiervon männlich 
weiblich 


männlich 
weiblich 


Gehilfen und Arb eiter°) 
hiervon 


Betriebszählung 


absolut 


1758 947 
1505 736 
253 211 
235 449 
126 839 
108 610 795 
485 020 
186 603 
298:417 
557 150 


338 471 
218 679 


244 667 
230 642 
14 025 

5 717 520 


4 362 051 
1355 469 


Ergebnisse der 


+ der Berufszählung 
Berufszählung 


absolut | % absolut 


1 489 868 — 269 079 
1243 744 — 261 992 
246 124 E ey 
25 635 — 209 814 
24 840 — 101 999 
— 107 815 
— 211 848 
— 139 870 
= RRG 
+ 101 825 
+ 83006 
+ 18819 


273177 

46 733 
226 444 
658 975 


421 477 
237 498 


354 629 
881 720 
22 909 

6 053 802 
4618 604 
1435 198 


+ 109 962 
+ 101078 
el 
+ 336 282 
+ 256 553 
+ 79729 


Betriebsangehörige insgesamt 8998 758 | 100,0] 8856086 | 100,0] — 142 667 |— 1,6 
hiervon männlich 6 750,342 75,0| 6687 118 75,5| — 63224|— 0,9 
weiblich 2 248 411 25,0| 2.168 968 24,51 — 79 443|— 3,5 


aaaeeeaa 
1) Nomenklatur der Betriebszählung. 
8) einschl. der Leiter von Hausgewerbebetrieben. 
5) einschl, Fabrik- u. Handwerkslehrlinge. 


Betriebszählung eine besondere Gruppe der i 
Hausgewerbebetrieben”, deren Zahl ieh in eher SH 
Handwerk auf insgesamt 156 663 beziffert (hiervon 51 933 
männliche und 104 730 weibliche). Dieser Personenkreis 
ist in der Zahlenübersicht 2 in der Gesamtzahl der 
Gruppe „Direktoren, sonstige Leiter” enthalten und er- 
klärt die hohe Zahl der weiblichen Betriebsleiter, Abge- 
sehen davon, daß die Betriebszählung somit im Bereich 
der Hausgewerbebeiriebe eine um 35 000 höhere Anzahl 
von Erwerbspersonen erlaßt als die Berufszählung, weist 
sie auch diese höhere Ziffer in der Gruppe der Betriebs- 
leiter aus, während nach den obigen Ausführungen des 
Statistischen Reichsamtes bei aller Schwierigkeit der Ab- 
A pune das Schwergewicht nicht bei den selbständigen 
: ewerbetreibenden, sondern bei den Heimarbeitern 
iegt. Offensichtlich geht also die Zähltechnik der Be- 
1 nebszäblung dahin, daß sie für jede gewerb- 
S i e Niederlassung — als die statistische Zähl- 
n Si der Erhebung — einen Betriebsleiterin 
nung stellt, auch wenn diese Niederlassungen 
T ie in ihr tätigen Personen ausschließlich Lohnarbeit 
Ür ani Betriebe verrichten oder, wie dies etwa im 
e itgewerbe bei gewerblichen Niederlassungen in der 
s e ie E alenkessen wos Wechselstuben der 
ist, er ın wirtschaftlicher noch in i iti- 
scher Hinsicht Selbständigkeit besitzen, Sns 


e Eigenart der Zähltechnik muß berücksichtigt 
> s er man den Kommentar richtig würdigen 
y a en das Statistische Reichsamt den einschlägigen 
es a der ‚gewerblichen Betriebszählung unter dem 
Š x u etriebsführer und Gefolgschaft in der gewerb- 
a Wirtschaft” mit auf den Weg gibt („Wirtschaft 
p Statistik 1935, Nr. 15 5.538). Wenn es dort heißt: 
E pa ohschnitt des gesamten Gewerbes entfällt etwa 
A e aes des Gesamtpersonals auf Betriebsleiter und 

ende Familienangehörige”, so handelt es sich um 


` 


2) Buchstabensymbole der Berufszählung. 
4) einschl. kaufm..u. Bürolehrlinge. 
6) d. h. Lohnarbeiter (einschl. Heimarbeiter). 


Zahlenübersicht 2 


eine zähltechnisch bedingte Abgrenzung, die nach der 
„Stellung im Betriebe” einen sehr viel größeren Perso- 
nenkreis in die sozial und wirtschaftlich verantwortliche 
Stellung des Betriebsführers verweist, als er sich nach 
der „Stellung im Berufe” aus den Eigenangaben der 
Beruistätigen ergibt. Läßt man die zur Familie gehörigen 
Mithelfer des Betriebsführers außer Betracht, so kommt 
man für die Gesamtheit der gewerblichen Betriebe zu 
dem Ergebnis, daß die Betriebszählung gut ein Viertel, 
die Berufszählung aber nur knapp ein Fünftel der Be- 
triebsangehörigen in die Gruppen mit selbständigen 
Funktionen eingliedert, Da sich das Statistische Reichs- 
amt in seinem Kommentar zur Betriebszählung der Ter- 
minologie des Gesetzes zur Ordnung der nationalen Ar- 
beit bedient, sei hinsichtlich der Einstufung der Haus- 
gewerbetreibenden noch darauf hingewiesen, daß nach 
8 5 Abs.2 dieses Gesetzes die Hausgewerbetreibenden, 
die in der Hauptsache für den gleichen Betrieb allein 
oder mit ihren Familienangehörigen arbeiten, ausdrück- 
lich zur Gefolgschaft im Sinne der Bestimmungen 
über den Vertrauensrat gehören. Tritt man, unter a 
grundelegung der Bestimmungen dieses Gesetzes, schließ- 
lich der Frage noch näher, wie viele der im Kommentar 
des Reichsamtes als „Betriebsführer” gekennzeichneten 
Personen vertrauensratspflichtigen Betrieben vorstehen, 
so kommt man naturgemäß zu einer weiteren sehr 
wesentlichen Begrenzung dieses Personenkreises. Es er- 
gibt sich dann nämlich aus dem Material der Betriebs- 
zählung, daß von 3 713 293 in den Gruppen der „Betriebs. 
leiter“ ausgewiesenen Personen nur 109 335, d. h, knapp 
3 % in solchen Betrieben tätig sind, die über 20 Personen 
— die zu erreichende Mindestzahl für die Errichtung PER 
Vertrauensräten — beschäftigen. Rund 48% des so. 


DETI Ke es 
samten Personenkreises der „Betriebstührer" ee 
überhaupt ohne Gefolgschaft, rund weitere 33 % in ge- 


werblichen Niederlassungen, die insgesamt nur been 
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Bücherbesprechungen. 
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Betriebsführer und Gefolgschaft in der Berufs- und Betriebszählung. 


Stellung im Betrieb bzw. Beruf 


Verw.-, Büro- u. kaufm. Personalt) 
Techn. Betriebs- u. Aufs.-Personal 
Gehilfen und Arbeiter?) ssa.» 

Betriebsangehörige insgesamt | 393 971 


1) einschl. kaufmännische und Bürolehrlinge. 
2) einschl. Fabrik- und Handwerkslchrlinge. 


3 Personen beschäftigen, und zwar mit der Maßgabe, 
daß hier neben den als Betriebsleiter tätigen Personen 
gesamtdurchschnittlich rund 50% auf mithelfende Fa- 
milienangehörige entfallen, 

Kehren wir nach diesem Exkurs auf Gesamt- 
bezirke der gewerblichen Wirtschaft wieder zu den Er- 
gebnissen der beiden Erhebungen für das uns inter- 
essierende Sondergebiet zurück, so dürfen wir nun schon 
vermuten, daß aus verfahrenstechnischen Gründen die 
soziale Einstufung auch hier je eine unterschiedliche sein 
wird. Da die Vergleichbarkeit der verfügbaren Gruppen- 
ziffern durch die im Vorabschnitt aufgewiesene gewerbe- 
systematische Uneinheitlichkeit getrübt ist, beschränken 
wir uns darauf, dem Gruppenergebnis der Betriebszäh- 
lung die Ergebnisse der Berufszählung getrennt für das 
Bank- und Börsenwesen und das Versicherungswesen an 
die Seite zu reihen. Wie die Zahlenübersicht 3 erkennen 
läßt, ist die Zuordnung zu den einzelnen Berufsgruppen 
strukturell tatsächlich recht verschieden. Weist die Be- 
triebszählung den Anteil der leitenden Betriebsangehö- 
rigen mit rund einem Siebentel aus, so beträgt er nach 
den Ergebnissen der Berufszählung im Versicherungs- 
wesen nur rund ein Vierzehntel, im Bank- und Börsen- 
wesen gar nur wenig mehr als ein Sechzehntel. Mag 
auch das Ergebnis der Betriebszählung möglicherweise 
durch die Einbeziehung der gewerblichen Verwaltungs- 
betriebe leicht beeinflußt sein, so unterliegt es doch 
keinem Zweifel, daß der Schwerpunkt der Differenz 
wiederum in der besonderen Zähltechnik der Betriebs- 
zählung liegt. Gleichzeitig wird aus den Ziffern der Be- 
triebszählung auch für dieses Sondergebiet deutlich, dab 
nur ein Bruchteil der von der Erhebung als Betriebsleiter 
erfaßten Personen solchen gewerblichen Niederlassungen 
vorstehen, die über 20 Betriebsangehörige aufweisen 
und daher gehalten sind, aus den Mitgliedern der Gefolg- 
schaft einen Vertrauensrat zu errichten. Daß darüber 
hinaus auch in dieser Gewerbegruppe wiederum ein ver- 
gleichsweise hoher Prozent der Betriebsführer, nämlich 
über 40 %, überhaupt ohne Gefolgschaft arbeitet, ist bei 
dem zahlenmäßig bedeutenden Anteil, der — insbeson- 
dere im Versicherungswesen — auf die in Vermittlungs- 
berufen tätigen Personen entfällt, ohne weiteres ver- 
ständlich, 

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß auch in be- 
rufssystematischer Hinsicht die Ergebnisse der beiden Er- 
hebungen nicht wahlweise und beliebig als Informations- 
quelle benutzt werden können, Wer sich über die soziale 
Berufsgliederung in der gewerblichen Wirtschaft unter- 
richten will, muß bei Benutzung des Zitfernmaterials der 
Betriebszählung-sich dessen bewußt sein, daß der in die 


Ergebnisse für das Kredit- und Versicherungswesen. 
Betriebszählung 


Geld-, Bank-, Börsen- und 
Versicherungswesen 


le nn nn nn 
in Niederlassungen | in Niederlassungen 


absolut | Set 


insgesamt 

TE 
Eigentümer, Miteigent., Pächter , 2183 56 
Direktoren, sonstige Leiter... . 33 192 8,4 
Mithelfende Familienangehörige . 1776 0,5 


286048 | 72,6 
14328 | 3,6 
36444 | 98 

100,0 


3 | 4 5 | ® 7 | 
445 | 2,0 5333| 30| sıs5| 54 
6390 | 19,3 ssiol 31) 3292] 19 
el 15 565 | 08 2979| 02 
199 539 | 69,8 146 265 3,3 | 187 070 80,8 
13019 | 90,9 3264| 19| 9085| 58 


Berufszählung 


Bank- und 
Börsenwesen 


Hauptberuflich 
Erwerbstätige 


Versicherungs- 
wesen 


Hauptberuflich 
Erwerbstätige 


mit über 20 Pers. 


89,3 | 12773] 84| 10871] 64 
64,0 || 175710 | 100,0 | 169 742 | 100,0 


82 530 
251 950 


Zahlenübersicht 3 


Gruppen der Betriebsleiter eingestufte Personenkreis aus 
zählungstechnischen Gründen nicht unbeträchtlich über 
die Zahl der Erwerbstätigen hinausgeht, die sich in ihren 
Angaben für die Berufszählung dem mit leitenden Funk- 
tionen ausgestatteten Personenkreis der Wirtschaft als 
zugehörig bezeichnen. 


Bücherbesprechungen. 


Mrozek, Kommentar zum Einkommensteuer- 
gesetz, nen bearbeitet von Dr. J. F, H. Peters, Rechts- 
anwalt in Köln. 620 Seiten Großokt. in Loseblattiorm, 
RM 16,50, Verlag Dr. Otto Schmidt, Köln. 


Der in Praxis und Wissenschaft bekannte und bewährte 
Kommentar zum Einkommensteuergesetz von Mrozek be- 
durfte in Verfolg des neuen Einkommensteuergesetzes vom 
Oktober v, J. einer völligen Umarbeitung, welche von Herrn 
Dr. Peters vorgenommen worden ist, Der Verfasser ist 
wiederholt mit steuerlichen Veröffentlichungen hervorgetreten, 
so daß die Gewähr dafür geboten ist, daß ein Fachmann das 
Werk im alten Geist fortführt. Die kurze Fassung und über- 
sichtliche Gliederung der Kommentierung wird dem Werk in 
seiner neuen Fassung zu den alten sicherlich neue Freunde hin- 
zuführen. Von Bedeutung ist, daß die Judikatur des Reichs- 
finanizhofs ebenso Berücksichtigung gefunden hat wie die 
Runderlasse des Reichsfinanzministeriums, Dadurch, daß der 
Verlag die Herausgabe in Loseblattform. vorgenommen hat, ist 
jederzeit die Möglichkeit gegeben, das Buch durch Ergänzungs- 
blätter wieder auf den neuesten Stand zu bringen, So wird der 
Grundsatz, den Mrozek seinem Handkommentar zum Preuli- 
schen Einkommensteuergesetz im Februar 1914 voraus- 
geschickt hat: „Aus der Praxis für die Praxis”, auch in Zukunit 
aufrechterhalten bleiben. Dr. Albrecht, Berlin. 


Baumecker, Handbuch des gesamten Reichs- 
erbhofrechts. 3. Aufl, 700 Seiten, kart, RM 15,— 
Gzl. geb. RM 16,50. Verlag Dr. Otto Schmidt, Köln, 
Hansahaus. 


Die soeben erschienene dritte völlig neubearbeitete Auf- 
lage bietet eine umfassende Sichtung und Verarbeitung des 
neuen Schrifttums sowie der Ergebnisse der Rechtsprechung, 
einschließlich sämtlicher veröffentlichten Entscheidungen des 
Reichserbhofgerichts bis in die jüngste Zeit. Die Fülle des 
Stoffes ist in den Erläuterungen zu den einzelnen Paragraphen 
des Gesetzes und der drei Durchführungsverordnungen ein- 
gehend behandelt, Die Voranstellung einer Inhaltsübersicht 
auch vor den Erläuterungen zu den einzelnen Paragraphen un 
ein sorgfältig bearbeitetes Sachregister ermöglichen die rasche 
Auffindung jeder Einzelfrage. 


